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68. Sitzung des Landtages Rhcinland-Pfalr 
am 24. Män: 1959 

Dit> Sit-1.\mg wird um 9.40 Uhr durch Vizepräsident 
Högler eröffnet. 

Vizepräi;ident ßögler: 

Ich eröffne die 68. Sitzung des Landtages von Rheln-
1.and-Pfalz. Die Beisitzer der heutigen Sitzung sind die 
Herren Abgeordneten Lutwi~zi und Schneider. Die Red
ner! iste Cührt Herr Abi;teordneter Lutwitzi. Entschul
digt fehlen die Herren Abgeordneten Kuraner, Lorenz.. 
Reichling, Herbert Müller. Dr. Wolf und Werner Kleln. 
Al~ Ga~thörer nimmt an der Sitzung teil eine Klasse 
dc.-r Bcrcit.schaftspolizei Mainz. Ich darf unsere Hörer 
hcn~lich begrüßen. 

(Beifall des Hauses.) 

Vor Bmtl'itt in die Tagesordnung möchte ich bekannt
geben. daß wir im Anschluß an die Ileratung des 
:r;inzelplanes 09 noch die übrige Tagesordnung am heu
tige n Tage erledigen wollen, und zwar handelt es sich 
um die Punkte 4, 6. 7. 8 und 9 der Tagesordnung. 

Ich ruft> nun zur Beratung den Einzelplan 09 - Mini
sterium für Unterricht und Kultus - auf. Berichterstat
ter ist Herr Abgeordneter Matthes; ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Matthe~: 

Herr Präsidt>nt! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! kh will mich befleißigen, meinen übrigen 
Kollegen in der Berichterstattung nachzufolgen und 
mich möglichst kurz zu fai;sen, soweit es der Einzel
pllm 09 bei seinem Umfange überhaupt ermöglicht. 
Bei eint>m Ge11amtvoiumen des Gesamthaushalts von 
1,2 Milliarden DM steht der Kultushaushalt mit 250 
Millionen DM an erster Stelle aller Einzelhaushalte, 
wobd die Personalausgaben allein etwa 161 Millio
nen DM ausmachen. Der Haushalts - und Finanzaus
schuß hat in einer zweitägigen Sitzung diesen Haus
halt beraN>n und ist s ich darüber klargeworden, daß 
noch eine ganz große Aufgabe auf dem Gebiete der 
Kultur auch dem kommenden Haushalt und der Be
ratung d es nächsten Landtages vorbehalten bleiben 
wird. - Ich darf nun den einzelnen Titeln folgen und 
zu der Drucksache II/542 wie folg t verfahren. 

Titel 107 beim Kapitel 01 - Ministerium -: Hler is t 
eine kleine Er·böhung des Ansatzes aus sacblichen 
Gründen vorgenommen worden. - Titel 240: Auch hler 
handelt es sich nw· um eine geringfügige E1·höhung 
für die Direktoren des Römisch-Gei:manischen Mu
seums und des Institutes für Eux-opäische Geschichte. 
Der Ansatz wurde um jeweils 400 DM erhöht, macht 
7.Usammen 1 :WO DM. 

Kapitel 02 - Allgemeine Bewilligungen -: Hier ersehen 
Sie ;.ius dem Titel 630, daß d er Ausschuß die Zuschü:;se 
für Vulksschulen von 6 350 000 DM auf 8 350 000 DM 
N'hiiht hflt niese El·höhung wird nicht allein mit dem 
S.idtl>cdarf begründet, sondern der Ausschuß war der 
Meinung, der Regierungsvorlage in diesem Punkte 
nicht folgen zu können, weil hier 2 Millionen DM aus 
den 6 Millionen DM für die höheren Scllulen entnom
men worden sind. Der Ausschuß glaubte nicht, der 
Regienmgsvorlage stattgeben zu können, daß man 
diese 2 Millionen DM auf den allgemeinen kommu
nalen Finanzausgleich anrechnen sollte. 

Bei Tite l 641 hielt der Ausschuß es für erforderlich, 
die für Theater, Orchester usw. ei~cplanten Zu-

schüsse von 2 650 000 DM um 350 000 DM zu <'rh{)h.-.n 
und damit auf 3 Millionen DM Cestwste llen. 

Zum Titel 643 bei demselben Kapitel: Hins ichtlich der 
notwendigen Förderung des Volkshochschulwesens und 
de r Erwachsenenbildung war d t>r Ausschuß der Mei
nung, 1faß man den Kredit von 500 000 DM au[ 630.000 
DiYl"erhi5ften sollte mit dem Zusat z, daß für diese Aus
g;i.~ d<.>r § 3 des Haushaltsfeststellungsgeselzes - näm
lim jener Sparparagraph - keine Anwendung finden 
soll. Beim Titel 648 wurde auf Antt·ag der Regierung 
ein Betrag von 200 cmo DM eingeplant für den Neu
bau der Stadtbibliothek in Trl1>r; d ar.lt hatten der 
Ausschuß und det I..andtag ja schon früher entspre
chende Beschlüsse gefaßt. 7.um TitE'l 649: Hier handelt 
es sich lootglich um rP.rfakt.ionelle Ände rungen. Zum 
Titel 65ß: Wie Sii" aus der Erläuterung ersehen, ist 
auch hler eine geringfügige Erhöhung von 5 000 DM 
beschlossen worden. Es handelt fiich um Pinf'n ein
maligen Zuschuß für Landesgeschichte und Volkskunde 
im Trierer Rrmm 

Kapitel 03 - Johannes-Gutenberg-Universität - : Hier 
dari ich bitten, daß Sie die Vorlage 542 ein.mal ge
nauer ansehen. Die beid<!n Titel 65 und 68 stellen 
korrespondierende Titel zu 607 und 699 da r. Der Aus
schuß war dabei der Auffassung, daß ei; empfehlen~
wcrt sei, sowohl die Zuschüsse des Bundes und der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft in jener Höhe . an
zusetzen, die dem etwaigen Aufkommen entsprechen 
könnt.P. Titel 102 betrifft die Amts7.ulage und die 
Dienstaufwandsentschädigungen für den Rektor. den 
Prorektor und die Dekane. Der Ausschuß war d~r 
Meinung, den Regelungen an den übrigen Hochschulen 
in Deutschland zufolge, auch hier für den Prorektor 
e ine entl'p!'echende Amtszulage in Höhe von 1 000 DM 
einplanen zu sollen. Zu Titel 103: kh bitte, die Vorlage 
zur Hand zu nehmen, sonst werden Sie es wahrschein
lich nicht. ganz mitbekommen~ was hierzu zu sagen 
ist. Eincr~its ist der ~ldansatz tür die Dienstbezüge 
für außerplanmäßige Beamte nach Meinung des Aus
schusses etwas überhöht und um 50 000 DM gel~ürzt 
worden, andererseits waren sieben Stellen infolge 
sachlichen Bedads beim Institut für Kernphysik ein
zuplanen; und schließlich war die Erstattung ni1C'h 

Tit-el 607 nicht für 11, sondern für 18 kw-Slellen ab
zusetzen, so daß sich im Geldansatz folgendes Bild 
ergibt - es ist notwendig, das zur Erläuterung und E r 
gänzung dessen zu sagen, was in der Vor lage steht -: 

1. Für außerplanmäßige Beamte 
Grundgehalt 
Ortszuschläge 
Kinderzuschlag 

2 149 700 DM, 
340 200 DM. 

78 500 DM. 

zusammen 2 568 400 D M. 

Und hiervon sind abzusetzen auf Grund 
des Titels 607 18 kw-Stellen mit einem 
Geldansatz von 254 000 DM, 

bleiben also. wie in unserer Drucksache 
vargesehen, zusammen 2 314 400 DM. 

Weiter noch zu Kapltel 03 - Universität - : Die Titel 
106 und 107 enthalten geringfügige Erhöhu~cn, die 
infolge der Personalbewegung 7.wangsläufig~r Natur 
slnd. Titel 606: Hier hat der Ausschuß im Hinblick 
auf zu erwartende Bundeszuschüsse den Ansatz zur 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses von 
200 000 DM auf 300 000 DM erhöht und die H öhe der 
zu bewilligenden Stipendien von 150 DM a uf 200 DM 
bzw. von 350 DM auf 400 DM festgesetzt. Die Titel 
607 und 699 sind, wie bereits b emerkt, korrespon
dierende Titel zu den Titeln 65, 68 und 103. 
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Kapitel 04 - Universitätsklinik Mainz - Titel 10: Hier 
handelt es sich um eine notwendige Klarstellung in 
der textlichen Abfassung der Drucksache. Der veran
s1.hlagte Betrag beziffert sich auf 57 900 DM und ist 
beim Innenministerium in Kapitel 20 Titel 300 und 
folgende ausgabemäßig verrechnet. Der Titel 61 ist 
für die Folge zu streichen auf Grund des Kaufver
trages mit der Stadt Mainz über die Universitäts
kliniken. Der Ausschuß hat dem Vertrag in seiner Sit
zung am 12. März 1959 zugestimmt. Titel 68: Dieser 
Titel ist neu eingeführt worden, nachdem der Bund 
sich bereit erklärt hat, die für das Röntgen- und Str~h
leninstitut erforderlichen zusätzlichen Personalkosten 
für insgesamt 11 Hilfskräfte mit 100 000 DM für 1959 
zu übernehmen. Es wird die Aufgabe des Kultusmini
steriums sein, daiür besorgt zu bieiben, daß der Bund 
auch weiterhin für diese zusätzlichen Leistungen auf~ 
kommt. Titel 104: Wie Sie aus den Erläuterungen zu 
Titel 104 ersehen, handelt es sich hier lediglich um 
eine interne Verlagerung der einzelnen Positionen. 
Durch diese Dispositionsänderungen soll es ermöglicht 
werden, insbesondere dem nachgewiesenen Schwestern
mangel in den Kliniken abzuhelfen. Bei Titel 203 han
delt es sich um eine Erhöhung um 10 000 DM infolge 
sachlichen Bedarfs. Im Titel 206 war die Position 7 -
Kostenbeiträge für Heizung, Strom, Gas und Wasser 
fi.ir die Hebammenlehranstalt - mit 14 000 DM zu strei
chen, dagegen war die Position 2 desselben Titels in
folge sachlichen Bedarfs zu erhöhen, so daß sich also 
der Titel in seinem Gesamtansatz nicht verändert. Bei 
den Titeln 400, 401 und 606 handelt es sich lediglich 
um redaktionelle Änderungen unter Bezugnahme auf 
korrespondierende Titel. 

Kapitel 07 - Volksschulen -: Hier darf ich feststellen, 
daß im Gegensatz zu den vom Ausschuß beschlossenen 
Erhöhungen einzelner Geldansätze der Ausschuß der 
Meinung war, daß es vertretbar sei, den Geldansatz 
für die Planstellen der planmäßigen Beamten um 
1 Million DM zu kürzen, ohne daß dadurch eine Aus
wirkung auf den Stellenplan einzutreten braucht. Der 
Ausschuß ist vielmehr der Anregung gefolgt, eine 
weitere Lehrerstelle für einen Blinden-Oberlehrer zu
sätzllch einzuplanen. Bei den Titeln 600 und 602 wur
den die Ansätze geringfügig erhöht. Im übrigen han
delt es sich auch hier um redaktionelle Änderungen. 
Hinsichtlich des Titels 698 habe ich bereits das Erfor
derliche bei Kapitel 04, Titel 68, ausgeführt. 

Kapitel 23 - Landesamt für Denkmalpflege -: Hier 
glaubte der Ausschuß, bei Titel 603 einem dringenden 
Anliegen entsprechen zu sollen, wenn er a) einen Zu
schuß von 50 000 DM für den Wiederaufbau der Raschi
Synagoge in Worms eingeplant hat, und wenn er den 
Zuschuß Cür den Wiederaufbau des Altpörtels in Speyer 
von 20 000 DM auf 30 000 DM erhöhte. Weiter hielt es 
der Ausschuß für erforderlich, um die Voraussetzungen 
für den Wiederaufbau des Schlosses in Zweibrücken 
zu schaffen, einen einmaligen Zuschuß des Landes in 
Höhe von 50 000 DM vorzusehen. 

Bei Kapitel 26 - Landesbüchereistelle - glaubte der 
Ausschuß die segensreiche Arbeit dieser Einrichtung 
dadurch besonders fördern zu sollen, daß er den Geld
ansatz von 225 000 DM auf insgesamt 240 000 DM er
höhte und die interne Verteilung entsprechend änder te. 

Kapitel 31 - Kirchen -: Bei Titel 612, Zuschüsse zum 
Wiederau(bau, Neubau und zur Instandsetzung von 
Kirchen, bestand im Ausschuß Übereinstimmung, daß 
es angebracht erscheine, den vorjährigen Ansatz mit 
900 000 DM wiederherzustellen. 

Damit darf ich meinen Bericht schließen und das Hohe 
Haus bitten, der Drucksache II/542 seine Zustimmung 
zu geben. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Bögler: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne die 
Aussprache. Ich erteile das Wort dem Herrn Abge
ordneten Dr. Christoffel von der Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Dr. Christoffel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich entgegen der allgemeinen Gepflogenheit, mit dem 
Unterbau unseres Schulwesens, den Volksschulen, zu 
beginnen, einmal mit den höheren Schulen an!angcn. 
Wenn die höheren Schulen zur Zeit auch nicht so im 
Brennpunkt der öffep.tlichen Diskussion stehen wie 
beispielsweise das 9. Schuljahr, die Frage der Lehrer
bi1dung oder diie Förderung des Nachwut'h~es <1n dC'n 
technischen Schulen oder die St'udentenförde"rung an 
den Hochschulen, so sollte uns doch die Sorge um die 
höheren Schu.J.en, die Mitte und Mittlerin zwis<.Tien 
Volksschule und Hochschule, nicht weniger beschäf
tigen. Man sollte nicht mehr mit dem alt:en Laden
hüter der undemokratischen StandCJ>schule kommen, 
und. auch nicht mehr mit der auch in diesem Hause 
schon gehörten Legende, unser Schulwesen sei ein 
Kind des Biedermeiers und aus den ihm damals ver
paßten Kinderschuhen noch nicht herausgekommen. 
Auch auf das andere Schlagwort., nämlich <las von der 
verwalteten Schule, sollte man nicht alle Schulmisere 
abladen, so, als ob dickköpfige Kultusminister und 
engherzige Oberschulräte an allem Übel s<.Tiuld seien; 
denn seien wir doch gerecht unct ehrlich, nicht die 
Verwalfung vergewaltigt den Bildungswillen der hö
heren Schulen, sondern die Vermassung ist des Pudels 
und des Übels Kern. Und hier hat auch die Ifoi!-ung 
einzusetzen. Diese Heilung kommt aber auch nicht von 
dem an.deren so beliebten Schlagwort, von der diffe
renzierten Einheitbschu!e. 
überhaupt ist mit Schlagv.rörtern nur wenig oder gar 
nichts getan, und auch nicht mit kühnen Entwürfen zu 
einem Neubau der höheren Schule mit den Stockwer
ken Einheitsuntersi:ufe, differenzierter Mittelbau auf
geteilte Oberstufe, Stufenabitur. Wenn man de~ Ruf 
nach der differenzierten EinheiL~sdmlc als von der 
Demokratie gefordert begründet', so ist zu ::.>agen, daß 
es eine freiheitliche Demokr atie ohne eine wirkliche 
demokratische Elite nicht geben ka nn. Man drehe und 
wenide sich, wie man wtll, wenn die höhere Schule 
ihre ureigene Aufgabe wirklich und eht·lich erfüllen 
soll, so muß ihr die eigentliche Wesens- ·und Zweck
bestimmung, eine Auslese- und Leistungi;schule rn 
sein, wiedergegeben werden. Gewiß, in der hol!l1zivili
sierten Gesellschaft unserer Zeit ist Bildung in viel 
·stärkerem Maße und für viel mehr Menschen al5 frü
her nötig und der Drang nllch höherer Bildung in 
kräftigem Ansteigen begriffen. Wir sehen es an dem 
Ma.ssenansturm auf die höheren Schul<>n .und <lie 
Universitäten: denn leider werden die höheren Schu
len allzu sehr als Zuteilungsstellen von besseren So~ 
zialchanccn - wie eii der Soziologe Sche!sky formuliert 
hat: - betr achtet, und demnach wird auch verfahren, 
Die höhere Schule soll aber ihrer Bes timmung nach 
die vornehmllch theoretischen Anlc1gen fördern und 
diese auf aka demische Studien vorbereiten. Um aber 
die Jugend zum Eintritt, in die gesellschaftlichen Füh
rungsschichten heranzubilden und. tauglich zu machen, 
daru braucht: e s außer gründlicher Sachkunde eine 
Vorstellung vom Lebensga nzen und die Fähigkeit de:· 
Unterscheidung des Wesentlichen und schließlich und 
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Jia.upbächlich sogar ues heute leider so oft vermißten 
Mute:'\ zu eigener Verantwortung. Gewiß, es geht um 
Bildung, um Allg~einbüdung, aber im richtig und 
konkret verstandenen Sinne dieses in so vielen As
pekr.en schillernden Beg!'iffes. Er kann aber im prak
ti>0<+1·c·n Vi>rst;in<lP nicht Univers!ll.bikhmg im Sinne 
C'f't' ~;rta~~11ng dC'r g<in7en weitl'11 Welt sein, !Kindern 
doch immer nur die jed€'m ein'l.elnen und für seine 
cigl~ne Verantwortung aufgegebene Welt, in deren 
M:Ue dm- Flenif st~ht. 

Darum hllt die höhere Schule eine Leistungsschule z.u 
""' n uml ke-in~ Schule der ViE'lwisserei und Stoffmasf_ 
diP pl:-mm.ilßlg die Mittelmäßigkeit erzeugt, statt Men
>chP11 von gi>w>r-Q.Pnhi>ft'er S'f'lbi>tverantv,rorfung, se1'b

"' iindrgn Dcnkkrnft und unabhängigem Charakter. 
K~r~ch'26n~te-iner h~i schon 1908 gefordert, die Schu!e 
.illf ein M·inimum des Lehrsioffe~ ;i;up;unsten eines 
lvTRx•mums der Vcrfiefung zu be:>chränken. An der 
höhi:-ren Sd111I«' sinirl <iie vielen, wio es Heinrich Wein
~;UlC'k "' nm•tl ausgedrückt hr-1t, fehl am Platz, die gar 
ni('ht an ein Bildiungs;r.iet denken, sondern nur mö.s:
lichst weit mit. Hilfe eines BerechtJgung.,:fahTscheins 
nach <lern billtg!::ten Gehirnt$.rlf kommen wollen. So
lang·e aber gewerbli<:he und auch handwerkliche Bc
t'ric-be noch Lehrlinge mit Primareife oder gar Abitur 
::udwn 'und <iuch die str-t<itlichen und kommunalen Bc
ilür<len ihnen da noch mit schlechtem Beispiel voran
geh(•n, br.,.ucht man sich nicht zu wun>Clern, wenn fal
H'ht•r Ehrgei;r, und aull längst versunkener Zeit noch 
ubrig gebliebener Standesdünkel vieler EJtern die 
\'Pik~- und Herufsi<chule au~hungern Jassen und au('h 
dil' Mitt'>:>\l'dl•Ule überheblich ve'l'meiden. 

(Beifall bei der CDU.) 

6 u W('kht:>n Tragödien es oft führt, wenn fehlgerichtet.e 
Eltermorg-e die Kinder um ihre besten Lebenschancen 
hrin.e;t, ist nur allzu bekannt. Eine mittlere Reife soll
tf'n jung"' Menschen, die entspre<:hend ihren Anlagen 
und NPigungen zu einem der vielfältigen und schönen 
HPt·ofe gewerblich mittelständischer Art - um es ein
lllil 1 summari sch ~o zu be7ieichnen - oder der mittleren 
•.in<l gehobenen Beamtenlaufbahnen hinstreben, nicht 
;wf f!pr· höheren, sondern auf der Mittel~chule i:;uchen. 
vVir halten deshalb dafür, daß die Mittel- oder Real
schule tatkräftig geförd·ert und in zweckmäßiger Streu
un~ übet· das ganze Land verbreitet werden sollte. 
Un<i e~ i::ot ~ehr zu wiin~('h'f'n , i11>R :<ich der neue Land
t;tg alsbald nach der vordringlichen Neufassung des 
Beruf!'schulgesetzes auch zu einer gesetzlichen Rege
l\mg des Mittelschulwesens entschließt. 

Es ü;t auch - und das soll an dieser Stelle auch einmal 
J!;e~agt. werden - zu fordern und zu hof!en, daß im 
Hahm(>n des Düsseldorfer Abkommens über die Spra
chenfolge möglichst viele höhere Schulen unseres Lan
de~ von der Möglichkeit Ge.brauch m a chen:, das Latei
n i..;1.:ht:' <H1 di-e z.weite Stelle zu setzen., damit die einst 
führenden M·enschen in unmittelbare Berührung mit 
der bildungsmäcb.tig~n antiken Human.itas kommen. 
l·;in ZPii:hen dafür, wie sehr uns auch die höhere Schule 
nkht tuinder als die Volksschule am Herzen liegt, ist 
di<J Tattiache, daß die beiden letzten von dies.e'ffi Hause 
vernb~chiedeten Gesetze lebenswichtige Fragen der 
hölwren Schulen behandeln, ich meine das Privatschui
W':-l:'l7. trnd d'ls ('"'setz über die öffentlichen höheren 
:-lch1il~n . Jdi Mlaube, der nun scheidende Landtag kann 
e~ als eine seiner bedeutsamsten Leistungen ansehen, 
li<d$ er df-n Privatschulen, die als ein integraler Be
,t;mdteil des höheren Schulwesens die Idee echter 
demokratischer FT~iheit innerhalb unseres Erziehungs
~y~temR darstellen, und mit ihren besonderen päd
;1gogii;ch1;n Möglichkeiten und ihren Internaten großen 

crzieherisdlen Nutzen stiften, ihr ihnen verfassungs
mäßig verbtirgtes Lebensrecht auf eine gesunde Grund
lage gestellt hat; die einer segensreichen inneren Wei
terentwicklung Raum gibt. 

Wenn das Gesetz über die öffentlichen höheren Schu
len zunäch~t auch das Zi'f"l h<lL die lei5tungsiwhwachen 
kommunalE'n Schulträger zu -entlAsten und ein·en an·ge
messenen Finanzau~gl~ich zwis..:ht>n Stadt, Staät, Land
krctse'h Ufid kreisfreien Stii.dten herl>eizuführen. so isl 
docll auch der dam[t veröundene pädagogisL!he Gewinn 
sehr hoch anz.uschlagen. Ich meine, daß eine einheit
liche RechL~grundlage für die I.ehrPr, eine vereinfachte 
Schulverwaltung und gleichmäßige Versorgung mit 
Lehrmitteln und Schulbedarf mit wesentlich erhöhten 
finanziellen Zuschüssen des Staates zu einem Lei-

Leistungssteigerung führen wird, 

(Abg. Haehser: Das sollten Sie einmal ' in Trier 
sagen!) 

Vorzüge der Neuregelung, di-e bf>~onders unserer Ju
gend in den ländlichen Gegenden zugute kommen. 
Gute Schl.llen kosten nun einmal Geld, und zwar viel 
Geld. 

(Abg. Hülser: Sehr richtig!) 

Und ~o begrüßi'n wir es auch, daß df'r neue Etat di·e 
beachtliche Summe von fast 5 Millionen DM vorsleh1, 
um zehn höhere Schulen des Landes zu neuen, den Er
fordernissen moderner Pädagogik entsprechenden Ge
bliuden :zu verhelfen, sei es, um Kriegs?.er.störungen zu 
bcse'fti!l(en oder notwendige ErnP.uerungen oder Erwei
terungen zu ermöglichen. 
Wir haben jüngst die Woche der Brüderlichkeit ge
habL. Dei der vom m~mscti.lichen wie vom staatspol iti
schen Gesichtspunkt gleich wichtigen und nützlichen 
Erörterung dieses bedrückenden Res tes elner noch un
bewältigten Vergangenheit ist mit Recht Klage geführt 
worden, in den Schulen und nicht zuletzt auch in den 
höheren Schulen i;ei noch nicht alles , was möglich und 
noLwendig ist, getan wordi:m, um unsere Jugend über 
diese zusammenhänge aufzuklären und dadurch zu 
echter Toleranz im humanitären und christlichen Sinne 
zu erziehen. Das steht im Zu!>ammtmhaug auch mit der 
politischen Gemeinschaftserziehung auch mit der po
litischen Gemeinschaftserziehung in der Schule, für die 
sich leider noch nicht alle Lelll'el' genügend aufge
schlossen zeigen. Sie sollten abl!r erkcn·nen, daß hier 
eine Lebensfrage unseres Volkes angesprochen wird: 
Penn bei aUer Achtung vor der demokratischen Gewis
sensfreiheit, auch des Lehrers, gilt es h ier doch, eben 
diese so kostbare-, unter so viel Opfern errungene demo
kratische Freiheit zu erhalten und gegen di·e ideolo
gische Be<lrohung aus dem Lager der kommunistischen 
Diktafurcn abzusichern_ 
Daher unterstützen wir auf d as nachdrücklkhs toe den 
Appell, den d~r Herr Bundeskanzler anläßlich der 
Wo1.:he ul:!r 8rüderiicbkcit an die Erziehet· gt!richtet hat, 
doch viel sti\rkoer als' bisher die Erziehungsmacht der 
lebensnahen Zeitgeschichte und der politischen Ge
mein!lchaftskunde auf unsi>re .Tugi>nd w irken zu Jassen 

{Beifall bei der CDU.) 

Und nun noch ein Wort zur Frage der Schu lgeld- und 
Lernmittelfreiheit. Ich weiß, nachdem das ~;.irgebiet 
sie beschlossen 1.1.nd jüngst aueh Baden-Württemberg 
einer stu!enweise Einiuhrung der Lernmitte lfreiheit 
zugestimmt hat, sind wir das einzige Bundesland, in 
dem eine generelle Befreiung von den 8chulko;Sten noch 
nicht besteht. 

(Abg. Haehser: Ja, wir sind die einzigen! -
Weitere Zwischenrufe bei der SPD.) 
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(Dr. Dr. Chrlstarren 

- Bitte, hören Sie weiter, was ich zu der Frage zu 
sagen habe. 

(Abg. Dr. Kluding [zui:- SPD]: Ist das so schlimm? 
- Abg. Haehser: Das ist sehr schlimm!) 

Idi habe den Zustand ja ganz klar aufgezeigt. Das 
bedeutet aber nicht, meine Damen und Herren, daß 
unsere effektiven Leistungen auf diesem Gebiet sich 
nicht sehen lassen könnten. Dafür nur einige Zahlen
beispiele. Im neuen Etatjahr werden in den staatlichen 
höheren Schulen 40 v. H. der Schüler Schulgeldermä
ßigung und 50 v. H. Freistellen in den Internaten der 
Aurbaugymnasien genießen. ln den Pädagogischen 
Akademien beziehen 50 v. H. Schulgeldermäßigung und 
40 v. H. Internats-Freistellen. In den staatlichen In
genieurschulen wird das Studiengeld um 30 v. H. er
mäßigt und an der Universität waren 30 v. H. Ge
bührenermäßigung vorgesehen. Es wird Ihnen aber, 
meine Damen und Herren, gleich ein gemeinschaft
licher Antrag aller Fraktionen vorgelegt, nach dem 
erfreulicherweise dieser Prozentsatz auf 35 v. H. er
höht wird. 

(Abg. Haehser: Warum nicht die allgemeine 
Schulgeldfreiheit?) 

Alles in allem weist unser neuer Etat annähernd 8,2 
Millionen DM für diese Zwecke aus. Gewiß, die CDU 
stand bisher und steht grundsätzlich noch auf dem 
Standpunkt, Individualförderung sei besser als Mas
senförderung, 

(Widerspruch bei der SPD.) 

und die allgemeine und automatische Befreiung von 
den Unterril!htskosten sei nicht das wirksamste Mittel, 
unser Ziel der Begabtenförderung in Verbindung mit 
der Schaffung sozialer Aufstiegsmöglichkeiten zu er
reichen. Wir sind der Meinung, es ist nicht angängig, 
der wachsenden Zahl von Eltern, die Geschenke nicht 
nötig haben, solche auf Staatskosten zu machen, 

(Sehr gut! bei der CDU.) 
wenigstens solange nicht, meine Damen und Herren, 
uls die vordringli<.:hsten Aufgaben noch nicht gelöst sind, 
nämlich die Schulraumnot zu beheben, den Schicht
unterricht völlig zu beseitigen und die Klassenfrequenz 
auf ein pädagogisch wünschbares Maß herabzusetzen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Wir ver treten auch den volkserzieherischen Standpunkt, 
daß man doch auch auf die hohen sittlichen Werte und 
Kräfte nicht verzichten sollte, die darin liegen, daß 
Eltern und Kinder für die höhere Ausbildung und den 
sozialen Aufstieg Opfer bringen müssen, die sich im 
Leben, auch v om Cha rakter her gesehen, lohnen. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Fuchs: Schlechte 
Logik! - Unruhe bei der SPD.) 

Hören Sie doch zu, was ich sage! 

(Abg. Da uber C.: Aber nicht die Begabten!) 

Darum haben wir von der CDU bisher an der indi
viduellen Begabtenförderung festgehalten, dabei aber 
nicht versäumt - und das betone ich sehr nachdrück
lich -, wie ich vorhin mit einigen Zahlen dargelegt 
habe, in der Gewährung von Geschwisterermäßiguni
gen, Freistellen und Erziehungsbeihilfen recht groß
zügig zu verfahren. Unsere effektiven Leistungen sind 
wirklich nicht geringer als die der Bundesländer, die 
in einer stufenweisen Einführung der Befreiung von 
den Unterr ichtskosten begriffen sind. 

(Abg. Fuchs: Da sind sie für Schulgeldfreiheit! -
Abg. Huehser: Das ist nur ein Drumherumreden!) 

Aber wir sehen in unserer bisher wohlbegründeten 
Haltung kein Dogma, und wir werden uns, wie übri
gens an dieser Stelle früher schon wiederholt betont 
worden ist, nicht verschließen, zu gegebener Zeit, d. h. 
im neuen Landtag, mit der generellen Verwirklichung 
der Forderung nach Schulgeldfreiheit zu beschäftigen. 

(Abg. Fuchs: Gott sei Dank! - Abg. Kölsch: Warum 
denn nicht gleich? - Abg. Haehser: 5-0 dafür und 50 
dag.egen! Das haben wir gern! - Unruhe bei der 

SPD. - Abg. Fuchs: Dann ist es zu spät! -) 

Ein Wort noch zu unserer Johannes-Gutenberg-Uni
versität! Wir begrüßen es mit Genugtuung, daß sich 
unsere verhältnismäßig junge Landesuniversität be
reits z:u einem im Reigen der deutschen Hochschulen 
gleichrangigen Mitglied und einer auch im Ausland an
gesehenen Bildungs- und Forschungsstätte entwickelt 
hat. Wir freuen uns, daß unsere von Anfang an der 
Universität gegenüber positive Einstellung entgegen 
der in noch nicht weit zurückliegender Zeit auch hier 
im Hause vorhandenen Ablehnung, sich nun allgemein 
durchgesetzt hat. 

Das Land hat in den vergangenen Jahren und auch 
wieder im neuen Etat Beträge für den Ausbau der 
Universität zur Verfügung gestellt, die im Rahmen 
unseres Kultushaushalts recht beachtlich sind. Dafür 
genügen unsere neuerrichteten Institute und Kliniken 
nun aber auch allen modernen wissenschaftlichen An
sprüchen und üben erfreulicherweise eine sehr starke 
Anziehungskraft auf die Studentenschaft aus. Bei aller 
Genugtuung darüber sei aber gerade hier ausdrücklich 
festg-estellt, daß wir von der CDU grundsätzlich und 
mit allem Nachdruck dafür .eintreten, daß - obwohl wir 
in einem naturwissenschaftlich-technischen Zeitalter 
leben - und gerade darum die Geisteswissenschaften in 
gleicher Weise gefördert werden wie die Naturwissen
schaften. 

Unsere Universität entwickelt sich immer mehr zum 
geistigen Mittelpunkt unseres Landes, in dem sie ja, 
wenn wir von den Lehrerakademien absehen, die ein
zige Hochschule ist. Wenn wir schon die Kulturhoheit 
der Länder für einen Wesensbestandteil unserer föde
rativen Bundesverfassung ansehen - und wir christ
lichen Demokraten tun es sehr nachdrücklich -, dann 
müssen wir auch Wert darauf legen, daß das Bildungs
wesen unseres Landes eine geistige Spitze hat, die an 
Bedeutung dem Unterbau entspricht. Wir halten die 
derzeitige Studentenzahl von 5 100 - davon 800 an der 
Dolmetscherschule in Germersheim - für eine Größen
lage, die unseren Landesverhältnissen angemessen sein 
dürfte und die man nicht noch wesentlich zu erhöhen 
sich bemühen sollte. Da insgesamt 8 000 Landeskinder 
Hochschulen besuchen, 

(Abg. Haehser: Landeskinder ist schön!} 

davon 2 000 unsere Landesuniversität, so dürfte auch 
in dieser Zahl ein gesundes Größenverhältnis gegeben 
sein. Glücklicherweise ist die leidige Diskrepanz, un
ter der die meisten anderen Universitäten, besonders 
die Mammutgebilde mit 11 000, 12 000 und mehr, ja 
16 000 Studenten, wie München, leiden - nämlich, daß 
der Andrang der Studenten jährlich zunimmt, wäh
rend die Zahl der Hochschullehrer, die nicht gleichen 
Schi:-itt hält, völlig unzureichend ble ibt -, bei uns längst 
nicht so besorgniserregend. Bei uns ist die geistige und 
auch persönliche Begegnung zwischen Studenten und 
akademischen Lehrern, auf die es so entsl'heidend an
kommt, noch einigermaßen möglich. 

Wenn wir also dafür sind, daß man das Volumen der 
Universität nicht künstlich aufblähen sollte, so wiln
schen wir andererseits, wie es auch der Bundeswissen-
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~chaftsrnt befürwortet, daß bei der Verteilung der 
Lehrstühle Sch·werpunkte gebildet werden. Wir stellen 
uns eine Um.itruppierung im Schwerpunktsinn so vor, 
ciaß entlegene Forschungsgebiete, deren lierücksidJ.t'i
gung sich äl1S der Entstehung unserer Universität er
kl::irr>n mag, mit der personellen Erledigung des betref
fr-nd0n I ,Phr;;tuhles rugun:::ten zentraler Lehr- und For
~dnmgsbi:reidte aufgegeben werden. Daß man auf diese 
\VL'i~>' z. H. zu i>inem zusätzlichen Lehrstllhl für Be
t l'i<'bt<wii·t~chil ft.slellre kommt, der dringend erforder
lich ist, bt>sonders auch mit Rücksicht auf die St.u
dPnten vnn Germersheim. hegrüßen wir. 

J·;~ ist erfreulich, d;;iß wir vom Bund üb<'r den Wissen
t<di;iJ ts1·Ht fiir .Oü• Zw1"<'kfornchu.ng ;in unserer Hoch
>chule etw~ '5 Miliinnen DM 7'U erwarten haben, der 
uns ~ieben wis."ensrhaftliche Assi~tcnten - wie der 
Beril'htei·i,:tat'ler eben ausgeführt hat - aus Bun1d~

mitt~ln 711gebHligt hat, Die Wissen.Rchaft.sförderung 
lib"r~l'hl'eit.Pt eben, was d1m Umfang der Aufgaben und 
das A.u•maf:I der aufzubringendem Mittel angeht:, die 
Hf'1d1we1te der Länder. Das bedeutet aber nicht: eine 
Ein~chl'~inkung ihrer K1llturhohP.it u.n.ct dari auch kei
ne~w>'gs dazu führen. Es erscheint d<ih€<I', a-uch vom 
L~inrlerl'!l<indpunkt aus gesehen, als zweck- und sinn
\·cill, <l~lS der Wissenschart'srat. beauftragt wurde, um 
ckn Hückt<t.and gegenüber der Außenwelt nachzuho11en, 
der <lun:h <l,ie Versäumnisse während des Naziregimes 
uml <lt>r langen Nachkriegszeit eingetreten ist, einen 
Ge,;1mtplan !ür die För<lerung der Wissenschaften :m 
c•r<:1rl>eit.tn und hiel'bci di-e Pläne von Bund und Län
dern aufeina11Jder abzustimmen. 

Mit d{'r Föriderung der Universitfü und der wlRsen
'chaftlichen Forschu.np.; hängt auch die Studienförde
nmg ~ng >.u;;ammen. HiPr können wir mit Genull,tuiung 
f~~•~tellen. ICifl ß !'ich <lie wirt.~ch;iftliehe Lage der Stu
d~nl'en nach der Einführung d('T Unterhaltsstipendien 
und Da rlehen na~h dem Honnefer Modell entscheiden•d 
gf'lw~s"'rt h<it. Mit B\!friPdigiinig h1:<:f'n wir vor Pin lg'P.n 
Tagf"n, daß der Bund seinen Beitrag über den Vor
,_d1lng ·der RundesrPgiPrun~ hinaus um 6.4 Millionen 
auf oll,4 Millionen DM erhöht hat. Hier ist a'Uch zu 
,;1)-(('n, und zwar mit AnE'rkrnmmg ·bezüglich der Ift'i
stungswilligkeit unseres Landes auf diesem GebieC, 
dal.I Hheinhrnd-Pfal:r. m den Ländern gehört, die bei 
ck r g0nwinselrnf1lichPn H ilfe durrh Rund tm<l Land für 
d;t- :-\1 'lciPt\tP!l ·clie ihm zukommend1e Vcrpfüchtun_g bis
lwr in voller Höhe erfüllt. hat. Wil' h1•z„icitnen es ~ils 
"·n r1•1·h I, t)efriedigendes Ergebnis dieser Anstrenimn
gE-n. \vr·n.n n•.tn el'wa ein Drittel unsere.r StndPnten, ~o
·seH ;.ie bee;abt und bedürtti J?: 1<i!ld, mit einer .beacht
; ' t•lwn Studit>nhi lfe gefördE>rt we?"den können, einE>r 
H; l!P. nn di·e wir Alten in ttme-ren Studient::igen niMH 
c" nm;-; l im Tra ume denken krinnt'en. 

Auch in der l<'Öl'derung des tec-hnisehen Nachwuchses, 
von r\<'r in d<>n Letzten .Jahren i:oviel die Rede war, hat 
un ~Pl' 1-and i~ute Fort."chritte aufzuweisen. Seitdem im 
,iahr0 l!lfüi im ganzen Bundf'sgebiet die Bestrebungen 
"in~1·f;- t en. die Ingenie"U:rsctmlen w~gcn des )i(roßen 
Man~el~· >Jn Tec-hnikern - die d~1mals mit 30 000 ge
' ehi•t·,t wui·<i<-n - besnnrlers tRtkräfti,g „,u föroern durch 
Erw<:>iterungen und durch moderne teC'hnische Au:<:1<tat-
1 uni;. hat: Rheinlan<l-Pfalz die Zahl seiner Schulen von 
"iP\wn auf :wht erh6hen können. 1n der e;IPi<'hen Zeit. 
' Ll'l4 die Zahl der Studierenden von rund 2 400 Ruf 
nmd ;3 201) und d 0ie der hauptl'lmtlichen Dozenten an 
dc11 lngen.1eurschul(~n von 141 auf 186. 

W<lhren<l das Land 1956 an Haushaltsmitteln hli>r über 
l .4 Millionen DM aufgewendet: hat. weist der n~ue 
.1.;1 ;1t utH;r 2.5 Millionen DM auf. Berückslchtigt man 
d;; ;.o:u ;,ueh nocli. di,e Beihilfe des Bund-C'~. die für das 
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kommende EtatJahr über I.3 Millionen DM ausm1<•.cht. 
so ze·igen diese Zahlen, daß die Bemühungen unser.,.~ 
Landes, z.u einer Kapa:i:iläberweikrung der Ingenieul'
sch.ulen ;r,u kommen, zu einem recht beachtlichen ~1·
fol,g ge!ührt haben. 
In ei.ner ~~hr el'freulichen Weise habc~n i;lch bei uns die 
Lehrgän!IJ:e z1.1r ErlRng~mg der I!'achschulreife entwik
kelt; denn wir hören, daß zur Zeit ~n 15 Leh1·gängen 
l 500 ,Jugendliche auf <l'en Bel'lll'h Qf'r Ingenieurschule 
vc1.rbe.rcitet wel:'den, so daß diese doid<urch entlastet 
werden, weil sie sich .die Voz·bereitung <ier Anwärter 
.in Vorsem.e~tern. ersparen können. Wir mochtt!n nkht 
.v~rn,ii;1.1m~n. , dj\1n„ kommimalen Behörden, die s~ch für 
die Einrichtung di·ei;er LE!hr.gi1:1l!w :nur Erlangung der· 
Fachschulrieifo •unt.e.i· finanziellen Opfern eingiesetzt h:a
ben, zu danken und zu weiterer· Mithilfe bei d'er För
tiet:Üng ":ct~s""tec'hnTschen rif!ldi.wuchses, besonders auch 
a:u.s unseren ländlichen Gebiet'en, zu ennuntem. 

{Beifall bei der CDU.) 

Wir halten es für richtig, d;:iß das Kultusministerium 
es abge.l.ehnt hat, auf die Wünsche für eine zu s.tiarke 
Hpe?.,ialisierung bei den Ingenieurschulen einzugehen. 
Auch die Industrie i.st entschieden geg;Pn ein~ ver
frühte Sp.ezlali.sievung. Auch wir sind der Auffas811.lng, 
daH an den ln.genleurscliulen vor allem Grundla,gen
kennföisse vermittelt und die SpezialaushHdung soweit 
wie möglich den industriellen Werken über.Jassen wer
den sollte. Das hindert s.elbstvcrständlich nicht, ·daß 
den be<rechtigten Anforderungen der Klein- und Mit
telindustrie un<l besonders <le:s Bauwesens, wo eine 
Spe'LialausbikLung in eigener Regie kaum möglich ist:, 
an unseren Ingenieurschulen ent::.prochen werden sollte. 
Daß endlich auch die Staatsbauschule in TrJer nun
mehr mit der langcrsehnten und so dringend notwen
digen Envej1.,.nmg rei:hnen ke1nn, nach.dem ein Betrag 
Iür de:n l . .ßauabschnitt in den ~t'at eingeplant ist, ~·el 
noch mit B~k'iedigun.g verbucht. 
Gewrn kann m..in, mane Damen und Herren - und 
damit komnre ich z.um Schluß -, für die Erziehungs
und Kulturaufgaben in unserem Lande g·ar nicht ge
nug tun, und es .sind für den, der aus dem Zahlenspiel 
des Etllts id-a s MaJj dC'r Wirkung dieser Zuhlen ins 
Leben zu lesen vermag, noch manche Wünsche uner
füllt gcbli1!!ben oder nicht' in dem el'hofften Grade 
erfüllt worden. Das gilt nicht nur in den von mir arw;e
:;;chnitte.n.en Bw.·ottich~n. :.ondern auch in .ctcnen wie etwa 
der Voiks-, llcrnis- und Mitt.elschule. über die mein 
Ko.Uege Hülsier nachher noch sprecll.en wird. Abf'r wenn 
ma.n sich aul dem Boden einer Politik <ies Möglichen 
und nicht des Wün~chba.l.'en bewegt, wie es ein verant
wo1'luni;;::;IJ~l1(He1· Politiker tun sollte. dann muß man 
•.ugt!l.iu1, daß wir uuch in die-sem Etat wieder einen 
Sclu·ii~ weitergekommen i;in<i, und daß das Verhältnis 
des Kult.uret.it.s von 250 MiHionen DM. w;r> wir E'b"n 
gehört ,hab~n. zum Gernmth::rnshalt nicht ungi.instig ;~r 
DRs Bild wi.1!"doe noch mehr an Fa11be gewinnrnt, wimn 
man die Fortschritt~linie- im verftoss'C'nen ,JilhrzPhnt 
rnhlenmäßig v~rfol~en woJ.ltf', 

Mir l>lt.ibt n1m R<:'h!uß nur noch <l€r aufrkhfi.ge Dank 
an alle, die opferfrPud.ig mit1ge\•rirkt haben an der müh
sam~m, aber auch begliickc·nden ArlJ..,il in un;;e1·er Kul
tur- und Sc:hu.lpolitik [n allen ihren Verzweiigung1en, 
und bleibt d•:r innig.e "INtms~h . daß die guten KräJ~ 
e iner gc~uruflt>n AufwÄrtsentwi1.:klung auf •d.em kult'ur
politischen Gf>hiete in unserem Lan<le nicht erlahmen 
möchten. 

(Beifall bei <ier· CDU und SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 

Ich erteile das W0rt dem HPrrn Abgeordneten Kuhn 
von der Ft~ktlon der SPD. 
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Abg. I\:uhn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn der 
umfangreiche Foliant, nämlich der Haushaltsplan des 
Ministeriums für Unterricht und Kultus, uns vorgelegt 
wird, dann ist die Frage aufgeworfen, ob der Inhalt 
das Diktat des Herrn Finanzministers oder ob er der 
Ausdruck der Staatskunst des Herrn Kultusministers 
ist. Es ist nicht unwichtig. 

(Abg. Matthes: Oder das Ergebnis einer verant-
wortlichen Beratung!) 

wer dem Haushaltsplan den Stempel aufdrückt; denn 
die Faktonm dieses Zahlenwerkes strahlen hinaus auf 
das gesamte Bildungswesen, bis hinaus in die kleinste 
Dorfacliule, und bestimmen den Umfang des Bildungs
wesens, die Intensität und das gesamte Bildungsniveau. 
Was also der Herr Kultusminister dem Finanzministe
rium aus den beherrschenden Krallen - so darf ich 
doch einmal sagen - entwindet, das ist immerhin ein 
kulturpolitisches Aktivum. Wir möchten den Herrn 
Kultusminister zu einem solchen vorgehen ermuntern, 
obwohl wir feststellen dürfen, daß der Herr Finanz
minister, aus hartem nordischen Holz geschnitzt, 

(Leichte Heiterkeit im Hause.) 
die Einzelheiten der Finanzwirtschaft wohl beherrscht 
und darin dominiert. Darin liegt Ihre Stärke, Herr 
Finanzminister, allerdings auch Ihre Schwäche gegen
über dem Haushaltsplan, der uns hier vorgelegt ist; 
denn hier entsdleiden nicht die beherrschenden finan
ziellen Gesichtspunkte, sondern hier sind d ie bildungs
politischen Erfordernisse in allererster Linie heraus
zustellen. Dabei denken wir nicht an hochgespannte 
Pläne; vielmehr können wir sagen, daß wir für die 
Gegenwart und für die Zukunft noch r echt große Auf
gaben zu bewältigen haben. 

Aber gehen wir mit aller Realistik an die Dinge heran, 
um nun zu einem Beispiel zu kommen. Da greifen wir 
auf die Bestimmung des Herrn Finanzministers zurück, 
daß nicht mehr als 120 zusätzliche Schulstellen im 
neuen Etat aufgetan werden sollen. Unseres Erachtens 
ist das eine willkürliche Zahl; denn der Bedarf ist vom 
Stundpunkt einer fortschrittlichen Schulpolitik nicht 
ganz vollständig überprüft, insbesondere im Hinblick 
au( die hohen Klassenfrequenzen. Man kann heute 
schon sagen: Je mehr Lehrer, um so weniger Klnder 
in der Klasse - eine Forderung, die tatsächlich mit den 
Leistungen der Volksschule, von denen erfreulicher
weise - und idl sehr darin eine Wendung in der Kultur
politik der CDU - Herr Kollege Dr. Dr. Christo!!el qtlt 
so großem Nachdruck gesprochen hat, in Einklang ge
bracht wet·den muß. Denn auch die Volksschule ist die 
Schule. bei der man das sogenannte Massenproblem 
nicht übersehen dar!; und ich muß hier einmal sagen: 
Die Klassenfrequenz in ihrer Höhe ist eigentlich das 
Spiegelbild der Kulturleistung eines Staates. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.) 
Denken wir daran, daß wir in Europa an der letzten 
Stelle stehen! In England kommen 28,1 Schüler auf den 
Lehrer, in Schweden 23,7, in Holland 34,1, in den Ver
einigten Staaten 24,8 und in der Sowjetunion 17. Meine 
Damen und Herren! Wie sieht es anders noch im großen 
und ganzen aus? Da sprechen nun einmal die Zahlen, 
die die Massen hier kennzeichnen: daß wir 763 Klassen 
haben, die mit mehr als 50 Schülern besetzt sind, und 
62 Klassen, in denen mehr als 60 Schüler unterrichtet 
werden. 

(Abg. Fuchs: Das ist Vermassung!) 

Demzufolge kann geschlossen werden, daß nicht 120 
Mehrstellen geschaffen werden müssen, sondern zu
mindest 150, Herr Minister! Ich muß schon sagen, wenn 

der Herr Finanzminister hier seinen Griffel ansetzt so 
müssen wir dagegen angehen; denn mit demselben 
Recht können wir eben das nachweisen und das an
dere fordern. 

(.i\bg. Hülser: Aber die Lehrer müssen ja auch 
da sein!) 

- Bitte, Herr Kollege, darauf werden wir noch zu spre
chen kommen. 

(Abg. Kölsch: Da müssen wir ihnen gute Voraus-
setzungen geben!) 

Ich darf fragen: Warum 120, warum nicht 121? 
Ja, meine Damen und Herren, das hat irgend
eine Konsequenz! Ich frage nämlich nach dem 
einen Lehrer, den wir irgendwo brauchen, wo Not am 
Mann ist; denn es ist Schulnot festgestellt. Ich nehme 
nur ein Beispiel aus dem Hunsrück. Meine Damen und 
Herren! Von dort habe ich den eindeutigen Bericht 
eines Schulfachmannes. Ein Lehrer einer konfessio
nellen einklassigen Schule in einem Dorf des Huns
rücks ist auf Monate hin erkrank t. Über ein halbes 
Jahr wird er vertreten durch den Kollegen der a nderen 
einklassigen Schule, und da der Kollege Lehrer, der 
Vertreter, nun letzthin zwei Schulen betreuen mußte 
kürzte er den Unterricht der eigenen Schule und 1.<cr~ 
sah den Unterricht an der anderen Schule mit dem 
Rest der ihm zugemuteten Unterrichtsstunden. Das Er
gebnis dieser bescheidenen Anforderungen an unter
richtlichen Unterweisung zeigte sich nach geraumer Zeit 
in dem Bildungsstand der Schüler. Und nun hören Sie 
bitte, wie dieser aussieht. Das 7. Sdluljahr konnte die 
Rechenaufgabe 175:2 nicht aus dem Kopf rechnen. Das 
4. Schuljahr strandete an der Addition B + 7. Das B. 
Schuljahr bewältigte nicht die Aufgabe 34,6: 0,125 im 
schriftlichen Rechnen. In der Raumlehre waren keine 
Kenntnisse vorhanden. Die Oberstufe hatte keine 
Ahnung von dem Bau einer Blüte. Das 8. Schuljahr 
gab die Gebrüder Grimm und Goethe als berühmte 
Musiker aus. 

<Heiterkeit bei der SPD.) 

Von ihnen wußte keiner etwas von Wilhelm Tell. Beim 
Diktat ergaben sich folgende Durchschnittsfehlerzahlen: 
4. Sdluljahr 16,1, 5. Schuljahr 8,5, 6. Sdluljahr 4,2, 7. 
Schuljahr 8, 8. Schuljahr 6 Fehler. Dei:" verstorbene 
Kultusminister Dr. Finck hätte seine Freude daran 
gehabt, die Abgänger dieser Schule auf die Frage zu 
hören; wo München liegt. Von drei Schulabgängern 
wußte nur einer, daß München in Bayern liegt. Er hätte 
seine Freude daran gehabt, weil damit, wenn diese 
Schule in der Pfalz gewesen wäre, das bayerische 
Staatsbewußtsein ausgetilgt worden ist. 

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Und dann druckt die Re
gierung auf Glanzpapier im "Führer durch Rheinland
Pfalz von Abis Z": „Heute werden die Lehrpläne wie
der an allen Schulen erfüllt." -
Meine Damen und Herren, gestatten Sie diese Kritik. 
Die von mir bestimmt nicht erfundenen Angaben über 
den tiefen Stand der Bildung sind das Ergebnis des 
Unvermögens, eine genügende Anzahl Lehrer bereitzu
stellen. Wenn hier das Finanzministerium steuern will 
dann müssen wir sagen, das ist ein Anschlag gegen da~ 
Bildungsbewußtsein unserer Zeit. 

(Abg. Haehser: Sehr richtig!) 

Wir wollen diesen Notstand nicht verallgemeinern, aber 
es soll ein F ingerzeig sein; denn er kann ja nicht a us
bleiben, wenn keine Vertretungslehrer da sind. Hier 
trifft keinen Lehrer eine Schuld. Wir fordern jcdqch, 
daß der Kultusminister Schritte unternimmt und durch 
die Bezirksregierungen die Berichte anfordern läßt, bei 
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denen festgestellt wird, ob Notstände eingetreten sind. 
Es dürfte Ihnen indes nicht entgangen sein, daß die 
~chulisme Organisation in dem vorangegangenen Falle 
vc>rsagt hl'lt, und zwar deshalb, weil es dem VerU-e-
1ung:<lehrPr unwrsagt war, die Klasse der anderskon
fe;;;;innellen Schule mit der eigenen Klasse zu kombi
nil"r<'n. Mf'ine Damen und Herren! Das geschah auf 
Erlaß der Bezirksregierung. Das Prinzip der Konfessio
nalität ze itigte in diesem Falle eine ÜLi=1·!ipitzung und 
~d1uf unenl'i-igliche Verhältnisse; sie sind be.scb.ä.mend1<: 
Tat.srichen rles Schultiefstandes. Wir erwarten, daß der 
Hf'rl' Kultusminister derartigen ÜbcrspitZ1.mgen ent
~··gi'nl ritt und anordnet, daß in solchen Fällen, bis auf 
Rl'ligion und an<lere Gesinnungsfächer, die Schüler 
?:u~ammengcführt werden. Das Tabu der unterrlcht-
1 ic-heo Berührung mit A.ndersgHiubi~en L.'n sd!u!isc.llen 
Not;.: t.;oind ist eine unerhörte Unverantwortlichkeit ge-
1!1•niihc>r <ien bildung'S- und :staatspolitischen Notwen
digkeiten unserer Zeit. 

<Sehr richtig! Beifall bei der SPD.) 

Wer die konf Pssi•melle Aufspaltung unseres Schul
·we~cns hundertprozentig vertritt, muß wn so mehr 
dafür Sorge tragen, daß die entsprechenden Lehrkrä!te, 
die t>rforderliche Organisation und erst recht die iin.an
zi~·llen Mittel bereitgestellt werden, damit ein Ausgleich 
zwischen der niederen Klassenfrequenz der konfessio
ll('llen Zwergi:;chulen und den überdimensionalen 
Klai::scnfrequenzen in den Städten der anderen Schulen 
~eschaffen werden kann. Das zu beurteilen ist eigent
lich die Aufgabe des Herrn Kultusministers. Wir fragen 
ilm. ob er seine zuständigen Experten zur Erstellung 
<lil•s(!1' Bed::irfspläne angesetzt hat. J)()nn bekanntlich ist 
t•s dod1 so, daß wir einen § 9 des Volksschulgesetzes 
haben, wonad'1 die Klassenmeßzalü von dem Herrn 
Minister für Unterricht und Kultus festgesetzt wird. 
Da heißt es: Dabei ist anzustreben, daß die Kl;~ssen
st.ärke in de n Volksschulen die Zahl 40 nicht übersteigt. 
- \Vir wi.>!'>en nicht. ob der Herr Minister von sich uws 
den ~ g susp~ndiert hat, jedoch wollen wir einmal fra
gen. Wenn auch der Lehrermangel hiet· etwas anderes 
diktiert. müi;sen trotz und alledem die Soll-Stellen und 
die soÜ-7.ahlen der Lehrerstellen einmal deutlich her
ausgestellt werden, damit man überluiupt für dle Zu
kunft planen kann. Man hat uns gesagt; Mit 450 neuen 
Lehrern, die am 1. April 1959 eintreten, haben wir 
eigentlich das Entsprechende erreicht. - Meine Damen 
und Herren. wir können feststellen, daß 600 angefordert 
::ind. wenn wir g~naue Nachforschungen halten. 

<Kultusminister Dr. Orth; Es sind auch 3 000 Kinder 
mehr!) 

- Hcrl' Minister. es sind 23 000 Schulneulinge mehr als 
Abgänge. Darin sehen wir das Bedrohliche. Die Lawine 
der Schulneulinge kommt auf uns zu, 

<Abg. Fucl1;l: Die starken Jahrgänge!) 

und wir können bestimmt nicht die Hände in den Schoß 
icg(~n. 

Bedarfszab.l.en für 19fül, und wh' w1.~sen, wie ,;ie auf 
kameralistische Weise zustande komrnf'n. ER gehört 
jedoch heule :i:um öffentlichen Bewußtsein einer Kul
turn<1.tion, <lili.ß ~Ue Schulausgaben repri:isenlativ rü1· die 
gesamten Anstrengung""n eines Vol·kes sind, sich im 
fortschreitenden W<;ttbewe1:b der Ind:u~trienationen zu 
bt:haupt~n. Diese Sclbstbchuuptui1g sd11lel3t nicht nur 
die Wahrung des l3i.:sCehe-uden, sondern auch die Siche
rung des zukünfti..gen Wohlstandes in sich ein. Wenn 
e~n~ Nati9n. e~i;i~n Bejtrag für SchulE>n aufwendet, der 
höher oder niedriger ist a.Ls deT entsprechende Auf
wand imderer Nationen, so hat dieser Vorgang ga nz 
·gewaltige Konsequenzen. Sie erstrecken sich auf die 
Au:;.sich:t:Cn dieser Nation .im internationalen Wet.tbe
wci:;b, .:Es wird.lhnen einle'Ucll.len, w enn ich Ihnen sage, 
daß dl~ kleine japanische Nation und daß Sowjetruß
J.arui weit mehr aufwendet vom Volkseinkommen und 
vom SozialprQdukt als a!Je westlichen Staaten in ih
rem Verhältnis zueinander. Meine Damen und Herren, 
ich will hit-r keineswegs dem Vorsd1ub lci~.ten, was so 
i:fw<is ist wie die Sput.nik<>ng;.1., .fiie ln Amerika umge
gangen ist und die e!gentlieh. dort zur Überprüfu11g 
d·es StanA:les der Bildung und der Wissensch:-dft gefülll't 
hat. Wir slnd von oder Sputn-lk~ngst nimt befallen, und 
wir W<•tlt:!n auch hi~r keinem Bildungiiimp~:riHli:=:mu ~ 
Nahrung geben. Indes wollen wir einmal ganz deut
lich sagen: Nicht' d.ie Atomsprengköpfe des Herrn 
Strauß, sondi!rn die weitgehend~ Dereitscha(i :cur Stei
gerung der materiellen Grundlagen dies Bildungs
wesens i;fdlern die geistige Sub~tam. •und das geist.igf' 
Vermögen und damit s<:hle<..'hthin das mat'.e-rie11e Ver
mögen unseres Volkes. 

' (.l'.;.e:bhaftet :Se!!all bei der SPD. - Abg, Hülser: 
' Dumlt ist sogar Herr Strauß einverstanden!) 

- So, ich. hoffe, dat.I er dann in Anerkennung dessen 
macht, was wir hier zu ~·erhandeln haben. Aber er 
wil1d sofort erklären: Da3 gebört nicht in meinen Be
reich, nach <ier föderallst:ischen Gliederung gehört das 
einzig und aliein in die Zuständigkeit der Länder. und 

"wtr· h!lben. d'$tUber nicht zu befinden. kh g'laube, oonst 
hätte er ~chnell sein Herz entrleckt und wül:'dc einige 
MiU!arden abtreten aus seinem Aufrüstungsprogramm. 
das v:lellelcht: eines schönen Tages m ehr als fraglich ist. 

(Abg, Hertel: Di:ls i.st zu :;chün, um wahr zu sein!) .. " 
Es sind Überlegungen l:ln:tustellen. und zwar ganz kon
krete t1ber!1?.gunge-n, m~ine Damen und Herren. d~r
über, ob der · Stand unseres Bildungswesens unserer 
Wirl:llcll.u.ft und unserem Wohlstand entspricht. D ar
über f>.ind wissenschaftliche Fc.sl.Stelh.mgen in der 
UNl!~SC:O ersirbeitet wor<ien, und Vetigll:'iche m it den 
Plnz~lnt;>n N11t.ionen liegen vor. Die~e Deobachtungen 
e~~~en· ~kh auf ~.ln!gE> .fahnf'hnte ri.ickwnrt.F, und 
auch die Zahlen für <lie BundesrPpulJlik sind markiert. 
Man st.ellt:e z. B. fest. daß En~land. Holland. -Oie USA 

1 
und Japau gegc.nübet· 192J9 crh~blich höhere Leistun-
gc.n für d·as 8ild·1.1ngsw.-?sen <•UfhringPn. D<1s Jtleinl?. Hol

l l<tnd - nehmen Sie bille einmal dieses Beispiel -
Und warum fordern wir nun, daß die künftige Soll- '"l "· "" ' 'b'rW~~fi'T!f~''~'.'f\•''."'J!t:'<les Volkseinkommens fiir 8Mwl
St1'll('m:aht der Lehre'!' he11ausgesteilt w.il:d? Nun des- 1 · m1~~nh~rl: "~uf. ÜHl!l WMPn P~ 4,!i v. H.: die Zahlen für 
irnih, weil wir n icht für d:e moment'ane Situation ot·ga- j England sind 2,!5 v. H. ·gegen 4,3 v . H., die ZahJen für 
nb•1ere•1, und di;;pon ieren; -0€.fln gerad!:! Bildungspolitik d!e ·usA 3,07 v. H. gl:!gcn 5,19 v. H. Die Bundesrepu-
vcrlangt d.as Abstecken auf weite Zeiträume. Zumal · blik hat dagegen 1956 den Stand von 1929 noch nicht 
dHnn. wenn wir eine or~anische Entwicklung unserel' l einmal l'!Tt'ekht.. Damals warE>n e~ :l,96 v. H. dr~ Volks-
Sehulrn Rllf Plnen höheren Stand het•beiführeu wollen, cinkommens, 1956 wnrt•n es nur 3,li4 v. H. Ich glaub„, 
m11U planmal!ia; und systematisch dlc zukünfUge Ge- damit ist - man kann sagen - eine Dokumentation ge-
~faltung ~·orbereitet und an.gestrebt weroen. t · "•sdmff~"flb:: die \V'e!mnrct Republik, die uns bei allem 
Jch n11nnll" vorhin das Wort ,.Bedarfszahl".Darunter ver- ' Dunltlen.. was .die Geschichte über diesen Zeitabschnitt 
:-f Pht man die in die Zukunft ger.ichteten Bemessu.n- verbreitet, doch die Weimarer ReµulJlik in einem ge-
g l' ll de!< 1"1n1mzhmillrf}: Hnf ein~ bestimmte Anzahl von w1ssen ~eren Glanze zeigt, weil man damals ~chon 
.i;ihr<'n hinau~. Un~er HnushaJt.qplan ent'hält nur dl:e wußte, was man dem Bildungswesen schuldig war. Nur 
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dem Dritten Reich blieb es vorbehalten, den Abstieg 
zu bereiten, um im Machtrausch das zu unterschätzen, 
was als unveräußerliches Vermögen erhalten und ent
wickelt wel'den muß. 

Es steht fest - und da spreche ich auch !ür den Herrn 
Ministerpräsidenten, der gestern mit den Zahlen des 
So1.ialproduktcs operierte -, wir haben einen Auf
schwung der Wirt.<;cha!t und des Wohlstandes nach 
dem zweiten Weltkrieg zu verzeichnen, und wir haben 
;.iuch die gesteigerten Ausgaben für das Schulwesen 
uufgebracht. Die Gesamtausgaben für die Schulen und 
das Hodu;chulwesen belaufen sich im Jahre 1951 auf 
ß2 Millionen DM, im Jahre 1956 auf 158 Millionen DM 
und für 1959 können wir mif rund 200 Millionen DM 
l'<)Chncn. Sie betragen damit durchschnittlich 13,5 v. H. 
rler Gesamt.ausigaben der l..and~verwaltung und niC'ht 
Aanz 29 v . H. des Steueraufkommens. Die Zahlen über-
1eugen auf den ersten Blick. Es ist festzust:ellen, daß 
!:'.e eine Stetigkeit aufweisen. Die Ausgaben bewegen 
sich in ihrer RelatJ.on zu den Gesamt.ausgaben und zum 
Steueraufkommen in einer ziemlich •gleichlaufen.den 
Kurve. 

Wcmg anspruchsvolle Zeitgenossen werden darin eine 
hinlängliche Erfüllung der staatlichen Aufgaben für 
das Unterrichtswesen erblicken. Wir gehören nicht da
Zll i denn wir stellen seit Jahren fest, daß man keine 
t='nheitliche Bemessungsgrundlage und keinen Ver
gleichswert geschaffen hat, <l.en man diesen Schulaus
gaben :wgrunde legen könnte. Die bisher geübte Art 
war e ine Statik, die wenig Beifall bei uns fand. Wir 
huben den Et~t de!> Herrn Ministers für Unterr-icht 
und Kultus nicht abgelehnt wegen irgendeiner polifi
schcn Sp<.!kulation ; worauf sollte man noch spekulie
ren, wenn es um das Wohl unserer Kinder geht. Bil
dungsfragen sind Fragen, die alle angehen und woran 
wir bestimmt keine parteipolitische Suppe kochen wol
l<'n. Meine D<imen und Herren, sobald wir aber sehen. 
daß elementare Fragen der Bildu11g berühre werden, 
Hnck-t man unsere parteiliche Stellungnahme. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir begründeten unsere Ablehnung bisher vielmehr 
mit der Erkenntnis, daß man es sich im Schoße der 
Landesregierung zu leicht macht damit, die Schulaus
gaben zu b1Jmessen. Wir verfuhren dabei nidlt gewis
senlos oder unverantwortlich; denn für uns gibt es 
auch eine Begrenzung der finanziellen Mittel für das 
Bildungswesen, sowohl nach unten als auch nach oben. 
Wir wissen, es sind alles die Steuermittel unserer Bür
ger, die hier ver.vandt werden müssen. Wir müssen 
also sagen, es geht uns hier um die Bereitstellung des 
Optimismus, und darin sind Sie uns, meine Damen 
und Herren, nie gefolgt. 

Um jedoch unsere Einstellung in das richtige Licht zu 
setzen, greife ich noch einmal zurück auf meine vor
hcl'igcn Ausführungen über d ie Entwicklung der Schul
ausgaben in der westlichen Welt. Es dürfte feststehen, 
daß der sic.t.., steigernde \Vohtstand auch sich steigernde 
Schulausgaben zur Folge haben muß. Deshalb bekla
gen wir es - aus ganz begrei!llchen Gründen - nicht, 
daß nun die höhere Schule einen höheren Andrang 
zeigt. Die Experten über Schulfinanzierung in der an
gelsächsischen Welt kommen zu dem Schluß - und das 
ist sehr interessant -, daß der Wohlstand durch ein 
höheres Schulwesen bedingt wird, und umgekehrt, daß 
e in hohes Niveau im Bildungswesen den Wohlstand 
der Nation verbürgt. Ein deutscher Experte sagt, reiche 
Länder könnten wahrscheinlich noch mehr für die 
Zwecke der Bildung ausgeben, jedoch könnten die 
Schulausgaben nicht beliebig gesenkt werden. Und 
wenn wlr hier ernsthaft streiten, dann geht es uns 

darum, ob wir die untere Grenze n-icht überschritten 
haben, wenn wir au! das Gan2le der Bundesrepublik 
und der westlichen Länder sehen. Hochindustrialisierte 
Länder, so sagen heute unsere Experten, bringen' im 
allgemeinen 4 bis 5 v. H. des Volkseinkommens für 
diesen Zweck auf. 
Wie steht es mit dem Volkseinkommen in Rheinland
Pfalz - das hat der Herr Ministerpräsident gestern er
wähnt -, und wie steht es mit Ausgaben für die Schu
len und Hochschulen? Das Volkseinkommen !ür die 
Jahre 1952 bis 1956 - und ich kann dabei nur von den 
statistisch ausgewiesenen Angaben ausgehen - liegt 
uns vor, ebenso die Ausgaben des Landes, der Gemein
den und der Gemeindeverbände auf dem Gebiete des 
Schulwesens. Trotzdem die Ausgaben von 1952 bis 
1956 nic..~t ganz um :>O v. H. gestiegen sind, ist ihr An
teil nicht über 3 v. H. des Volkseinkommens in Rhein
land-Pfalz hinausgekommen. Damit bleibt Rheinland
Pfalz unter dem Bundesdurchschnitt. W enn man das 
Volkseinkommen mit demjenigen in Rheinland-Pfalz 
v.ergleicht, tritt eine eindeutige Dif!erenz in Erscht.'i
nung. Das Volkse inkommen pro Kopf der Bevölke
rung für die Zeit von 1950 bis 1955 erreichte in keinem 
Jahr den Kopfbetrag des Bundesdurchschnitts; und 
das ist das, warum wir gestern gegen die Ausführun
gen des Herrn Ministerpräsidenten Stellung genommen 
haben. Wir haben nicht die Produktivität, und w ir kön
nen nicht erwarten, daß wir hier von dem hundert
prozentigen Status der Bundesrepublik ausgehen. 
Wenn wir unsere Ausgabenansätze s<> erhöhen wollten, 
als hätten wir den Bundesdurchschnitt erreicht, dann 
würden die Dinge ganz anders aussehen. Dazu hätten 
uns aber für 1952 13 Millionen DM gefehlt, für 1953 
hä~ten uns 15,7 Millionen DM, für 1954 16,8 Millionen 
DM, für 1955 17,8 Millionen DM und für 1956 21,8 Mil
lionen DM gefehlt. 

Meine Damen und Herren, Sie werden sagen, Sie wer
fen die Zahlen so dahin wie die Kegel auf dem Kegel
brett. Nein, meine Damen und Herren, wir sind be
reit, Ihnen d iese Zahlen eingehend zu belegen. Das 
finanzielle Defizit ist, übertragen auf die gestellten 
Aufgaben, ein Leistungsdefizit, und zwar ein solche!:, 
das im Bildungswesen hoch anschlägt.. Meine Damen 
und Herren von den Regierungsparteien, Sie h aben 
diese Feststellungen, die auch zu a nderen Gelegenhei
ten hier vorgebracht worden sind, im allgemeinen mit 
billigen · Einwänden abgetan. Es war unser Kollege 
König, der das aus einer anderen Perspektive eben
falls !estg.estellt hat, und der eigentlich Ihnen gegen
über sehr nachsichtig war, indem er den Slogan ge
brauchte, was im Pott nicht drin ist, kann man nicht 
herausholen. Sie bestritten es und gaben an, daß 
Rheinland-Pfalz zum mindesten Bunde::;tlurchschnitt 
liches voll leiste. Die Schulausgaben der vergangenen 
Jahre widerlegen Ihre Auffassung eindeutig. Wir wol
len jedoch niemanden wegen seiner Armut schmähen, 
denn Armut schändet n icht. Jedoch haben die Regie
rungsparteien die finanzielle Enge des Landes nicht 
übersehen können, und daraus entwickeln Sie, meine> 
Damen und Herren von den Regierungsparteien, eine 
Schulpolitik, die ganz besonderer Art ist; denn Sie 
beharrten bisher in Ihren Überlegungen, wie man die 
Schule organisieren sollte, auf dem alten Stand. Und 
wenn wir vorstießen, dann hat man u ns gesagt: Was 
ist, das bleibt, und : Was wir haben, das behalten wir, 
und: Was wir wollten, das seien Experimente, meine 
Damen und Herren. Sie dagegen beharrten auf einem 
Stand mit erschreckender Unbeweglichkeit gegenüber 
notwendigen Reformen. Sie lehnten und lehnen noch 
heute ab die Schulgeldfreiheit, wenn auch heute so 
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dwa~ ang~klungen ist, daß Sie auf dem Wege zu einer 
RE'vi;:ion Rind. 

(Abg. Hülser: Das ist nichts Neues!) 

- .J;.i .. l<l, meine Herren, die Wahl steht vor der Tür, 
n:.d1 Ti:;chE> lesen wir es anders! 

(Abg. Haehser: Ich dachte, das. sei 
St<i atskol l ektivismus !) 

.J<\, bei dieser Gelegenheit ii>t von der Gleichmacherei 
g<-~)Jt'oi.:hen worden, Herr Kollege Matthes, und an. an
d('n'r St.Plle vom St.aatskollektivi:::muR. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie in der Praxi~ 
cler sogenannten Minderung des Schulgeldes oder· der 
Fl<>g;~htPnlwtl'(;!mmg ~tänden, dann wüßten Sie, wie 
pdnlich diese Angelegenheiten sind. Denn hier fragt 
d1'r Lehrer irgendwo, Wfl::: in der Familie vorgeht und 
m<m greift in die Anonymität in einer Weise ein, daß 
nrnn das h!?ll ti:> niC'ht mehr vertreten· kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

AlJPin wl'nn Sif' <li€ Angaben sehen. die eine Krieger~ 
witwe machen· mui!, um ai.is dem § 27 des BVG eine 
!:i·r.iPhung!>b~~ihilfe zu bekommen, dann finden Sie, 
wi,.. bl":<chämend es ist, wenn diE>se allPin:otehende Frau 
,.,,,11Pi<'h1 20 oder 22 DM im Mone1t. bekommt. 

(Ab.lt. D;iuer C.: Wenn sie sie bekommt! -
Abg. Kölsch: NRch Monaten bekommt!) 

Dn~ ist nicht mehr zeitgemäß, meine Daml."n und Her-
1·en, dris gehürt in die Rumpelkammer einer vergange
nen Zeit! 

(Sc•hr gut! und Beifall uei der SPD.) 

Dann haben Sie abgelehnt und lehnen noch ab den 
Au~bau dn Volksschule mittels Aufbauzügen. Hier hör
kn WH' vnrhin eine Konzession nach der Mittelschule, 
Meine Damen und Herren! '\:\,Tenn ich das höre, rlenke 
kh immPr an e.inen hervorrngP.n<l€n Pädagogen, der 
;;<Jgtc: Wieviel Reifen gibt es noch: höhere Reife, mitt
lere Reife und untere Reife. Und w::mn ist der Mensch 
reif? - So geht es auch nicht. 

(Abg. Dr. Kluding: Unreif ist er auch nicht~) 

Die Errid1t11ng von Mittelpunktschulen haben Sie abg-e
lehnt, gerade die Schule, die die Landschule aus ihi·em 
Verkümmerungsdas-ein erlösen sollte. Sie lehnten hier 
diP Kleinigkeit von Schulkindergärten ab. Meine Da-
11wn und Herri?n ! kh glaube, der Schulausschu!i des 
:->tiicttetages hat das vermcl'k1 ;il;!: e1n Unikum. kh ver
mu1~. w~nn er demnächst in diesem Lande :r.usammP.n-
1ritt, d::tß er ein mitleidiges Lächeln über das Anren
nen Ihrerseits gegen eine Einrichtung vermerkt. die 
übt:>rall schon gang und gäbe ist. Sie haben keines
Wot'!'.·' mit uns gezogen, einen gerechten Ausgleich. der 
gp~1 r•i.~erten Berufäschuilasten zugunsten der Stadt
und L<1ndkrei~e vorzunehmen. Sie lehnten allein die 
t~riii-te-rung und Beratuniz; der Sclmlreform ab und 
begründetPn die Ablehnung damit, „Schulreform" 
wi•n· ni<"ht konkret genug. Was konkr-et daran war, 
h<ine die Beratung ergeben. Dabei wäre ganz ein
d<•ut ig hervorgetreten, daß ·eben das Land d4ese 
LPistungen nicht auf sich nehmen kann und eben 
t:nanziel! dazu nicht ausgestattet ist. Sie wichi>n un
~l'l'em Drängen auf NeuerungPn aus und erlagen dabei 
dnL•m Vcrdrängungskomplcx, der ganz konkrete Si
hwtionen unterschlug. 

Meine Dnm<'n und H<'rren! Und Thre Feind1;chaff. ge
geti Neuerungen und Ihr Beharren in Vorstellung~n 
der Vergangenheit, zumal auf dem Gebiete der Schul
on~anisalion, entsprang nicht einer festgefügten kon
sr-rvativen Idee. Nein! Ideen haben Sie nicht bewt~gt, 
~ondem die Zangen und die Fußangeln der finan-
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ziellen Enge dieses Landes. Ich glaube, wenn Sie uns 
vorwerfen, wir wären Materialisten, dann bitte ich 
einmal Nachle.se in Ihrem geistigen Repertoire zu hal
ten. Manche ließen ~i('h täuschi>n vnn df'n wachsenden 
Au~·ga.l:J.e.n, deren man ~ich riihmtP, ohne d1>n Pfeorde
fuß des Unr.urekhenden zu erkennen. Wir haben da
her bisher jeden Etat abgelehnt und werden ihn auch 
heute nicht annehmen, da seine Begründung für uns 
politisch ni\fl,t tragbar er.s1.:hdnt. Nehmen Sie doch 
bitte das Beispiel, das vorhin der Kollege Dr. Christo(
fel anführte: die Stellung zu der höheren Schule. In 
der- Zeitung- st:.md PS: Dit> blilht sieh auf! Wir wollen 
keine Aufblähung der höheren Schule. Diese Gedan
kengänge, die Dr. Chl'istoffel entwickt'lte, liefen auf das
selbe hinaus. Sie vermeintR"n, einen ungesunden Zu
t<itand an der höheren SC'hulP ;i:u finflen. 
rvieine Dan-,en und I-Ierren! Da Sie auf jeden1 -.-\;t:/ege da~ 
Elternrecht empfehlen, möchte ich auch da noch eini
ges zu denken geben. Denn wie wo!IE'n Sie den F.ltern 
sagen: Ihr dürft ihn nicht hinschicken 1 Es gehört nun 
einrnal zum Artikel 3 der Verfassung und unseres 
Grundgesetzes, daß die jungen Menschen ihre Entfal
tung gan:i; gleich suchen könn<"n wo sie es wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine DamE!n und Herren! Desw0g(•n wollPn wir r1ie 
Frage einmal untersuchen, ob die höheren Schulen 
übervÖlkert sind, ob die Zahlen der Abiturienten 7.U 

hoch liegen. Da greife ich zurück auf einen Vortrag, 
den ein Schulfinanzexperte, nämlich Profe~i>or Heckcl. 
in diesen Tagen gehalten hat Da führte er den Nach
weis, daß wir im Grunde genommen noch nkht ein
mal genug AbituriP.nten he1bcn. D('nn er geht von der 
Fragestellung aus: Wil?' beknmmf'n wir mehr Lehrer 
in die SchuJen t - Pl'oressor Heckel hat folgendes .er
kHirt: 

Wir benötigen in jedem Jahr 14 000 bis 15 000 Abi
t,l.!;!'.~~l!:~~P.:i ~~-- ~m .... Lell;l't:'prn:111gd zu beheben. ms 
heute sind -es nur 8 000 bis 10 000, 

Sehr ~eeht'ter Herr Kollei;ie Dr. Cln·i~h)ffl"l ! 8if' wissen. 
daß ich Ihr Urteil wohl zu schätzen weiß. Aber ich 
bitte Sie, auch hier eine Revitcion vorzunehmen, Denn 
es handelt sicll. dabei um folgendes; M<im1m SiP Ah
striche am Zuwachs zum Abitur, dann schlägt die 
Kurbel zurück auf das Nachwachsen von Lehrern in 
acr Zukunft. Diese Fakti>n mi.i~s<•n wir' uns einme>l vor 
Augen halten. Wir sind mitten drin im Strom cter BP.
wegung, ::tuli1 der Bewegung der Massen :r.ur Bildung 
hin! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wit' sollten das keineswegs mit den Gedankengängen 
verfolgen, die h.iei· die Massen zurückdrängen wollen. 
~JOnci.em sollten positiv dazu :<tl"hen und selber die 
Wege 1mche:n, wie wir, den einzelnen Begabungen ge-
1echt werden, um ein Schulsystem zu schaffen mit. 
Übergängen und uns nkht auf die Dreiteilung, die 
alte Trias, für ewige Zeiten festlegen. 

(Be1fall l'lei der SPD. - Abg, Dr. Dr. Christofft>l: 
Ich wotltc Ihnen nur .~agen, d.aß r1ie Üherthitimg 
der höhf'rcn Schulen nicht rli<> höherPn Kla~scn 

betrifft, ::;ondern die mittleren Klassen!) 

- Herr Kollege, \Vir haben nachher Zeit, darüber ;r,u 
sprechen. 

{Abg. Hertel: Die Diskussion geht naehlwr weiter!) 

.Meine Damen und Herren! Dieses Beispiel zeigt doi.:b 
ganz eindeutig, wie bei schulpohtischen Erwägungen 
auch die statistischen Unterlagen einwandfreier heran.:. 
gezogE!'f'I werden müssen. Wir empfehlen Ihn<'n Hen· 
Minister, daß Sie in Ihrem Ministerium eine Heim-
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stälte sdlaf!en für eine Schulstatistik, eine Schul
finanzökonomie, damit es nicht Entscheidungen ex 
!austlbus gibt. Der Streit um die Geldmassen des 
Sleuersäckels wird ja so entbrennen, daß es notwendig 
ist, hier die Position des Kultusministeriums in der 
Zukunft zu behaupten. 
Und ein anderes is t es: Sie sehen in unserer Gesell
schaft heute die bewegenden Faktoren. Und wir kön
n<Cn heute diesen bewegenden Faktoren nur gerecht 
werden, wenn wir entsprechende Beobachtungsstellen 
einrichten. 
Idl darf also sagen: Es ist notwendig, daß wir hier eine 
Revision vornehmen. 

Nun komme ich zu einem anderen Kapitelchen, was ich 
nur nebenbei, aber nicht ganz unbeabsichtigt hier vor
trnge n wlll. So unbeweglich die Regierungsparteien, in 
der Schulpolitik sind, so beweglich sind sie bei der Per
sonalpolitik. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Nehmen Sie die Besetzung der Bezirksschulratsst'ellen 
in Mainz! Man ging dabei über den kw-Vermerk des 
Landtags hinweg, als sauste der Hahn über die feuri
gen Kohlen. 

(Heiterkeit im Hause.} 

Indes hut man dieBerufungdurch das Innenministerium 
als in Unkenntnis geschehen hingestellt. Man stellte es 
mir so dar, als hätte der Herr Innenminister in diesem 
Falle so gehandelt, wie die mythische Figur des Par
sifal: Der reine Tor, so hat -es mir im Ohr gelegen ... -
ich wlll das nicht auf den Herrn Innenminister so ganz 
persönlich abstellen, das wäre despektierlich! Aber es 
ist mir so hingestellt worden. Und bei diesem Verwal
tungsakt geschahen merkwürdige Zufälle. Der Zweite 
Vorsitzende des katholischen Lehrerverbandes wurde 
Schulrat. Ein führender Schulfachmann, Vertreter der 
GEW in Mainz, hatte den Anschluß nicht gefunden und 
wurde nicht berücksichtigt. Meine Damen und Herren, 
alles Zufälle, allerdings solche, die politische Fakten 
schaifen. Und wenn wir in Mainz zusehen, bemerken 
wir, daß man ganz zufällig wiederum Rektoren be
ru!t, die in der Öffentlichkeit für die Konfessionsschule 
heraustreten und dafür agitieren und dann die Rek
toren- und Schulleiterstellen an Simultanschulen er
l}altcn, alles ganz zufällig. 

Und wir !ragen: Wie viele regelgeforderte Zufälle wird 
es noch geben, bis man den Staatsgrundsatz der Tole
ranz zum Tragen bringt? 

(Beifall bei der SPD.) 

Und direkt auf diese Landschaft und· Provinz ange
wandt, fragen wir: Was kann Rheinhessen noch alles 
erwarten? Gerade bei dieser Betrachtung verstehe ich 
so richtig, daß meine rheinhessischen Freunde in ganz 
gesunder Reaktion den Gedanken ausgesprochen haben: 
Rheinhessen verdlent ein besseres Schicksal! 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Haehser: Der 
Regierung ist das egal!) 

Meine Damen und Herren! Sie haben es der Opposi
tion in diesem Hause nicht Ie'icht gemacht. Sie bezogen 

(Abg. Matthes: Zu leicht!) 

zuweilen eine Haltung, die in der politischen Geschichte 
der Neuzeit nur eine Parallele kennt, nämlich die, wie 
sie im Verhältnis der Inder gegenüber den imperiali
stischen Engländern bestand. Der Schlachtruf der Inder 
war: No cooperation! Sie haben diesen Kampfruf nicht 
ausgesprochen. Sie haben aber auf lange Strecken der 
Schulpolitik diese Haltung geübt. Sie ging oft an die 
Grenze des Tragbaren. Dieser Affront war weder de-

mokratisch noch parlamentarisch. Und trotzdem sind 
wir in der Vertretung unserer Gedankengänge und 
unserer Forderungen in der Schulpolitik nicht erlahmt. 
Um dem Teufelskreis des föderalistischen Vcrküm
merungsprozesses zu entgehen, haben wir seit Jahren 
die Übernahme von ganz bestimmten Schul- und Hoch
schullasten auf den Bund gefordert. So z. B. verlang
ten wir, daß der Bund Zuschüsse zum Schulbau in den 
Ländern gewähren solle. Unser e Bundestagsfrakt ion 
hat in den Etatberatungen des Bundestages im Vor
jahre 250 Millionen DM zur Beseitigung der durch 
Krieg und Kriegsfolgen verursachten Schulraumnot be
antragt. Der Antrag wurde von den Regierun gspar
teien in Bonn abgelehnt. Diese Ablehnung ist 1,r.; un
verständlich. Denn Kriegsschäden und Kriegsfolge
schäden gehören in das Aufgabengebiet d es Bundes. 
Und wer dabei behauptet, der Bund greife in d en Zu
ständigkeitsbereich der Länder ein und bedrohe den 
eigenen Lebensraum der Länder, der verkennt die 
Grundbegriffe des Föderalismus, wenn es uuch ein 
Bundesminister ist. Die Bundestagsrraktion der CDU 
hat in zahlreichen Sitzungen - das dar! ich hier sagen -
des Bundestages alle unsere Vorschläge der Verbesse
rung der wissenschaftlichen Institute eindeutig abge
lehnt. Seit 195B sind in jedem Jahre und bei jeder pas
senden Gelegenheit d ie Sozialdemokraten des Bun
destages aufgetreten und haben hier Bundesmittel ver
langt, damit die Länder ihre Aufgaben au! dem Ge
biete der Forschung und der Wissenschaft und der För
derung des technischen und wissenschaftlichen N;.ich
wuchses zu sichern, erfüllen. 

Meine Damen und Her ren! Heute stellen wir eindeutig 
fest, daß wir 1'00 Millionen DM aufgewandt haben, um 
kriegszerstörte Schulen aufzubauen. Di ese Buukosten, 
so sagen wir, haben wir doch im Grunde genommen 
für den Bund ge1'eistet. 

Denn nicht das Land Rheinland-Pfalz hat den Krieg 
verloren, sondern das ganze Deutschland hat den Krieg 
verloren, eine Kernfrage, der wir uns nicht entziehen 
können. Meine Freunde werden sich ebenso wie wir 
darum bemühen, daß diese 100 Millionen DM wiederum 
vom Bund in das Land kommen, dumit wir unsere 
Schulneubauten weiterführen können. Wir haben noch 
222 Millionen DM aufzubringen, um unsere Schulen 
wieder auf- und auszubauen. Daher richte id1 an den 
Herrn Ministerpräsidenten - er ist nicht mehr da ! 

(Be\vegung bei der SPD. - Abg. Haehser: Das ist 
so üblich, daß der Ministerpräsident nicht da ist. -
Abg. Hülser: Das können Sie nicht behaupten! -
Abg. Haehser: Doch! - Abg. Hülser: Si.e sind gele
gentlich auch nicht da! - Anhaltende Unruhe bei 

der SPD. - Zuruf: Er ist ja nicht da!) 

Ich stelle das zum zweiten Male In einer Beratung fcstl 
Ich richte an die Landesregierung, auch den Herrn 
Finanzminister, ich nehme an, daß die H(•rren stell
vertretend auftreten werden, die Empf(•hlung. Sie wis
sen ja, daß der Bundestag in solchen Fällen sich er
mächtigt hat, die Herren der Bundesregierung zurück
zurufen. Ich sehe das nicht als einen Affront gegen 
meine Person an. -

(Abg. Hülser : Er hat doch die ganze Zeit da ge
sessen! - Abg. Dauber C.: Das ist l'ine Inter esse

losigkeit! - Unruhe im Hause.) 

Ja, meine Damen und Herren! Sie sitze n ja auch da! 
Herr Hülser, Sie auch! Es geht h ier um die Frage, kön
nen wir eine Form finden, ob das der Bund für das 
Land leistet. Wenn der Herr Ministerpräsident schon 
die Formel in der Tasche hat, wäre es sehr gut. Nur 
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spr<><'he icti jetzt gegen die Wand! Aber sehen Sie, das 
i ~:t •'JO Stüd<chen non coopcration ! 

(7.1Jstimrmmg b ei der SPD. - Abg. Haehser : Sehr 
rid1ti~! - Ab~. Dauber, C.: SymptomatischH 

Wc>r cfas Parlament so einschätzt. braucht sich nicht zu 
wundern, W<'nn draußen die Presse glaubt, in ähnlicher 
W0!~1~. wie Sie es handhaben, gegenüber dem hohen 
Organ anzulaufen. Gestern hat uns der Herr Mlnistcr 
B(!<:h<>r ::iu!gerufen, a ls Parlamentarier ihm zur Seite 
.1.u t ret.en. Wenn der Herr Ministerpräsident und der Herr 
Finan1.m inister in einer entscheidenden Frage - -

<Unruhe bei der CDU.) 

M<'ine Damen und Herren! Sie ist entsc-.he~dend. Es 
hanct('lt si<.:h nicht um Fisimatenten oder um den An
trng t•i1wr Gruppe ; denn die Dinge verdichten sich 
heut.P ~chnn im Bundestag; es handelt sich darum, ob 
dt•r Hund die Mittel für kriegszer::-törte Schulen, die 
hic1· <i ul'gebaut worden sind, den Gemeinden und dem 
Land erstatt<'t.. Aus eigenen Kräften können wir den 
Schulb;iu nicht weiterführt>n. Ich darf darauf hinweisen, 
daß die Gemeinden 1, 10 des Schulbaue-s tragen und nur 
:1 ·10 auf das Land fa llen. Wenn diese Proportion weiter 
geht, dann powC'rn w ir die ~meinden aus, und der 
Kulturwille der Gemeinden erlahmt. Deswegen krie
gen Sie auch keine Mittelschule mehr, Herr Kollege 
Dr·. Chrii<l offl'l! 

!Abg. Dr. Dr. Christoffel: Docli, doch!) 

Die Gemeinden i:ind am Ende mit ihren kulturellen 
Ikmuhun~~~n . Sie kriegen keine Gemeinde mehr, die 
di•' B1•111iihlmgPn und die Lasten auf sich nimmt. 

(Abg. He rtel: Verschuldung!) 

l h•r Bundt>SWg hat nämlich in einem interfraktionellen 
Antnw: (~str;elegt. daß Land und Bund zusammentreten. 
um <ii<' AutgabC'ngebiete abzugrenzen. In dieser Ab
gr(•n:r.ung soll nach dem Beschluß des Kulturausschusses 
im Hun<if'~t.;:ig die f>'rage der Schulraumnot und der 
kr1egs7.l'r ;.tiirten Schulen noch einmal erörtert werden. 
Oie Herren Ministerpräsidenten haben sich mit dieser 
Materit> :.iuc.-h schon beschäftigt, und wir dürfen crwar-
1P11 , <l;.iH sit> diPse Gedankengänge konkretisiere n. Wenn 
man die Heranziehung der Bundesfinanzen zu Z\'<;eckcn 
d<'r Kulturaufgaben der Länder betreibt, dann muß der 
gcgliE'<lerte Staatsaufbau nicht berührt werden. In die 
r:i15t't1s liü1digkeit des Landes wird nicht eingegri!fen. 
\Vi.:r daraus in dt>r politischen Propaganda eine Ge
wi ss•.>n ~rr<igt-! macht. i~t e in Ignorant und gewissenlos. 
Ich g~l>e dem Herrn Kultusmin ister hier einmal ein 
Flughlat.t.. in d em man an das Gewissen appelliert, 
wenn l'l'i sich darum handelt, daß Sozialdemokraten 
Mittel fordern für die Unterstützung des Landes. Um
gekl'hrt entsteht für jeden eine ernsthafte Frage, die 
bis ins Gewissen gehen kann, wenn man nicht deo Ver
lcümme1·ungi!pro1eß verhindert und die Grundlasten 
~du1li.~c-hPr C7estaltung siche rt. Man denke z. B. an den 
t>rl'order!irhen Ausbau der wissenschaftlichen Institute 
d<~r Lande~universität. Heute gilt es als selbstverständ
lid1 im Kultt1sministerium, daß die Millionen des Bun
de.$ dort ~enommcn werden. Keiner sieht dal'in ein en 
Sündenfall im föderalis tischen Schrebergarten. Wozu 
a Jsn bt'i ~olch nücht~rnen Erwäl'(ungen Gewissensfragen 
auCwerCen'? 

Seit .J<ihren haben die Sozialdemokraten darauf ge
driingl, Finanzmi ttel d es Bundes heranzuziehen füt· den 
Ausbiw wh;senschartlicher Institute, !ür die Einrich
tun~ zusätzlicher Lehrstühle, für die Sicherung des 
t<.~..:hnischen und wissenschaftlichen Nachwuchses. Seit 
dr~i .Jahren haben w ir immer die Ablehnung erfahren. 
Wir h;:ihr>n dRnn mit großem Nachdruck im Bund und 

beim Wissenschaftsrat durchgeset1.t - das h.at Herr Kol
lege Dr. Christoffel schon gesagt -. daß die Sti~ndien er
höht werden aus dem Honnefer Modell. Denn die Rolle 
der Wissenschaft und Bildung ist heute eine andere als 
ehedem. Wissenschaft und Bildung sind schicksalbe
stimmend für unsere Nation geworden. 
rn'e WcrtÜÖg der' Studentenschaft is t he u te eine andere. 
Nicht die alte Burschenherrlkhkeit ist der bewegende 
Faklnr, sondern das ernsthafte Streben der Hochschul
lehrer, der Lehre1·, der Studentt>n und der Schüler, mit 
ganzer Hingabe im Dienst der Wissenschaft zu stehen. 
zu studieren und zu lernen. kh ~laube, Herr Kollell;e 
Dr. Chrf~tof"ft>l, bei aller Bedrängnis der Ma.s~e ist es 
immerhin ein erfreuliches Zeichen. Wieviel Entbehrun
gen, Enlsagungen,, wieviel Fleiß und bemerkenswerte 
Ausd1<1uer. nchm~n junge Leute auf sich, obwohl die 
Früc.'it.e des schnelleren und leichteren Verdienens in 
der freien Wi1'tschaft winken. 
Daher ist es ein Gebot der Stunde, die -..virtschaftliche 
Lage der Studentenschaft nicht nur ?.U beobachtt'n, son
dern wirklich zu verbessern. Als der Herr Kollege 
Matt hes vorhin an mich her:mtr::1t u nd sagte, wir wol
len hier etwas tun, damit die Gebühren Cü r die Stu
denten herabgesetzt werden, habe ich gesagt, jeden 
Weg der Verbesserung rür die Studenten machen wir 
mit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier rkht<!L sich unser Appell nach Schulgeldfreiheit 
an die Regierungsparteien. Darin müssen wir auch die 
Studenten der Pädagogi!;d1en AkRl'Jf'!miP.n , dn Tngcmieur
schulen, der Musikhnd1sd1ulen usw. einbeziehC'n, Sie 
sollen wissen, daß wir hier nicht nur Worte machen. 
sondern daß sie erwarten dürfen, daH wir in den näch
s ten Monaten ganz reale Aktionen starten werden. 
Mf'rnf' D rlmf'n un<l Hl"rrenl Das Fundament und dje 
Quelle a ller Bildung ist der Gelst und der ~es talten:de 
Willi!' der B ildung~lräger. Dan.eben gibl P.~ au ch die 
Komponent:Pn des BiJ.l'lungi;.pro1.P~se:o:. Hier gF·hören die 
realen 1'~.a ktorl"n , d.ie Finanzen , hlnw. 8il" in l'f.'Chter 
W(>i<:r f'in1uset?.en, r 11 ~l)e..:~~n und s i<> in ihr~m Zu
&ammenhang mit df'n anderf.'n Element.en d er Sl:R>tts
erhaltung 7.11 Prkennen. is t die Aufg~he der Politik. 
Un11er 7-iPl war es heut'e, durch d "esen Beit·rag d iP er
foriderlir.he Klärung herbeizuführe n, um A nsätze zu 
~chaffen, nRch denen -die 7.ukun!t des BildungsweRP.ns 
gemelst>l"tt w ird. Die Opposition wagt von sich aus zü 
behäuiit;,,;ö;"uail ·sie der Motor in v.ielen Dingen, n icht 
7.Uletzt in ·bildimgspolitischen F ragen in diesem Hause 
ist. Bii;.her w aren ~iP, die Herren der RegiPrung und 
dfo Vertreter der Regierungs p!l.rteien, die Bremse. Es 
knnn jedOch im Staate nur dann gut und vnrangehPn, 
wenn die mot:or! ~('hl'n Kräfte nicht' immer gehemmt, 
~ondern in rechter Wei>:e in den Integra tiomprozeß des 
S taate!! einberngen werden. E,; ltegt a n Ihnen, meinE> 
Damen und Herren, diesen Wf'g n.a('h vorn zu be
schreiten. Wir haben Ihnen d~n Weg Rufgezeigt., Da
mit: s tdlen w ir unter Be wci::, d;ifi wir nicht vernei nen, 
sondern daß wir in jedem Falle einen konstruktiven 
Beitrag ,;.elelstet haben und noch immer le i~ten w1>r>dPn. 

(Langanh'.lltend€r, starke r Beifall bei der SPD.) 

i.tzepräsident Bögler: 

Ich er teiJP das WorC dem Herrn Ab)!(eotdneten MartPn
s lc:n von der 1''raktion der FDP. 

Abg. Martenstein: 

Herr Präsid~nt! Meine sehr verehrten D1:1m en und 
Herren! Ich habe mir während der Au~führungE>n mei
nes \'erehrten Kollegen Kuhn eine Stat!~t'ik beschaffen 
können. Ich glaube. ehe ich mit meinen Ausführungen 

···-·-- ·-- -·-··------------- - --
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zu dem Kultusetat beginne, ist e.s gut, einmal einige 
Zahlen diei:cr Statistik dem Hohen Hause zur Ver
lesung zu bring·en. Da gibt es eine übersieht über den 
prozentualen Anteil der Kultushaushalte an den Ge
samtau~gabcn der einzelnen Länder während des or
dentlichen Hau~haltsjahres 1958. Ich will nicht die ab
soluten Zuhlcn vorlesen. Ich will nur vorlesen die pro
zentualen Z<ihlen; somit haben von hunderf Mark 
<tufgewand t: 

Schleswig-Holstein 
Bad-en-Württemberg 
Rheinland-Pfalz 
Bayern 
Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 

21,55 DM 
21,05 DM 
20,41 DM 
19,98 DM 
19,68 DM 
18,31 DM 
16,04 DM 

In Rheinland-Pfalz werden im laufenden Haushalts
jahr aufgcw•indt. 20,41 je hundert Mark des Staat:.s
hau~halts für Aufgaben, die dem Kultusetat gestellt 
sind. Es wäre jetzt inl'eressant auszumalen, wie die 
Koatitionen in den einzelnen Ländern sind. Ich bin 
davon überzeugt, daO Sie alle wissen, wie die einzel
nen Lundesregierungen zusammengesetzt sind. 
Immerhin gestatte ich mir, die Bemerkung zu machen, 
daß unser unmittelbar angrenzendes Nachbarland Hes
sen mir 19,68 DM unter dem Durchschnitt <!es Landes 
Rheinlund-Pfalz Hegt. 

(Abg. Beckenbach: Das aber den doppelten Haus
hulbbctrag hat! - Abg. Hertel: Das Haushalts-

volumen ist dort viel größer!) 

Es kommt ja hier nicht auf <He absolufe Ziffer, son
dern auf die Rc!Htion an, und die Relation ist ent
si.:lwidend! 

(Abg. Bcckenba~h: 20 v. H. von 3 Milliarden sind 
mehr als 19 v. H. von 1,2 Milliarden!) 

Nun, mit ZiHern läßt sich's trefflich streiten. Das weiß 
ich sehr wohl, aber gesfatten Sie mir, daß ich wenig
steni; mal den Nachweis erbracht habe, daß wir in der 
Relation unserer Bemühungen durchaus jeder Kritik 
standhalten können. Das soll nicht heißen, Herr Kul
tusmin~ster, daß wir mit Ihnen unbedingt immer ein
versfandcn sind. kh werde mir durchaus erlauben, 
auch an Ihrom Et.at Kritik zu üben. Ich will nur im 
voraus sagen, daß wir hier in dem Versuch der Be
treuung der Jugend im Landesetat durchaus Ausgabe
poi;ten ~tehcn huben, die beachtenswert sind, die aber, 
wie mir scheint, immer als selbstverständlich hinge
nommen werden und über deren Aufbringung, so be
fürchte ich, sich die wenigsten überhaupt Gedanken 
muchen. 
E:s ist auch schwiel'ig, sich in der nüchternen Sprache 
eines Staatshaushalts zurecht zu finden. Es ist leicht: 
zu sagen, daß man für Ausgaben der Schulverwaltung 
jederzeit jede Aufwendung rechtfertigen kann. Um 
lhncn aber überhdupt eine Vorstellung zu g-eben, wel
che unerhörfen Aufgaben in der Politik der Kultus
verwaltungen auf uns zukommen, möchte ich Ihn.en 
eine Znhl nennen, die ich glaube, Ihnen nicht vorent
halten zu können. Da gibt es eine Stellungnahme der 
Uindcrkuilu~minister. Da wird gesagt - kh muß das 
<lnnehmen, so wie mir das gesagt worden isf -, daß 
einm<1lige zusätzliche Aufwendungen in Höhe von R 
Millinrdcn DM gegeben seien und darüber hinaus lau
Icnd zusälzfü:he Aufwendungen für die nächsten zehn 
Jahre in Höhe von 16 Milliaroen DM, so daß man ins
gesamt innerhalb zehn Jahre mit einem Aufwand von 
2.4 Milliarden DM rechnen müsse, um alles das, was 
in der Vor.stellung der Kultusverwaltung gegeben ist, 
Wirklichkeit werden zu lassen. 

Meine Damen und Herren! Ohne daß ich hier in eine 
Polemik gehen möchfe gegenüber den Herren der Kul
tusverwaltung oder gegenüber der SPD, alle diese Pro
gramme weroen einmal entwickelt, und ; um Schluß 
werden auch diese Suppen mit Wa::~er gekocht und 
nicht mit den Extrakten politischer maximaler Forde
rung. Aber lassen Sie mich in dem Zu:;ammenhang 
noch eine Bemerkung machen, Herr Kuhn, ehe ich zu 
meinem eigentlichen Thema komme. Es ist für mich 
mehr als fraglich, ob es möglich gewetien wäre, all di.ls, 
was in den letzten zehn Jahren geleistet worden ist, 
zu leisten, wenn wir nicht in der frc:ien Verantwor
tung unserer Wirtschaft gest'anden hätten, die einzig 
und allein in der Lage war, den Überschuß zu erwirt
schaften un<l damit dem Staat die Finanzkraft zu 
geb~n. um aiie die gesteiiten Aufgaben ~u eriüiien. 

(Beifall bei den Regierungspart'eien.} 

Und damit zu der Sache selbst! Meine Damen und 
Herren! An der Spitze der Dringlichkeitsliste staats
politisch notwendiger Aufgaben steht zweifellos die 
Beseitigung der Lehrermangels, und ich bin der Mei
nung, daß wir diese Dinge nicht allein mit einer An
derung der Besoldung erreichen können; die Dinge 
sind komplexer. Ich finde, daß man den Lehrer aus 
seiner dubiosen - so muß ich leider G-Ottes sagen - so
zialen Stellung nur herausbringen kann, wenn man 
ihm auch wieder mehr gesellschaftliche Bedeutung gibt, 
die er verloren hat, aber in der Vergangenheit unbe
dingt besaß. Di·e Beseitigung der Lehrernot ist auch 
an die Zeit gebunden; das ist nicht nur eine Frage des 
Geldes. Ich finde, wir sollten hier wirklich uu! allen 
Gebieten, die dieses Problem irgendwie angehen, ver
suchen, Überlegungen anzustellen, wie man mit der 
Frage fertig werden kann. Ich persönlich bin beispiels
weise der Meinung - schade, daß der Herr Finanz
minister nicht anwesend ist -, daß man sich durchaus 
überlegen könnte oder müßte, ob man Li>hrer zwin
gend mit dem 65. - 66. Lebensjahr zur Ruhe bringen 
muß. Es gibt eine ganze Reihe von Lehrern in meiner 
Umgebung, die mit 65 Jahren noch sehr arbeitsfähig 
sind. Die ärztliche Kunst hat diese Leute leistungsfähig 
gehalten, und wir geben diesen Kräften nach Errei
chung des 65. Lebensjahres keine Möglichkeit, sich 
weiterhin in den Dienst der Sache zu stellen. 

(Kultusminister Dr. Orth: Doch!) 

- Für ein Jahr, Herr Minister, das ist doch - -

(Kultusminister Dr. Orth: Do<.:h, für mehr Jahre!) 

- Nun, ich habe damals bei Ihrem Heun Vorgänger -
die Kollegen werden sich erinnern können - versucht, 
eine Änderung dieser Bestimmung über die Dienst
dauer des Lehrers durch eine gesetzliche Regelung 
herbeizuführen, was abgelehnt wurde 

(Kultusminister Dr. Orth: 20 Lehrer allein 
in diesem Jahre!) 

Ich weiß nur, daß man im Augenblick - soweit ich 
unterrichtet bin - dem Lehrer erlaubt, bis Zl\ dem 
Ende eines Schuljahres über das 65. Lebensjahr hinaus 
seinen Dienst zu tun. 

(Kultusminister Dr. Orth: Nein! 
Ich darf es nachher erläutern!) 

Wenn Sie in der Zwischenzeit .so fortschrittlich ge
worden sind, wie wir damals fortschrittlich WHren, soll 
es uns sehr freuen. · 

Aber von Standpunkte des Finanzministers uus, meine 
Damen und Herren, sind diese Dinge ja intere.s.s,int; 
denn es ist meines Erachtens immer noch billiger, 
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dn1>n Leh1·er, der Arbeitsleistungen vollbringt, zu be-
7ahlen, als ihm nur das Ruhegehalt auszuhändigen. 
Und jetzt kommen Sie, Herr Kultusminister, und pro
pagiert:n mit Recht auch in unserem Lande das neunte 
S<·huljC1hr. Ich bin der Auffassung, daß man über die
~,·~ 1w1mlt> Schuljahr noch nicht das lE!tzte Wort ge
:.;pro('.ht!n hat Wir waren ja, soweit wir im Kultur
politischt>n Ausschuß sind, in Neuwied und haben 
;'.\\'1 i S<.·hulen besichtigt, Wir alle waren dabei -
urrnhhiingiir von der Parteirichtung - durch<ius der 
AuU11o,csurrn. dC1ß das. w<is dort gezeig:t worden ist. 
t•in,.. ~Phr ;.;Phenswerte und beachtenswerte Leistung 
i:;t, ~ind ::iber auch andererseits der Meinung ge
\"<''<'n, d<'U hier besonders tüchtige Persönlichkeiten 
:.1~ L<>hrf>r in da1' Experlmcnt gebracht worcien sind. 
Nit·tit von ungcf~hr ~ind ·9vir dorthin g:e~cJrickt ,yorden. 
inn Ji;tc!nill<' dit>!it~ beiden Klassen zu besichtigen. Fast 
.kdcr von un~ war ma! .Soldat, und jeder von urs hat 
:;d10H hf>l'ichtiguni;(E>n mitgemacht. Man weill, wie die 
Dinge rla gf~sch<1ukelt werden. 
."!un. irh mr-ine, Herr Kultusminister. wir sollten mit 
der 1vWghchkf'it der Erfüllung des neunten Schuljah
J'l'' Pm l>ihchi:n kürzer trPtf•n , und 7,WAr aus der ganz 
dnl<\<'h(' n Bet.rnchtung heraus, daß wir - wir Sie ja 
:md1 :'Plbst ;.iuf m~ine Befragung im Kulturpollti;:chen 
1\ u~:;chuß hin ~ugeg-cben hab~n - noch nicht rlie Zahl 
(

1,"l' J.(•hrc'r haben, um da3 neunt!" Schuljahr in de:m 
lfmf«nge, Wif, eR Ihnen vorsch~bt zu realisieren. Be
kunntlich kann m<in ja niemals den zwei\en Sr:hritt 
·:m· d<c'm <?r~ti>n tun. 

<Abg. Di·. NeubauE'r: Sehr richtig!) 

TJm Ihnen eine Vorstellung zu geben, wie es dr~ußen 
ritt1'"Ü"ht. dRrf ich bPmet·kcn. daß mir hier c!nc Re
~rhw„rd" WE>gen der Versetzung eine:" Lehrers vor
iit•gt - de1· Fall betrifft die Gemeinde Land:::tuhl; da 
sind g1.>na1w Angaben gemacht -. die sich auf die Ver
kürnmg dPr Grundschulzeit an der dortigen evangeli
c·rhf'n SC'hule wegen dl'r Verset7.ur'l.g eines Lehren; bc
zi<>ht'n . D.::r VntPr s ieht mit Schrecken dem WE>ch<1el 
:;Pinf>~ 8ohnPs ;i11s dem vierten Grundschuljahr in die 
höht>re Schule entgegen, weil er befürchtet, daß die Vor
bL·l't~itung, die sein Kind in der Grundschule bekommen 
hrt f . nicht auRreiehend sei wegen der Versetzung dieses 
Lehrl"rs. wodurch die Kinder praktisch ohne jede Be
schu lung blieben. Wenn PS so draußen aussieht - hier· 
]i(•g-1 df'r Brief - . wie ich das da mitgeteilt bt·komme. 
dann bin ich allerdings der Meinung. meine Damen 
und Hcrrc•n, daß wir noch nicht an eine Ausweitung 
diL'H'" Exµerimcntes denken können; denn wer rech
n«:>n kann, muß doch wissen, daß, wenn man in dieser 
Ritittung marschieren wollte. wie das da angedeutet 
ist. man be1 einer Erhöhung der V-0lksschulpfiicht
_i;,lu·e von adlt auf neun, rein mechanisch gerechnet. 
nmcl ein AchtPl mehr Lehrer brauch~m würde; und 
<las is t eine Größenklasse. die die Z::1hl 1 000 weit 
lihf'rstPigt. Natürli<'h ist es leicht, solche Pläne zu 
sd1miedcn, die Erfüllung ist aber immer sehr scltwer, 
tmri wir wissen. daß auch in der Vergangenheit. wenn 
Jmmer· gerade von Schulreformen die Rede war, alle 
die:sc Reformen zum Schluß gescheitert sind an der 
l<!asscngröße, die dem Lehrer nach wir vor zugemutet 
wor<len ist. 
Nun . meinie Damen und Herren, soviel von diesen Din
gen! Daß darüber hinaus der Inhalt des neunten Schul
jahre.~ mehr alR problematisch ist, könnte ich Ihnen 
nuch noC'h nachweisen. Schließlich lese ich pädago
~isdw Zl:'itschriften und Tageszeitungen. Ich habe 
hin eine Mitteilung vorliegen, die zu verlesen außer
Gl'dent!ich int~resi<ant \'läre; ich darf Ihnen indessen 
den Inhalt dieses Ausschnittes mit. einem Satz ange
ben: Ei; ist nicht damit getan, daß man ·einfach ein 

nmw.tes Scb.u.ljahr anhängt und glaubt, durch die Ver
mehrung der Wissen:;menge sei die Erfüllung eines 
Optimums von Ausbildungsmöglichkeiten für die 
Schüler der Volksschule zu erreichen. So einfach sind 
die Dinge wirklich nicht. Wir müssen uns bemühen, 
neue Gedanken zu finden. 
Nun einige Bemerkungen - weil wir gerade von der 
Volks.schule sprechen - zur LE.:hre1·bildung. Hier wurde 
zeitweise von einem Sta.tut und zeitweise von einem 
Gesetz geredet. Darüber hinaus wurde von dem Herrn 
Minister in Speyer ein Vortrag gehalten; dann wurde 
wieder anderswo ein Vortrag gehalten, und der Inhalt 
der Vorträge wechselte mit dem Standort, an dem ge
sprochen wurde. In Speyer haben Sie, wenn ich mich 
recht erinnere, vor der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft gesprochen; Sie haben dort sogar großen 
Beifall ernten können. Und zum Schluß stellten sich 
doch divergierende Auffassungen bei der Darstellung 
, des Problems heraus. 

1
.„ Ich hin der Melnung, w<>nn man in der Zwischenzeit 

, von Ihnen die Erklärung gehört hat. daß Sie für die 

1 

Regelung der L(;h~erblMung durch ein Statut s.eien 
, ,-„·vielleicht ~1n<l Si~ <:luch nicht mehr für ein Stahtt, 
1 viellelchf h.al Fid1 die Auffas;;ung mittlerweile wi~Pr 
! geändert. aber ich unterstelle, daß Sie für ein Statut 

sind -. dann meine ich, rlii ß Votksschullehrerbildungs
rrai:(en Fragen sind, die das Volk in seiner Gesamtheit 
Bll!gehen trnd damit FlbPl' RLldl die Vo1ksvertretun~-. 
Ich bfn weH~er der Auffa::;sung, das Volk ist souverän, 
und es bestimmt das obenste Aufsichtsm,gan und be
stimmt damit die allgemeine Marschrichtuni;! <l.er Poli
tik. lch bemerke damit, daß Lehrerbildungsfragen 
nicht in dieser Ausschließlichkeif behandelt werden 
körmen, wie da~ mindesten!> - ich drücke mic:h ~hr 
vorsichtig auii - zeitweise von Ihrer Unterrkhtsverwal
t~mg geplant war, daß man hinter lautdicht g'epolst'er
ten Tü.r€n zu :SesctJ.üssen kotTüüt, die - bei aller An
erkcnmrng der 'l'ücltUgkeit und Integritäf Ihrer Her
-r<m - gut durchdachte Entscheidungen sein mögen. die 
abtr zum Schluß diese Herren überfordern, weil sie 
die Verantwortung für Dinge, die eine so breite Be
deutung draußen im Volke haben, nkhf . tragen können. 
Gewiß kommen wir mit diesen LehrerbHdungsfragen, 
meine Di1men und Herren, in einen großen Ve-rdruck. 
Ich habe hier vorsurglich eine ganle Reihe von Zu
s<:hrifkn mltgci>l'aclll. Haben Sie kf'ine Fmrht-, daß ich 
8le Ihnen jetzt vo1·lesen wer-de; ich denke nicht daran. 
Aber da sind jetzt schon Freigen an künftige Land
tag-sabgrordrH•tf> gestellt, z. B.: Treten Sie dafür e in, 
daß die Lehrerbildung gl:!sctzlich geregelt wird? - Ich 
hab~) gesagt: Jal - Aber so geht <tas <iurch von 1 a}, b), 
c) über ~ a}, bJ usw. Ich erkläre Ihnen, das sind schon 
so halbwegs im voraus ein bißchen inquisltorl.sch ge
stellte Fragen. Ich leg€' all dRs M!lt<>riRl neben hin; es 
sind sdiulpolltische Schnellbriefe. 

kh will damit nur feststellen: Wenn wir <ien Mut 
haben, in eine ges<etz.llche Entscheidung der Lehrerbil
dung zu gehen, .dann wissen wir im vornus. daß wir 
gepreßt werden, und zwar von allen Seite~ gepreßt 
wcroen. Anderen:eits ist e:; aber doch so, daß wir die 
Souveränität und die innere Freiheit haben sollten, zu 
entscheiden, unid daß wir auch wi~sen sollten, was ver
fassungsr·echtlich möglich und was darüber hinaus 
noch schulpolit.ili'ch denkbar isf. Und wir sollten weiter 
wissen, meine Drunen und Herren, daß, wer Demo
krntie will, auch die Zustimmung der Betefügten be
.nötigt Wlr fühlen uns also, weil wir Demokraten sind, 
durchaus stark genug, zu einer gesetzlichen Vorlage, 
die <lie Landesregierung uns zur Beschel<lung übergibt, 
j;;i oder nein zu sagen. Für Ihre St'atut-Erklärung, 
Herr Minister, sollten wir Ihnen, wenn wir bt!quem 
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leben wollten, sogar danken - wir danken Ihnen aber 
nicht -; denn dann sind wir, wenn es so käme, wirk
lich außerhalb jeder GewissensentscheLdun:g gestellt. 

Nun, mcine Damen und Herren, einige Bemerkungen 
rn dem Gesetz über das höhere Schulwesen. Es ist ver
abschiedet, aber trotwem rede ich davon, weil ich, 
wenn ich davon spreche, mit einem gew1issen Stolz 
daran t!rinnere, daß die Drucksache II/2 die Grundlage 
für die Beauftragung der Landesregierung war, dieses 
Gesetz, das wir vor wenigen Monaten verabschiedet 
haben, z.u erarbeiten. Wir waren sehr früh zu der 
Einsidll gekommen, daß von Schulträgern, die zum 
guten Teil nur über unzulängliche Mittel ver.fügen, 
nicht die Bewältigung künftiger BiLdungsauf,gaben, so 
wie sie d<'ffi Volke gestellt werden, erwartet werden 
kann, daß alrn - wie soll ich sagen? - eine zentrale 
Staatshilfe ·da .sein bzw. geschaffen wevden müßte, daß 
wir eine Lösung braucht'en und brauchen, die einen 
besseren Effekt als bisher verspricht, darüber hinau~ 
tlber auch den einzelnen Städten und Kreisen noch 
eine lokale Initiative läßt. Das ist überhaupt, m~ine 
Damen und Herren, die Fl'age - Herr Kuhn ist leider 
woggegangen -, die in den nächsten Jahren für die 
Bewä!figung der Bildungsaufgabe gelöst wer.den muß: 
Wie bezahlen wir all die Dinge, die durchzuführen 
sind? Denn Bildung - das haben Si.e, Herr Dr. Chri
sto!fcl, schon festgestellt - war und ist immer teuer. 

Die Problematik dieser zentralen Staatsfinanzierung in 
einem föderativ konst'ruierten Staate ist natürlich eine 
sehr komplizierte Sache, und wir wissen, meine Damen 
und Herren, daß die Kulturhoheit der Länder der ein
zige echte Rest des föderativen Aufbaues unserer Bun
desrepublik überhaupt ist. 

Nun, wie die Dinge mit der zentralen Finanzierung 
gehen, wissen wir; Herr Kollege Kuhn hat: vorhin von 
dem Honnefc.'l· Modell gesprochen, und ich könnte dar
über hinaus noch verschiedene andere Beispiele gerad-e 
nus dem Bereich der Universität geben. Lassen Sie 
mich aber - obwohl Herr Kuhn nicht anwesend ist -
noch g'anz kurz etwas zu der Schulgeldfreiheit, die Sie 
von neuem aufgegriffen haben, beitragen. Sie wissen, 
wir haben im Jahre 1955 ·bei dieser Vorlage über 
Schulgeldfreiheit unabhängig und übereinstimmend 
von beiden Regierun.gsparteien aus gesagC, wir fänden 
es nicht gut, der Schulgeldfreiheit <Lie Zustimmung zu 
gcb.:>n. Ich hatte dann noch den Auftrag von unserer 
Fraktion aus, diese unsere Ablehnung zu begründen, 
und ich meine, ich habe das getan aus der Überzeu
gung heraus, geseUschuftspolit:'isch damit Hinweise zu 
geben, die auch Sie mit Ihren Argumenten, meine Da
men und Herren von der sozia~demokratischen Frak
tion, nicht zu erschüttern in der Lage waren. Herr Dr. 
Christoffel und meine Herren von der Sozialdemokra-
tie! Wie eine hundertprozenfige Ausweitung des ge
samten Programms sich in der Zahl der jungen Men
schen auswirkt, die den Versuch machen, den Anfor
derungen einer höheren Schule gerecht zu werden, 
kann allerdings im voraus nicht entschieden werden; 
aber sicher ist eines: daß die Hessen drüben mit die
sem Sofortprogramm der Schulgeldbefreiunrg e<inen 
Ansturm auf ihre höheren Schulen mit drakonischen 
Aufnchmcbedin.gungen für die Sextaner erlebt haben, 
duß das Ergebnis zum Schluß Verfassungsbeschwerden 
vor df..'m hessischen Verfassungsg~richtshof waren, 
weil die, die die Prüfung .bestanden, nicht alle in die 
Sexten aufgenommen wel'den konnten, da sie eine 
Winzigkeit 'der Fehlergrenze überschritten und damiC · i 
in der Benotung statt auf 2,3 oder 2,4 auf 2,5 kamen, 1 

mit dem Ergebnis, daß mit einer einzigen Prüfung der i 
Lcbcnsfuden für diese jungen Leute in dem Gang i 

durch eine höhere Schule abgeschnitt'en wurde. In der 
Zwischenzeit hat man diese Dinge verbessert. E::; ist 
überhaupt unerhört schwer, junge Menschen in der 
Sexta zu bewerten in ihrer Fähigkeit und in ihrer 
Möglichkeit, sich eine höhere Bildung zu erwerben. 
Nun, meine Damen und Herren, ich bedaure außer
ordentlich, daß der Herr Ministerpräsident nicht da ist; 
ihm hätte ich auch noch einige Bemerkungen zu ma
chen, und ich werde sie auch machen, obwohl ich ihn 
nicht angreife. Vor vier Jahren hatte ich allerdings 
Veranlassung, ihn sehr heftig anzugreifen, ich habe ihn 
- wenn Sie so wollen - bildhaft gesprochen - sogar 
geschimpft. Damals war der Herr Ministerpräsident in 
Düsseldorf gewesen und hatte mit seinen Kollegen ein 
Düsseldorfer Abkommen getroffen. Dieses Düsseldorfer 
Abkommen sah in der Fremdsprachenfolge vor, daß 
mit Englisch begonnen wird und daß verschiedene an
dere Dinge umgestellt wurden. Für Rheinland-Pfalz 
sind dann noch einige Sonderreg~lungen herausgehan
delt worden. Meine Damen und Herren, Nordrhein
Westfalen und Bayern halten sich nicht an das Düs
seldorfer Abkommen, das möchte ich feststellen. Wir 
beginnen nach wie vor mit Latein, während Englisch 
vorgeschrieben ist. Da muß ich dodl sagen: Warum hat 
man damals dieses Abkommen getroffen? Wir sind in 
dieser Sache absolut bundesrepublikanisch eingestellt 
und halten uns an· die Absprachen und Regelungen, 
die damals getroffen worden sind. Wenn so große und 
bedeutende Länder wie Nordrhein-Westfalen und 
Bayern - es sind ja die beiden größten Länder, die 
wir haben - sich nicht an diese Regelung hallen wol
len, was soll dann ein solcher Beschluß, wenn er - so 
frage ich mich - unbeachtet bleibt? Ich wollte also den 
Herrn Ministerpräsidenten bitten, daß er bei dieser im 
Düsseldorfer Abkommen getroffenen Absprache bleibt 
und zum mindesten für das Land Rheinland-Pfalz die 
Sanktionen, die für die Nichtbeachtung dieser Rege
lung angedroht ist, wahr macht, nämlich, hier in un
serem Lande die Reifeprüfung dieser beiden Länder 
nicht anzuerkennen. Das ist ja in dem Düsseldorfet· 
Abkommen festgelegt worden. Damit habe ich den 
Herrn Ministerpräsidenten nicht angegriffen, 

(Abg. Hülser: Der Herr Ministerprfisident 
ist jetzt da!) 

ich würde es tun, wenn es nötig wäre - vor vier Jahren 
habe ich es sehr heftig getan, Sie werden sich erin
nern -, aber jetzt wollte ich ihm nur einen neuen Auf
trag aus der damaligen Vereinbarung .zuweisen. 
Meine Damen und Herren, im übrigen fände ich es 
gut, wenn es möglich wäre, für die Au(i;ichtsbeamten 
der Schulverwaltung mehr Kontakt mit der Schul\~ zu 
finden. Die Herren der Unterrichtsverwaltung müssen 
die Möglichk·eit haben, draußen bei der Schule zu sein. 
Ich bin kein Militarist, meine Damen und Herren, ich 
v.iirde aber sagen, sie sollten die Möglichkeit haben -
wenn Sie mir erlauben, daß ich mich einmal so aus
drücke, aber Sie werden mir das erlauben, weil Sie 
mich kennen -, mehr Frontberührung zu bekommen, 
das heißt, sie sollten aus der Unterrichtsverwaltung 
herausgehen können, und dafür müßten die Reisemit
tel da sein, um da und dort durch Unterrichtsbesuche~ 
eine Vorstellung von dem Stand der Kenntnisse in der 
Schule zu erhalten. Wir haben, im ganzen gesehen, zu 
wenig Betreuung von jungen Kollegen. Wir brauchen 
mehr Fachoberstudienräte. Wir haben, glaube idl, im 
ganzen - wenn ich mich recht erinnere - nur zwei Fach
oberstudienräte; die Oberstudienräte, die sonst da sind, 
das sind Verwaltungsoberstudienräte, di:e die Herren 
Oberstudiendirektoren entlasten. Wir brauchten aber -
so meine ich - für jeden Regierungsbezirk - ob sich 
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<l<I!' jetzt genau abdecken muß mit Rheinhessen und 
Montabaur, das ist eine E'rage für sich - und für jedes 
Fach je f'inen Fachoberstudienrat, also etwa 15 ftir den 
ßerl'ich des höheren Schulwesens. Und wenn w'ir die 
Dinge mPchanisch betrachtPn wollten - so dürfen ,qir 
si(' aber nicht ansehen -, dann müßten wir .sagen fünf
mal 15 Oberstudienräte gibt 75 Oberstudienräte, die 
nnt\\•Pn<l1g wilren, wenn diese Aufgabe, die ich da auf
gL:z<.:igi habe, erfüllt werden. sollte; zwei haben wir, 
d;inn hl ielwn noch 73 übrig, die noch kommen müßten. 
E~ h;;n<lP!t ~ich hier um eine Aufgabe, die ich als eine 
~t·ht· wt'.,emliche und sehr dringliche betrachte; denn es 
kt1tT1.m\ dilrctUf Rn, daB diese Herren Ob-E'r.studienTäte 
ihn·n P,11icl iPn riHf'n ;in den höheren Schulen etwas ;r,ei
gen, ihnP-n Anweirnngen geben. Es kommt auch dar
au1 <in. dRH diese Herren, die als besonders qualifi
Zt<"t'lt> Pf-r.~riniichkeii.en ihrE'S Faches angei>eh<!tl werden, 
"" .<•:h ihn·r~1-·tt~ ..:ur Aufgabe machen, qualifizierte 
LPhrPr m lindf'n. um ~ie dann rationeller ein:r.usetizen. 
frh vt>rki•nnf' diüwi nkht die Schwierigkeiten einer ob
.i<'kt1ven M·essung der Dtenstleistung eines Lehrers; 
dn;:u :;tehe ich viel zu lange im St:huldienst, um zu 
wis;en. wlf' !ei('ht es auch einem ObCTstudienrat pRs
~it':'n·n kann, daß -er sich während seiner Revision von 
eint':'m falschen Eindruck bestimmen läßt und eine 
Bewertung gibt, die nicht 1.utreffend ist. Aber um eine 
.-;okhe falsche Bewt:rtung zu berichtigen, ist es not
·wcndia, cHti>r in den Unterricht gerade dieser Pcrsön
lichkt':'iten :rn gehen, die als besonders zu fördernde 
Krätte im !3tuciif'nrnt~Ft::inrl angesprochen werden 
k i lil ll-f· 11. 

M<'inl" D;.i men und Herren, darüber hinaus noch eine wei
t Pr~ K!<igP. wenn ich gel'a.de bei den höheren St:hulen 
t)in. Die Meßzahl bei den Vo!k.s.schulen liegt bekanntlich 
bf:'t fifJ, n~s i~t die amtl ichP MPß7."1hl . In der altel'll Schul
ordnung für das höhere Schulwesen war für die Unter
c:tufen .sog<ir vorgl'sehen, daß 50 Kinder mit einem 
Toleranzzu.sC'hlag von 10 v. H . in die Sexten einge
bJ'ac'ht werdr.n können. Und dann hat man diese 
10 v. H. gest richen unter der Voraussetzung, daß keine 
rw1u•11 St<'llE>n e rrichtet werden, womit <iie Streichung 
illu.sori~ch wird. Ich fincie - und dafür war kh auch 
l'imncü Schüll"r an einer höheren Schule -, daß diese 
7,ahl 50 für die Sexten und Quinten einer höheren 
Schule <>ine z•.• hnhf' Zahl ist. Jeder. dP.J;" das in seinem 
(•igern„'m Schullebl'n mitgemacht hat, muß das zuge ben, 
denn in diesen Klassen beginnen die Übungen in der 
„A.u.sspmehe der Fremdsprachen, und es ist ein Jammer, 
wenn m<in m dieser Überfüllung in den unteren Klas
sen der hiiheren Schulen mit dem fremdsprachlichen 
Unü'rricht beginnen muß. Also auch hiei:- gilt die Auf
fassung, daß wir noch mehr als bisher auf diesem Ge
biet tun müssen. 
Und nun noch ('inP BittP M~n sollte, wenn man schon 
baut - ich ha~ in diesem Fall bes timmte Schulen im 
Auge - gleichzeitig den Turnsaal mit dem Schulgebäude 
Pt'l'kht.en. kh könnte Ihnen Beispiele dafür beibringen 
- ich hah.c sie hier sogar :;::tPl'lcn; aber es würde z.u sehr 
aufhalten. wenn ich sie verlese -, daß man Turnhallen 
h!"I .Sc·hulgP.biiuden des höheren Schulwesens erst sieben 
.faiwe nach der Errichtung der Hauptgebäude erstellt 
hat. 
Und onnn noch eine soziale Betrachtung, die ich an
:<ldlPn rnt& Ich weiß, daß den Referendaren, die das 
Unglück hattf"n, ihre erste Prüfung nicht zu bes te,hen, 
die Unterha!tsbC'itrlige gekürzt werden. Sie sind dann 
bei Beginn der zweiten Prüfung gezwungen, die Prü
fungsgebühr noch einmal in voller Höhe zu bezahlen. 
kh finde, daß man mit diesen Damen und Herren, die 
ohnehin vom Unglück betroffen wurden, doch ein 
we nig zu hart umspringt. Wenn Sie hier eine Erleich-

~------------------- .. 

terung für die Situation der so Betroffenen herbei
führen könnten, wäre kh Ihnen aullerordentlich dank
bar. Ich selbst habe keine Assessorenprüfung zu be
stehen. ich rede also für Unbekannte. 

M~~P,,~ .. R.~.f:!?,J;;~„.!:!f!9:J~~g~.i:h„4i.~ i_~ermittlung von Wissen 
genügt nicht - das wissen wir alle miteinander -, und 
die berufHchf." Befähigung Rllf."in g<'nügt auch nicht für 
die in diesem Leben ge~tf'lltf>n Aufgi•h•'n. Wir braud\en 
darüber hinaus die Hebung des Verantwortungsb<~wußt
seins, und dabei gibt es - ich möchte sagen - außer dem 
persönlichen mitverantwortlichen B~wußtsein für diese 
Fragen, die hier ge<itellt ~ind und die st<tat~hürgerliche 
Fragen sind, noch nlcht einmal eine Methodik des Un
terrichts für die staatsbürgerliche Bildung. Ahcr es 
gibt Hilfen für die Entwi~kl11n!f. dii>~er Aut'gabP., und 
hier denke kh insbesondi>N> ;;in die Förderung der 
Schlllermitverwaltung. Die Herren, die Mitglieder des 
Kulturp<>Htl:<('hf'n Ausschusse~ ,.;ind. wiii~en. dRf! ich 
zunächst beim Anlaufen c'!iesPr Schülennitverwaltung 
ein großer Skeptiker war. Ich gestehe, daß ich auf 
Grund der Erfahrungen, die ich an der Schule. der ich 
vorstehe, gemacht habe, eines Bf's!<Pren hE>lehrt worden 
bin. Ich bin sozusagen aus einem Saulus ein Paulus 
geworden. kh gebe zu, ich lasse mich gern belehren. 

(Abg. Kölsch: Sie wari;,n ja immer bestl'ebl!) 

- Ja, gut. Ich wollte Ihnen sagen - -

(Abg. li(!rtel: ~ie waren in guter Gesellschaft!) 

- Gut! Ich will erzählen, nachdem die jungen Leute 
ihre Scheu ·verloren haben, und n:-1chdPm sie merk(>n, 
daß man ihnen die Freiheit des Wortes gibt und läßt 
und daß sie ungestraft ihre Auffassung sagen können. 
daß sie sogar Kritik an dPr Sdmfordnung üben dürfen 
und daß sie ro.r diese ihre sachliche Kritik eine Edo
bigung bekommen - sie haben durchaus positive Dinge 
gesagt, die wir gar nicht gewußt und die wir en;t ge
me1·kt haben, nachdem die Jugl'ndlkhl?n siP ~nge-spro
chen hahen -. muß ich zugeben, daß wir die Schüler
mitverwaltung mehr als bisher fördern sollten_ 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich warne aber dii> HerrC'n der Srhulverw<ilhmg da
vor, zu glauben, daß sie von !;ich aus in diese Schület'
m!t1rerwaltung E>ingrelfen kiinn1f'n: so etw~F macht 
man nicht, sondern 80 etwa!' muß man :-.iC'h entwick<'ln 
lassen. Man muß die Sprache der Jugendlichen ver
stehen. Die Jugencllil'hPn mUs:>en - ich habe <las eben 
schon geiiagt - das Vertrauen gewinnen zu uns. und ich 
darf dPn ffi>rm K11lh1sministPr bitten, rl~ß er doc'1 für 
die Zukunft gerade für die Klassensprecher, für die 
Träger der Schil!ermitverwaltung des höheren Schul
v:-es~ns, und vli'llelcht sogar au<'h für die des Berufs
schulwesen-s. Mittel bereitgestellt. die bisher für Klas
gen mit Schülern unter 14 Jahren vorge~ehen sind für 
den Zweclc. hier dem Gang der Landtagsverhandlun
gen zu foigen. Ich bin der Auffassung, daß K 1nder 
unte-r 14 Jahren - bei aner Bejahung der Wichtigkeit 
des Besuches der· Landtagsvet•handlungen - hier auf 
dieser Tribüne nichts zu suchen haben, weil man weiß 
- un>d· das ist die ~llgemeine Auffaf;sung, - und damit 
beleidige ich nicht die Lehrer, die diese Klassen füh
ren, und ich beleidige auch nicht die Kinder -. daß die 
Kinder nicht in der Lage sind, den sachlichen Gehalt 
unserer Unterhaltungen zu begreHen. 

{Abg. Kölsch: Sie dürfen dabei unsere 
E-Klassen nkht vergessen! Die könnten <iuch 

etwas davon profitieren!) 

- Ich bille Sie, die sind doch über 14 Jahre! Die kön
nen doch auch nach ihrem 14. Lebcn:sjaht hierher kom-
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men, warum denn alles so vorweg nehmen? Das Leben 
fängt für die Jugend doch erst an! 

(Abg. Kölsch: Sie haben nur die höheren 
Schulen und die Berufsschulen genannt!) 

Ich meine, mnn könnte mehr als bish er mit Schüler
wellbewerben, die vom Land selbst organisiert wer
den, etwas tun. Das alles müßte geschehen aus Ober
legungen der Abschätzung und Fördenmg der Ge
sinnung heraus, die einmal staatstragend werden soll. 
Die Decke, die unseren demokratischen Staat trägt, 
ist noch gar zu dünn, wir wollen doch darin ehrlich 
sein, das gilt für alle Parteien. Wenn Sie die Zahl 
Ihrer aktiven Mitarbeiter, die Sie habe n, abschätzen, 
dann meine ic:h, Sie werden manchmal über die Zahl 
Ihrer Anhänger, die Sie haben, erschrecken, weil sie 
nid1l im Verhältnis zu der Größe der Bedeutung der 
Parteien gegeben ist. 

<Leichte Unruhe und Zurufe bei der SPD. - Abg. 
Völker: Sie dürfen nicht nur von Ihrer eigenen 

Position ausgehen bei dieser Betra chtung!) 

- Herr Oberbürg·ermeiste1· Völker oder Herr Kollege 
Völker, auf diesen Einwand habe ich genau gewartet, 
und ich kann eine schöne Antwort geben. Machen Sie 
l'ich doch einmal die Arbeit und lesen sie das Buch 
von Bcdnarik „Der junge Arbeiter, ein neuer Typ", 
dnnn könnte Ihnen gerade für Ihre Parte i etwas Angst 
werden. · 

(Abg. Völker: Wir wissen, was in unserer Partei 
ist! - Weitere Zurufe der SPD.) 

~ Ic:h weiß es, daß Sie es wissen, und wir wissen auch, 
was bei uns ist. 

(Abg. König: Das ist unschwer zu erra ten!) 

Meine Damen und Herren, eine Frage, die das Mittel
schulwesen angeht. Wir sind der Meinung - das ist 
hier auch schon gesagt worden - , daß wir im neuen 
Landtag d iese Frage aufgreifen sollten . Der Herr 
Kultusminister hat zwar geschrieben, daß das Mit
h~lschul wesen auch im Jahre 1958 im Rahmen der 
uns gegebenen Möglichkeiten weiter gefördert und 
ausgebaut wurde , aber das sind doch nur Möglichkei
ten gewesen, die sich im Rahmen de r vergangenen 
Bemühungen hielten und nicht über den Rahmen der 
Jahre? 1956 und 1957 hinausgingen. Wir erwarten ins
besondere von dieser ver tagten Aufgaben:: tellung des 
Erla sses eines Mittelschulgesetzes, meine Da men und 
Herren, daß dieses unbeweglich gewordene Schul
~ystem, von dem Herr Kuhn gesprochen ha t, ein wenig 
aufgelockC>rt werden kann. Und wir glauben, daß, 
wenn wir hier alle unser redliche-s Bemühen zeigen, 
etwas zustande geb1·acht wird, das am Schluß die Zu
stimmung aller derjenigen findet, die an diesem Gesetz 
mitarbeiten werden. 

Es wurde noch über die Förderung des technischen 
Nachwudises gesprochen, und auch über die Berufs
:mfb<iuarbeiten des zweiten Bildungsw eges w\.·rden 
einige Andeutungen gemacht. Ich unterschlage das 
alles; !eh melne nur, Herr Kuhn, was hier gesagt 
wurde, das wissen wir schon seit J ahrzehnten. Sogar 
Bismarck meint e schon, daß die Zukunft nicht so 
:-.ehr auf dem Schlachtfeld, sondern in den L<lbomto
rien der großen Forschungsinstitute entschiedc·n wer
den würde. Und wenn Sie ganz modern sind, dann 
g1ci!en Sie einmal zu dem Bericht des Rockefcller
Instituts; da finden Sie diese J ahrzehnte alten Ge
danken in Abwandlung auch wieder a usgesprochen. 

(Lc>ichte Unruhe bei d er SPD.) 

Ich aber meine - und dabei sollten wir versuchen. uns 
in der Gemeinsamkeit zu finden -, daß es notwendig 
wäre, ein nach allen Seiten gut ausgewogenes, wohl 
organisiertes Bildungswesen zu schaffen, das gewisser
maßen den Hörer am Pulsschlag der Zeit hat. 
Darüber hinaus müssen wir wissen, daß dieses Bit
dungssyst'em notwendigerweise aus unserem eigenen 
bedingten Volkscharakter zu entwickeln ist mit all der 
Berücksichtigung d er Individuallagen, die sich .::o oder 
so finden. Man kann nicht mit zentralen P länen, die 
rein rationell eral'beite t: sind und zweifellos rational 
auch wunderbar funktionsfähig im vora us gemacht 
werden, der Wirklichkeit des Lebens, das Sc:'hr diffe
renziert ist, gerecht werden. Jedenfalls sollte unser 
ge meinsames Ziel sein, eine Jugend, die in der Gei
stes- und Willensbildung steht, zu fördern. Wir alle 
sollten un~ bemühe.n, in der objektiven Hinga be nn die 
geistigen Werte und in der Weckung der Ehrfurcht 
\•Or diesen geistigen Gütern, die sowohl der Vergan
genheit wie der Gegenwart angehör en - mögen sie 
sachlicher, personeller, nat'ionaler oder intel'nationaler 
Art sein -, der vornehmsten Aufgabe g(•recht :w wer
den, nämlich jedem, ·der diesem Volk e: a ngehört, zu 
einer MenschenbHdung zu verhelfen. Darum sollten 
wir um bemühe n. Die Schule ist eine Sa che, die im
mer einen sollte. Da möchte ich meinen: Unsere Kul
turpolit ik hier in diesem Lande sollte auch unt:er einer 
Gesinnung stehen, die heißt: Der deut.s<.!hen Zwietracht 
m itten ins Herz! 

(Beifall bei de n Regierungspa rteie n. ) 

Vizepräsident Böglcr: 
Ich erteile <las Wort dem Herrn Abgeordneten HülsC'r 
von der Fraktion der CDU. 

Abg. Hülser: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da men und Her
ren ! Id1 möchte da von i1bseh1m, zu den Ausführungen 
d es Herrn Kollegen Kuhn in eine d ir ekt(• Auseinan
dersetzung einzutreten. Ihm ist: das, wa:s mein Kollege 
Dr. Christoffel etw:i übe r die SchulgC'ldfreiheit gesagt 
ha t, als völlig neu vorgekommen. Das war l'S nicht. 
Der jetzige Herr Innenminister van Vulxem hut: vor 
zwei Jahren - wenn ich nicht irre - bei der Haus
halt~beratung dieses Ministeriums, 

(Abg, Wa!lauer: Im vorigen Jahr!) 

oder im vorigen J ahr - damals noch n icht als Mini
ster - so schnell k ann eine Veränderung kommen! -
dem Grunde nach genau dasselbe gesagt, w as jetzt 
Herr Dr. Christ:offel ausgeführt hat: 

Es geht uns trotz unserer grundsätzlichen Beden
ken gegen diese allgemeine Einführung der Schul
geldfreiheit nur noch um den Zei tpunkt, an dem 
wir sie fü!' g.:·boten ha lten. 

Es wa r al~o nichts Neues. Auch die Ausführnngcn des 
Herrn Kollegen Kuhn haben nicht nur Neues ent'hal
ten. Es sind manche alte Gedankengänge wiede r vor
gebracht worden. 
Mit der im Grundgesetz verankerten Kultul'huheit ist 
den Ländern und Landespar!Hmenten eine große Vcr
a nt'wortung übe1 tragen. Wie groß sie gerade in der 
heutigen Ze:t i.;t, davon bekommen Wil' einen beson
ders stc.rken Eindruck, wenn w:r et\Vi.1 hören, was Dr. 
Friedrich Edding vom Kieler Institut für Weltwirt
schaft in seiner Schrife „Internationale Tendenzen In 
der Entwicklung der Ausgaben für Schulen und Hoch
schulen" besonders eindringlich sagt. E1· kommt an 
einer Stelle zu der Feststellung, daß die stetig'" An
passung der gescllscha itlichen Ordnung im Prozeß der 
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lndustriafü:ierung eine sfRndige- Erweiterung und Ver
bt·.s~1;rung der Binrichtungen des Bil<lungswesens be
ding1 un<l. d<-1ß ein r.unehmend.er AntPil de-s Volksein
kommE>n~ dadurc.:h l.>e<insprucht wiro. 
Weiter stellt er fest, daß diese Zunahm~ gerade aucl: 
dit> rngE>nannten reichen untl hocllindustriellen Län
dt-r friift, wenn sie ihren Standard halten wollen. Das 
hf'df'Uti.>t für die Beratung uni:;eres Kultur.haushaltes 
für 19;)9i60, daß wir uns tnmltten eines Stromes wei
l1>rh1 n W<ll'hsender Aus~aben für unser gesamtes Bil
dungswt>sen bclinden, abgesehen davon, daß wir bei 
weitem noch nichC mit dem ungeheuren Nachholbedad 
lt"t't1g geworden l"ind, den uns das Dritte Reich und 
dPr r.weite W~ltkriPg hinterlasi>en haben. 
Die Kuttusministerkonforenz vom Fel:Yruar 1957 hat 
;-, l:l. fP~t.gei:tellt, daß ,allein an einmaiigen Aufwen
dungo1 in einem Z<!itraum von rund zehn Jahren für 
da~ Er7.iehungs- und Bildungswesen in der Bundes
l'<'PUblik II Milliarden DM crfoftderlich sind. Davon 
w;11·,•n 4 Millii11"Cl<'n DM flir Schulhausbi1uten sowie'2.5 
Milliar<1<'n OM für den Ausbau der Forschungsinstitute 
und !.Tniver~itiiten berechnet. Für die „J;tänd!gen Auf
\•:~·rHlun-g<>n" der Länder für das Bildungswesen wurde 
d<imc1 ls sCatt bisher jährlich 3 Milliarden DM der Be
trag von 4.6 Milliarden DM als unerlä1Hich be7.Cichnet. 
um <lt>n w achsenden Anforderungen gerecht zu werden. 
Dieser beson<iPr<>n Situation gerade auf dem ~.biet 
d<'~ ~ildung-.;wPi:;Pm wi'l'd <!er Finanzausgleich zwischen 
Hun<l 1m<l l.iin<iern noch mehr als bisher Rechnunl!; 
tragen müs~en. Hier muß vor allem der erwähnte un
gc>h<'uere Nachholbedarf stärker berücksichtigt werden, 
<tl.~ das bisher offenbar .~eschehen i:::( Aber auch wir 
hi,er im Landtag von Rheinland-Pfalz wie in den 
L<indtugen der übrigt>n Bundesländer könnten p;egen
ühf'-r -Oen von allen Seiten auf uns zustürmenden An-
1Tgunl!:•:n und Forderungen für die Verbesserung und 
Neu~e~1 nitunJ? unserc-s Er:riehungs- und .Bildungs\ve
,,.n~ v~·rsrnn<lni:-: d a für verlangen, daß die vorhande
licn Mittel 7.Unächst einmal auf die Beseit'igung der 
><.hWe!':<len Notstände konzentriert werden müssen. 
kh <>rinere daran, daß die lf't;r;te Ministerpräs~denfen
kon ferf'nz in Koblenz besdllo~scn hat. in Verhandlim-
1'!<'11 miL <lf'm B•m<i vor <illern zu einem klaren Modus 
dC>!l Zu:-:mnm~nwil'kC>ns zwlschen Bund und Ländern 
t'lll' r:rfüllung der kulturellen Notwendigkcit.en HI 

komn\Pn. l'~inE> Nei1ab~ren?.ung der Zuständigkeiten 
nm ßund und Ländern iRt dabei nicht ·beabsicht.i~t. 
Für sie ist auch so lange keine Notwendigkeit gege
'·'•.·n. w ie die bi:shet• so harmonische und fruchbbnre 
?.usanunerHll'i>dt d er f- li:indigen Kult.usministerkonfe
i'<:'m for·1gi•fi.ihrt wir<l. Durch sie ,js~ es bis.her vorbild
lich J;l'lungen, <iie erforderliche Einheit in d'el" boden
"t<11HbgE>n Mannigfc.ltigkeit un.sere!; Sdml- und Bll
dungswesen!l sil'herzus tellen. Ich erinere an die aut 
di•'""m W„g·e ~i ch~rgE>stellte elnhe1tllch~ Rangfolge der 
Fn·md~prach~n bei uen höheren Schulen und an da& 
Honnefer Modell für die Student:enfö.rderung an den 
Hoch- unr:I Fachschulen. Solange den Ländern kein 
griißPr~r AntE'il an den Hauptsteuerqu~llen als bisher 
l'illgt·riiumt wird . tnlll! dP.r Bund auch weiterhin un<I 
in nnrh st.iirker<'m Maße mit Zusd1uß1eistun~en dort 
(•;nspring€n, wo die Länder allein - nicht nur Rheln
'.:.nd-Pfalz. - -dem rtriin~<!nden Nachholbedarf wie doo 
nvingcndt>n El'fordemis!len der Forschung ull'CI Tl;!ch
n ik nicht' rechtzeitig zu entsprechen vermögen. 
Un<i nun 7tt un~€'rem Volksschulwesen. Die !!rfreulich 
lebhaftt> und auf breit<'ster Frnnt sicll ab:;pielende D is
kussion um die Volksschule findet heute ihren Kristal
i1sationspunkt in der Frage nach. idem „Wie'' und 
„ Wann·• der Einführung des neunten Schuljahres und 
nad1 dem Au~b<iu umi Umbau der Volksschuloberstufe. 

Das Proablem des neunten Schuljahres - und auch des 
zehnten Schuljahres, für einen späteren Zeitpunkt ins 
Auge gefaßt - berilhrt nicht die Volksschule allein. F.s 
schfl.eßt die Fr-<1.ite n-t1eh dem MittPlb<iu unseres Schul
wesens und damit die Frage nach der Konzeption des 
Sctiulaufbau'!S sch.lechthin ein. 
Ober dle Bedeutung und Notwendigktlt zunächst des 
neunten Schuljahres erübrigen s ich besondere Ausfüh
rungen.. Sle kAnn heute fl!s eindeutig bejahend erklärt 
werden. Die Fra~e des „Wann" der Einführung ist selbst.
v-erständlich abhll.ngi!{ von der Erfüllung der realen Vor
aussetzungen; von der Zahl der erforderltchen und vor
handenen Klassenräume, der Werk- und sonstigen Ar
beitsräume, vor allem aber auch der bcnüti_gtl;)n Lehrer. 
Erfreulicherwcise lst das Kultullmirn.;terium dabei, alles 
Not.wendige gründlich und umsichtig vorzubreitm. Daß 
das nicht Sc:hwierigkeiten unseres Landes allein sind, 
wie es bei den temperamentvollen Ausführungen des 
Herrn Kollegen Kuhn manchmal den Anschein er
wecken konnte, darauf bin ich heute mm·gen beim 
Studium der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" ge
stoßen, wo der hessische Kultusminister Schütz seinen 
Kum~ darlegte. Es wird berichtet, daß der Kultus
minister von Hessen kürzlic.:h in Wiesbaden Äußerun
gen über die gegenwärtige Lage des hessischen Schul
wesens gemacht habe, die mir sehr bekannt vorkamen 
in der Erit1nc1·ung an die Vorbereitung meiner heutigen 
Ausf,ührungen. Da wiro z. B. gesagt: 

Im abgelaufenen &chnung:>jahr konnten 162 etat
mäßige Lehrerstellen ni.chl besetzt werden. Diese 
Zahl werde sich im neuen Haushaltsjahr noch wei
ter erhöhen. Damit sci bei weitem nicht der erfor
derliche Bedarf an Lehrkräften für Volks- und 
Mittelschulen umrissen, d,er zur Zeit bei etwa 500 
bis 600 liege, 

Auf einen anderen 8at7. kommP. i<'h nachhet· noch zu 
sprechen. 
Der pädagogisd1en Vo1·bcrcitung dP.r Einführung dt'>S 
neunten Schuljahres dient die Einrichtung von Ve1·suchs
klassen. Es hanöP.lt sich imnllchi:.t um 13 Versudtsklasscn 
:z:u wissenschaftlichen und pädagol!ischen Zwecken nach 
Maßg~be des Volksschulgesetzes von 1955. Diese im 
jetzt ablaufenden Schuljahr erstmals erfolgten Ver
suChe haben uns in die Lage versetzt, in einer pädagt>
glschen Tatsachenforsdlung eigene Erfahrungen mit 
den Gegebenheiten der schulischen Situation unseres 
Landes zu machen. 
Wlchtlge Ergebnisse dieser Vcrsuchsklassenar!Jdl lie
gen bereits vor. Der Kulturpolitische Ausschuß des 
Landtag~ hat die Arbeit der VersuchsklRssen mit 
gr!5ßtem Interesse verfolgt und am 29. Januar 1959 die 
beiden Versurhsklas~en in Neuwied eingehend beskh
tigt. Das Ergebnis dlesei; BesuC'hes k1mn als durrtrnus 
positiv bewertet werden. 
Folgende Ergebnisse können heute wohl als gesichert 
herausgestellt werden: 

1. Das neunte Schuljahr erfaßt die Jugend gerade im 
Zeitpunkt ihrer b~.sten BildungsaufgeschlosF.en
heit. 

2. Die Schulentlassung nach 8 Jahren wird heute 
allgemein im Hinblick auf die Bildungst."eife als 
zu früh bcze:icltnet. 

3. Durch die Arbeit des neuntPn Schuljahres ist der 
. . rum~ .Anspruch an Leistung und Wissen des 

Sdi.ulentlassenen erlwbHch besser erfüllt als bisher. 
4. Durch die Auseinandersetzung mit den sozialen 

und soziologischen Gegebenheiten der Umwelt ist 
auf dem Wege über den Gesa mtu111lenich t des neun
ten Schuljahres eine bessere Bildungs r-eifo, Berufs-

, Te'.lte""tmd:"' Persönllchkcitsrc>l!c des Jugcndlicht:n 
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erzielt worden; das Mitverantwortlichkeitsbewußt
sein für das Weltgeschehen wird geweckt. 

5. Durch Werkunterricht und durch Teilnahme an 
wahlweisen Arbeitsgemeinschaften wird die Be
rufsfindung - mehr nicht, mehr kann nicht er
reicht werden - unterbaut und die große Gefahr 
der Zufallsentscheidung eingedämmt. 

0. Die Eltern sagen es uns, und die Besucher der 
Versuchsklassen bestätigen es: Die Schüler des 
neunten Sct1uljah1:1cs sind gesprächso!fener, lern
.freudiger und zielstrebiger geworden. 

Allerdings müssen diese Feststellungen in den nächsten 
Jahren immer wieder mit größter Sorgfalt überprüft 
werden. Wir dürfen nicht übersehen, daß die Zusam
mensetzung dieser Versuchsklassen eine zufällige ist, 
solange die Teilnahme am neunten Schuljahr freiwillig 
ist. Auch von der Leistung der dabei beteiligten wenigen, 
aber besonders ausgesuchten Lehrer kann nur bedingt 
auf die Möglichkeiten nach der Einführung der neun
jährigen Schulpflicht gescli.lossen werden. 
kh halte es für unbedingt geboten, möglichst bald auch 
auf dem Lande einige Versuchsklassen ei=ur-ichten. 
Im 15. Lebensjahr ist es heute zumutbar und verkehrs
mäßig möglich, eine Klasse für mehrere Schulorte ein
zurichten. Gerade weil die Elternschaft auf dem Lande 
dem neunten Schuljahr noch weithin skeptisch gegen
übersteht, sollte durch die praktische Durchführung 
mch11crer ländlit;her Versuchsklassen das Verständnis für 
ihre Notwendigkeit gefördert werden. Da gerade die 
führenden Kreise in Industrie und Handel auf die 
möglichst baldige Durchführung der neunjährigen 
Schulpflicht drängen und auch das Handwerk sich im
mer mehr positiv dazu einstellt, sollten auch die Berufs
verbände und Kammern der Landwirtschaft die Auf
klärung der Landbevölkerung in dieser Frage tatkräftig 
in Angriff nehmen. 
Noch ()inige Worte zur Frage der Lehrerbildung! Die 
Zahl der Studierenden an unseren fünf Pädagogischen 
Ak~demien ist 'für die Durchführung dieses Schulpro
gramms und des Ausbaus der Volksschuloberstufe von 
ausschlaggebender Bedeutung. Die Bereitscha!t, den 
Beruf d·es Volksschullehrers zu ergreifen, ist in un
serem Lande im allgemeinen noch relativ groß-. Im 
Wintersemester 1958/59 sind an den fünf Pädagogischen 
Akademien 1 073 Studierende immatrikuliert. Davon 
sind 39 v. H. Männer und 61 v . H. Frauen. 
Aus dem Bericht des Kultusministers von Hessen ent
nehme ich, daß dort derselbe Jahrgang 1100 Studie
rende umfaßt. Die Zahl der Studierenden ist bei uns 
seit 1954 ständig gestiegen, und zwar wie folgt: 

1954 525 
1955 606 
1956 691 
1957 83'2 
1958 l 073 

In vier Jahren also immerhin eine Verdoppelung! Auch 
der prozentuale Anteil der weiblichen Studierenden ist 
in unserem Lande noch relativ günstig; ·er scheint an
derwärts schon 80 v. H. überschritten zu haben. Trotz 
dieser erfreulichen Zahl der Studierenden reicht sie 
aber nicht aus, um den erhöhten Bedarf an Lehrern zu 
de<;ken. Wir müsen mit folgenden Fakten rechnen - sie 
sind auch von dem Herrn Kultusminister Schütz fast 
wörtlich genau so der Öffentlichkeit vorgelegt worden-: 
l. mit einer bald wieder steigenden Zahl der schul

pfllchtigen Kinder, 
2. mit einer sinkenden Abiturientenzahl, 
3. mit dem stärkeren Abgang weiblicher Lehrkräfte 

infolge Verheiratung, 

4. mit erhöhtem Abgang durch besonders starke Pen
sionsjahrgänge, 

5. mit der Ableistung des Wehrdienstes der jungen 
Lehrer und 

6. mit der Abwanderung von Lehrkräften in andere 
Bundesländer. 

Diese bedeutsamen Faktoren sind nur durch eine wei
tere Steigerung der Besucherzahl der Pädagogischen 
Akademien auszugleichen. Außerdem gebietet die vor
wiegend ·ländliche Struktur von Rheinland-Pfalz, daß 
die besondere Sorge dem Landlehrer gelten muß. Ge
haltsmäßig hat das Besoldungsgesetz zwar gut gehol
fen; es geht aber darum, die Schulgebäude zu moder
nisieren und vor allem auch gute, den heutigen gestei
gerten Wohnansprüchen entsprechende Lehrerwohnun
gen auf dem Lande zu scharren. Dann fühlen sich auch 
heute noch viele Lehrer auf dem Lande wohl. Daran 
sollten die Gemeinden denken, und das Land wird hier 
wirksam mithelfen müssen. 
Für die größere Zahl der Studierenden an unseren 
Pädagogischen Akademien sind Erweiterungsbauten 
dringend notwendig. Ebenso ist die Bereitstellung an
gemessener Mittel für den Ausbau der Büchereien, für 
Arbeitsplätze in den Physik-, Chemie- und Biologie
sälen, für die Best;ha!fung von Lehrmitteln., Musikin
strumenten und für die Ausstattung der Studenten
heime dringend erforderlich. Auch für Gastvorlesungen 
und Exkursionen muß eine größere finanzielle Bewe
gungsfreiheit als bisher g-eschaf!en werden. Durch alle 
diese Maßnahmen muß die auch in unserem Lande 
baldmöglichst durchzuführende Neuordnung der Leh
rerbildung auf hochschulmäßiger Basis von innen her 
vorbereitet werden, insbesondere auch durch die Ge
winnung einer ausreichenden Zahl befähigter Aka
demiedo2lenten. 
Zu der Frage einer Verlängerung der Studiendauer an 
den Pädagogischen Akademien ist heute allgemein an
et"kannt, daß die viersemestrige Ausbildungszeit zu kurz 
ist. Wenn in unserem Land die sechs.seme::;trige Ausbil
dungsdauer noch nicht verwirklicht ist, so war hierfür 
maßgebend, daß durch den Ausfall eines ganzen Leh
rernachwuchs-Jahrganges ein nicht überbrückbarer 
Lehrermangel eintreten würde. Nordrhein-Westfalen 
mußte jetzt wieder von sechs Semestern auf fünf Se
mester zurückgehen und gleichzeitig besondere Not
maßnahmen ergreifen. Auch kann zur Zeit einfach rein 
räumlich ein weiterer Jahrgang von Studierenden nicht 
untergebracht werden, abgesehen von der sehr schwie
rigen Gewinnung der zusätzlich notwendigen Dozenten. 
Es ist bekannt, daß das Kultusministerium sich große 
Mühe gibt, noch mehr begabte Abiturienten für den 
Lehrerberuf zu gewinnen. Das wird nur dann einen 
ausreichenden Erfolg haben können, wenn neben der 
aufmerksamen Beobachtung und gegebenenfalls An
passung an die Gehaltsentwicklung bei den Lehrern in 
den anderen Ländern auch die ideelle Einschätzung des 
Lehrerberufs in unserer Bevölkerung auf allen geeig
neten Wegen gefördert wird. 
Der Erziehungsauftrag unserer Volksschule und der 
Erzieherberuf muß wieder die Wertscilätzung erhal
ten, die ihm zukommt. Dazu gehört zweifellos auch 
die großzügige Förderung der freiwilligen Lehrerfol't
bildung im ganzen Lande, die mit anerkenncnswertt'ffi 
Elan von den Lehrerverbänden in Angriff genommen 
ist. Es werden unter diesem Gesichtspunkt auch die 
Bc;strebungcn beachtet werden müssen, in die Vorbe
reitung eines neunten Schuljahres auch schon eine ge
wisse Neuausrichtung des Volksschulobcrbaues einzu
beziehen, vielleicht durch englischen Sprachunterricht 
und das Werken in freiwilligen Arbcitsg€meinscharten. 
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Nun zu den Mittelschulen! Die Mittelschule hat in der 
hf'uligen, eingangs angesprochenen Gesamtlage un
seres Bildungswesens ganz erheblich :m Bedeutung 
gPW<mncn. lhr fällt in dem dreigliedrig(:n Aufbau un
Sl'f't>s .Sc-hulwt>i<ens - Volksschule - Mittelschule - hö
he!'~· Schule - die Aufgabe zu, dem Teil un:serer be
g;1hlt•n .Tug1>nd mit einer vorwiegend praktisch aus
gerichteten, ich möchte sagen, „gegcnstandsgcbunde-: 
nim" Intelligenz das Wissen und jene Bildung zu ver
mi1t„irL riif' gie :r.um Eintritt in gehob•:nc praktische 
Berufe .der Wirtschaft und V·erwaltung, technisctl-künst
Jt.ris('he, so7.iale, hauliwirt.~dw ftlic-he Frauenberufe US'N. 

befähigt. Hier liegt ein sehr starker und noch ständig 
\':a('hsender BedDrf vor. Ich möchte nur auf den be-
1-'.anntPn NRC'hwuch:'lbed::irf für die verschiedenen Inge
nit>uJ'berufe hinv:eisen. 
HiN muß ich es fast als ein Unglück für Tausende 
von jungen Menschen bezeichnen, daU praktisch heute 
dit:' h()h;•re Schule weitgrhend - wie es Prof. Dr. Hans 
f-I<'<'i·;Pl, FnmkfuJ't, kürzlich zum Ausdruclt gebracht 
r.;1t - die Funktionen der Mittelschule erfüllt. Er weist 
(i.;inrnf hin. <iHU bei der Versetzung von der 10. zur u. 
K Jaf'sc. die dem Abschluß der Mitteli;chule entspricht, 
regeln{äßig etwa 40 v. H. der Schüler, und zwar mehr 
1i!~ !10 v H. der Mädchen und etwa 30 v. H. der Jun
g<>n, die h(ih('re Schille verlassen. Die Sclmld an dieser 
VC"di;;ngnisvollen l"ehlleitung kann man auf drei Fak
fo1T·n zm·ü<·k führen: 
l. wiP<l vielf;:.ich al~ Bet-ufävoraussetzung in der Wirf
;,ch;if1 un<l Verwaltung das Al.Jitur verlangt, wo unbe
din~t Pin gute>: Absdüußzeugnls >der Mittelschule aus
l'l'iC'hcn würde, 
2. l."1ilre1(·h~ Eltl."rn SRhen aus einer falschen 'rradi-
1.im1 orlPr Pinem ebcn~o ungesunden Geit\mgsbedü,rf
n ii< twnrns nur im Abitur die „gesells1.:haitsfähige" 
Bi!<lun~ ihrPr Kind<-r gesichert. 

!'Ahg. Fucl-"1.s: E~ ;,viTd aber immer mehr d-as 
Abitur verlangt, Herr Kollege!) 

- Ich sc;1'(tl• r.~ ,ia schon. -
3. In wt•iten Gebieten unseres Landes fehlt einfach die 
Mi tfel;:d1111P.. 
Su bt P:; da7.U gekommen, daß die höhere Schuie zum 
Nuchteil der für ihr eigentliches Bildungsziel wirklich 
begabhm Schüler einen Ballast an nicht geeigneten 
Hf>gabun.gcn m itschleppen muß. Daher gelangen iru
g1~sarn~ nut' ctwll 25 bis 30 v . H. ,ihrer Schüler zur 
Reirt'(>rüfung. Und diese Fehlleitung hat der be
dnuer n1<wt>rt große Teil unserer Jugend auszubaden, 
dPr es dann als „abgebrochener höherer Schfüer" bei 
dt>r Bewerbung um eine 1Alhrs.teUe, bei den Eignungs
und Lc:h rdbschlußprüfungen oft sehr schwe:r hat und 
von dPn guten Vo!ksschülem häufig in den Schatten 
gestPllt wiro. 
E., i;:t h€'UtP eine mP.rkwiil'dige Erscheinung fest:zus tel
lc>n. vor allem bei un;seren heimatvertriebcnen Neu
b1irgern und l<'lüchtlingen. Im Wettlauf ?JWischen Bil
dilng und Besitz ats Lebenssicherung hat die Bildung 
da:-: Re:1nen gewonnen. Die Eltern sehen in einer bes
sc>ren Schulb1ldung ihrer Kinder einen Ersatz für das 
vvrlorPne Väfererbe an Besitz, und sie trauen auch 
weitil,in dieser Lebensgrundlage die größe['e Stabilität 
zu. So ist die Schule von der Volksschule bis zur Uni
VC'n;iti-it in di>r Schau des heutigen Meni;chen mehr als 
in rler V<"rg:-1ngenheit weithin ein Mitt"el zur Sicherung 
der Existenz des Men~chen durch Bildung i(eworden. 
Erfreulicherv;cise ist bei den Mittelschulen in unse
rem Lancte eine gute Entwicklung festzuste!!en. Wäh
rend 11)50 nur 12 8ehulen mit 2 932 Schülern und 93 
Lt>hrern in 83 Klai;sen vorhanden waren, sind es heute 
- 'Unt~r Einbeziehung der E-Klassen in Mainz und 

1 
1 

1 

Worms, - .immerhin 34 Mittelschulen mit 7 135 Schü
lern und <!60 Lehrern in 218 Klassen. Die Zahl der auf 
10 000 EinwQhnel' kommenden Mittelschüler ist im sel
ben Zeitraum in unserem Lande von 9,9 au.f 22.,9 ge
stiegen. 

Ab€r diese Zl'lhlen stehen immer noch in einem unge
sunden Verhältnis :mi dl'n ZiffPrn un:ieres höheren 
Schulwesens und vor allem zum echten Bedürfnis dP5 
praktisc-hcn Leben!>, Hier stehen wir vor der großen 
Doppelaufgabe verFtili-kt.-.r Aufklärung der Arbeit
geber untl der Elternschaft über die schädliche Sinn
losigkeit einer Über~wel'lunlo( de~ Abiturs am falschen 
Or1.'c, und <l.er Notwendi,gkeit verstärktf~r Bemühun
gen zur Sc-haffung von Mitfoischulen i.füern!! dort. wo 
sie heute trotz des dringenden BedürfnissPs noch kh
len. Narndem durch das G~etz üll"r rliP höhP!'Pn 8C'hLt
ien vieie K.o.mmunen von den hohen Personalkosten für 
diese weitgehend l.>eireit ww•den, sollten sie mit' staat
licher Unteor~tüt:11Ung darangehen, die hier vielerorts 
vorhandene Lücke in unserem Schulwesen zu schtieUcn. 

j Unsere Be!'ufs~chrulen haben durdi da~ Berufsschulge-
l l!:etz von l!!li'i2 zweifellos einen selw st:i.rkcn Au ftl'if'h 

l. erfahren. Schon rein äuße.rlich kommt das darin wm 
A.W!druC!l: daß seitdem 'eine große Zahl von neuen, 
md.aöf~"·~~ru~~sChu,l.geb1äuden mit vielfach vorbild!' ·liehen ~~u.'IwerK:saiüen und Schulküchen errkhtet 

. 1 

wortien ist. Man kann ruhig sagen, daß, wo h<"lite die 
B~fä~chute- noch ni<'ht bl"frit:>rli.P.;end unt1>rgc-brnd1t isf, 
etwas nicht in Ordnung ist, entweder b€l der Verwal
tung oäer bei der' VolksvertrPt11ng de!'- Sehulträg.ers, 
oder auch bi>i beid~n. Elne merkwürdige Beobachtung, 
auf die ich heute nicht zum erstenmal aufmerksam 
mache, ist die, daß keineswegs die leistungsstärksten 
Schulträger auch immer die leistun.e;sfreudigsten wa
ren, unrl umgekehrt. 
Ein nicht gerade erfreuliches Faktum in unserP.m Be-
r-Jfss:.hu.l\v~scn ist in den letzten Jahren zutage g~tre-
ten. Die Abwander-ung der ländliC'hen Jugend in nicht
landwirtschaftliche Berufe hat dazu gcfühi:-t, daß an 
den fandwirtschaftliehen Berufäschulen und Schulab-
teilungen Lehrkräfte überflüssig wurden und rund 25 
für eine Verwendung im Volksschuldienst umgeschult 
worden stnd. Während der Bedarf an k aufmännischen, 
gewerblichen und hauswirtschaftlichen Lehrkräften 
im allgemeinen jetzt gerlerkt werd<>n kcinn, ist für die 
Fachklassen der metallverarbeitenden Berufe immer 
noch eine gewisse, wenn auch langsam abklingende 
Mangellage g~gebcn. 
Nachdem das geltende Berufsschulgesetz nunmehr fast 
sieben Jahre in Kraft ist, soll bekanntlich dem neuen 
Landtag alsbald eine Novelle zur Auswertung der in
zwischen bei seiner Anwendung gesammelten Erfah
n.mgen vorgelegt werden. Von dieser Novelle erwarten 
vor allem die Landkreise eine wesentliche finanzielle 
Entlastung. Sie ist auch notwendig und von der Re
gierung bereiti;: 1.ugeimgt worden, D;:imit wird und soll 

f " ·auch ein Ausgleich der zusätzlichen Belastung erreicht 
werden, die auf rüanche Landkreise votn i. April 1960 
ab durch das Gesetz über die höheren Schulen zu
kommen wird. Ich muß bekennen, daß eine weitgehende 
Entlastung der Landkreise von den Personallasten der 
Berufsschulen nicht nur im Intel'esse einer Erleich
terung der f'inanziellen Lage der Landkreise begrüßens
wert erscheint. Die Besebrn ng der Lehrerstellen :m den 
k1einen Berufsschulen m!t erstklassigen Lehrkräften 
muß im Interes!'ie einer vollw~d'i.~n theoreti~<'hf'n Bc
ruf:;au;;bildu.ng ge:rade unserer ländlichen Jugend un
bedingt sichergestellt weroen. Aus meiner langjäht·i
gen Beobacl:1lun~ der Lehl'abschlußprüfungen in Indu
strie und Hnndel weiß ich, daß hierbei die praktischen 
,;1;>~4.~!.IAia!~A~h•.Men :d~ aus liiXlldlichen Gebieten kom-
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mcnden Jugendlieben absolut gleichwertig mit: denen 
ihrer städtischen Kollegen waren, beim theoretischen 
Teil dieser Prüfung ist jedoch immer wieder ein spür
bat·er negativer Abstand die Regel gewesen. Bei der 
künftigen Entwicklung des Berufsschulwesens wird 
man dieses Fakrum im Auge behalten müssen. Mit 
einer weiteren Zentralisicrong der Berufsschulen o<ler 
auch nur ihrer Fachklassen ist hier allerdings nicht 
gehol!en. Im Gegenteil hat die Zusammenballung der 
Fachklassen an den großen Berufsschulen einen Grad 
0ncicht, ·der die Leistungsfäh~gkcit der kleineren ge
fährdet. Daraus ziehe ich keineswegs den neuerdings 
aulkommendcn Fehlschluß einer Herabsetzung des 
piidngogi~then Werfes der Fachklasse an sich. Die 
Fachklasse wird immer - -daher der Name Berufs
st•hule - im Vordergrunde stehen müssen. Einer Ver
tiefung auch des t\llgerneinbildenden Untenichtes steht 
die beruflich ein~eitige Besetzung der FachklasEe kei
neswci:(s im Wege. Im Gegenteil, auch der allgemein
bildende Unterricht kann bei den nicht" besbbegabten 
un<l wc>niger bildungswilligen Schülern um so anspre
chender und fruchtbarer gestaltet werden, je einheit
licher die Umwelt des täglichen Berufserlebnisses der 
Schüler ist. Dagegen sollte vielleicht" mehr als bisher 
nach aller Möglichkeit bei der aus Schülern mehrerer 
Berufsschulen zu bildenden Fachklasse deren Vertei
lung auf die kleineren Berufsschulen erfolgen. Aller
din1gs nrng jeweils geprüft und entschieden werden, ob 
unbedingt immer auch das erste Berufsschuljahr bereits 
an einer Fachklasse abgeleistet wet•den muß. 
Au( die uns vom Verband der Lehrer an den berufs
bildenden Schulen der Pfalz übermitCelten Änderungs
vorschläge zum Beru!3schulgesetz kann ich heute nicht 
eingehen. Das Kultusministedum möge bei der Aus
arbeitung deI' Novelle ihre Berücksichtigung ernsthaft 
crwäg·en. Wir wc1·dcn dann ja auch im vierten Land
fäg Gelegenheit haben, sie in unsere Beratun.gen ein
zubeziehen. 
Erfn.-uliche!'Wcise i.'>t bei den landwirtschaftlichen Be
ruCs::.d1ulcn inzwischen mit weni·gen Ausnahmen die 
drcijäht·igc SchuJpfiicht eingeführt worden. In der No
Vt'lle werden auch diese Ausnahmen gleichgeschaltet 
werden müssen. Es besteht für sie keine echte Nof
wcndigkell mehr. 
Wenn ich vorhin von den besonderen Schwierigkeiten 
der kleinen Berufsschulen sprach, will ich aber auch 
:'.u dem entgegengesetzten Extrem nicht schweigen. 
Wir h1·1ben in der Pfalz nur die Einheitsberufsschule, 
in der die gewerblichen und kaufmännischen Klassen 
und Abfeiiungcn unter einer Leitung z.usammengefaßt 
sind. Wenn die Schülerzahl die Grenze von 5 000 bis 
\i 000 überschreitet, beginnt diese Zusammenfassung 
fragwürdig zu werden. Wo aber - wie in Ludwigs
lwfon - rund 10 000 Schüler in einer Berufsschule zu
~ammenge!aßL sin·d - eine offenbar einmalige Erschei
nung im deut.i;chen Berufsschulwesen, dann ist das 
keine Schule mehr, sondern ein Schulkonzern, 

(Abg. Martenstein: Sehr gut!) 

b<:>sonders wenn mo.n die vielen an die Schule ange
gliederten Sondereinrichtungen, wie Abendfachschulen, 
Handelsschulen und höhere Handelsschule, hinzu
nimmf, die alle unter ein und demselben Direktorat 
s!eht-n. 

(Abg. Martenstein: Ein Generaldirektor ist das!) 

Hier ist die Aufteilung mindestens in eine selbst·ändige 
gewerbliche und eine kaufmännische Berufsschule 'ein 
Gebot der pädagogischen Einsicht. Auch darüber soll
ten bei der Ausarbeitung und Beratung der Novelle 
Überlegungen angestellt werden. 

Das Problem des zweiten Bildungsweges, me;nc sehr 
geehrten Damen und Herren, nötigt mich zu einigen 
Bemerkungen. Ich will gleich klarstellen, daß der Aus
druck „zweiter Bildungsweg" doch zweifellos bedeuten 
soll, daß der bisherige normale Bildungsweg zur Hoch
schulreife über das Gymnasium als solcher unange
tastet bestehen bleiben soll. Mit· ist kein ernsthaftes 
Bestreben anderer Art bekannt geworden. Ebenso er
scheint mir klar und unangefochten zu sein und blei
ben zu müssen, daß die Forderung nach Ausnahme
möglichkeiten für den Zugang zur Hochschulreife kei
neswegs eine Senkung des Hochschulbi!dungsniveaus 
herbeiführen will und eine solche auch auf keinen 
Fall zur Folge haben darf. 
Nachdem das klargestellt ist, bleibt zunächst festzu
stellen, welche Möglichkeiten in Rheiniand-P!uli be-
1 eits bestehen, außerhalb des tl'aditionellen B;ldungs
weges die Hochschulreife zu cl'langen. Denn nach 
Artikel 39 unserer Landesverfassung i!;t Werktätigen, 
die sich durch Begabung, Fleiß und Leistungen aus
zeichnen, auch ohne Reifezeugnis einer höheren Lch1·
anstalt durch Einrichtung besonderer Vorbereitungs
kurse und Prüfungen die Möglichkeit <les Hoch.schul
studiums zu geben. Vier verschiedene Möglichkeiten 
dieser Art sind heute in unserem Lande geboten: 

1. Der Besuch des Abendgymnasiums in Main7., ciurch 
den nach einem vierjährigen Lehrgang dc•r Zug;ing 
zur vollwertigen Reifeprüfung erreicht Wl'rden 
kann. 

2. Die Ablegung der Reifeprüfung für Schulfrt>mde. Sie 
kann nach Vollendung des 20. Lebensjahres abgelegt 
werden, wobei der Bewerber den Schultyp, nach des
sen Lehrplan er geprü.ft werden will, selbst be
stimmt. 

3. Die Zulassung zum Hochschulo.tudium ohne RC'ife
prüfung nach Vollendung des 25. Lebensjahre, für 
solche Bewerber, die eine Eignungsprüfun~ - die 
sogenannte Begabtenprüfung - c>rfolr,rekh :11Jlegen. 
Diese Bewerber müssen nach ihrer Pcrsiinlit:hkcit, 
ihren geistigen Fähigkeiten und ihren bi!'hl•riJ{cn 
Leistungen für das beabsichtigte Studium bc:;onders 
gut geeignet und mit dessen fachlichen Grundlagen 
vertraut sein. Bei dieser Prüfung kann auf eine Bil
dungsbreite aber ni.cht verzichtet werden, damit 
diese Personen keineswegs bei jeder nicht fachlich 
gebundenen Diskussion im Kreise der Studenten
schaft und im späteren Beruf ausgeschlos~en sind. 
Daher sollte dieser Weg nur von Men~chen b<:>schrit
ten werden, die neben ihrem beruflichen Können 
auch echte geistige Interessen haben. 
Dieser Weg ist bei uns bereits 1948 geschaffe n wor
den. Daher kam bis vor kurzem ein crhl.'bli<·hcr Teil 
der Bewerber zu dieser Eignungsprüfung nus dem 
Nachbarlande Hessen, das diese Möglichkeit erst 
1956 geschaffen hat. 

4. Begabte junge Menschen können über die Ingenieur.'.. 
schule zum Hochschulstudium gelangen. Sie müssen 
die Ingenieurhauptprüfung mindesten:s mit .. gu t" be
stehen und sich einem Verfahren füt' die Zuerken
nung der Hochschulreife unterzi ehen. 

Wir werden gewiß noch n:J<.h weiteren Wegen und 
Mitteln zur Förderung des Zug:1nges von beg'lbten 
jungen Menschen zum Fachschul- und Hoch:>c:hulstu
dium Ausschau halten müssen. Vor allem sollte geprüft 
werden, ob nicht auch bei uns ühnllche gewerbliche 
Ausbildungs- und Förderungseinrichtungen als Voll
zeitschulen geschaffen werden können, wie ~ie ander
wärts bereits als Berufsfachschulen bestehen. Auch 
die an einigen Stellen versuchsweise gescha!Ccncn Be
ru!saufbaul:ichulen sollten gefördert werden, ebenso 
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<i;f' vom Berufs~chullehrerverband angeregten zwei
jiihrigen gewerblichen Beru!sfadlschulen und die als 
ihr Vorstadium gedachten einjährigen Grundlehrgänge 
;in den Berufsschulen. 
Dabei ist mir völlig klar, daß alle diese bestehenden 
oder empfehlenswerten Einrichtungen des :zweiten Bil
c-:ungsweges nur für junge Menschen geeignet sind, die 
übet• eine ungcwiihnliche Begabung und über eine 
opferbereite Willensstärke verfügen. Wir dürien uns 
nicht darüber täuschen, daß ihre Zahl nicht übermäßig 
.r.roß ist. Von den Industrie- und Handelskammern, die 
~rheblidle Beträge zu Stipendien für hervorragende 
Prüfungsteilnehmer bereitgestellt haben, kommen 
Klagen darüber, daß sich nur enttäuschend wenige 
/rnwäL·ter dazu melden, ohne d:-iß hier besonders 
>.ircn_ge Voraussetzungen festgelegt werden. Auch die 
Erw;irtungl'n, <lie- von der baldigen vollständigen 
Schulgeldbefreiung einen starken Zustrom wirklicher 
B<'izabungcn 7.U den höheren Schulen erwarten, dürften 
rntt.~hi~mt WC'rden. 
Nun muß ich schließen mit einigen wi::nigen Bemer
kun~cn :r.ur Frage der Erwachsenenbildung, die dabei 
0twas w kurz kommt. Die Zahl dPr Volksbildung!1ein
! ;mtun'1"en. die dem Verband der Volkshochschulen 
<ks T ,a;.;dec; Rheinland-Pfalz angehören, stieg im lau
f<>ndi>n Haushaltsjahr von 656 auf ?38. Da:r.u gehören 
~7 Volk:::hoc-h~('h11len, :"14 mittlere selbsttindige Volks
tdldung~wet•ke und 25 Kreisvolksbildungswerke. in 
rlenen iml!e:>amt 638 ländliche Bildung~werke :r.usam
mengeschlos:-en sind. 
D:in0J:>t',n arbeibm 7Wei Heimvolkshochschulen und 
1wl'\ pi1<\H~•>i;;i~che Arbeitsstel!Pn. Das .ständige An
w;1ch~rn df'r Volk~bild.·1.mgqpinricht1mgen - es scheint 
n0tw!°nd1g 7.U sein, das festzustellen - ist keineswegs 
auf dif> organi!'.atorisehe Tätigkeit des Volkshoch.sclt.ul
V('rbande-s zurückzuführen. Im Volkshochschulverband 
e>rfolgt lediglich ein ständiger Erfahrun:g:saustauseh im 
Hinblick auf Lehrplan, Arbeitsmethode und Mitarbei
lt·rsclmlung, ·der sehr notwendig ist und sich fruchtbar 
;1u~w i rkt. 

Vor al lf'lTl Funk und Fr>rnsehen als Forum demokrat:i
~chf'l' Meinun.gsbildung hah<>n auf dem Lande heute 
<'im• ii;ariz neue geistige Situation geschaffen. 

(Abg_ Haehser; Die Pre~sc!) 

D1t> Pre~se gibt es ja sdlon läng·er, und sie war auch 
ril'aun0n auf dem Lnnde wirksam. Wer das Fernsehen 
bt'-obac-htPt, w<>iß. •ii;iß nuf d<'m Gebiet der staat~bür
!H' J"lich<'n Unt.l"T?'ichfung, des Dokuments und der zeit
geschichtlichen GeF.chP.hnisse Hervorragendes geleistet 
wird. Aber daneben gibt f.>~'I auch minderwertige und 
v Prwirr<>nde Darbietungen wPnig erfreulicher Art. 
Hiel' da s kritische Urt.eilsvennögen der Landbevölke
rung 7.U wi;c..krm, erforde1·t eine laufende Schulung der 
ne-lwnamflich unid ehrenamtfüh tätigen zahlreicl1en 
Mitrtrbeil<.?r in der ländlichen Erwai;hsenenbildimg, 

Die Vnlk::.hochschuiheime weTden neuerdinll;s ·durch 
.S•::iliu lunil!;-;wot•hpn vol' aiiem iür <i:iesem Zweck :;:t.ÄrkPr 
\;C':m~pn1cht. Die vielfältigen Erfahrungen in der ört
lidwn Arbf'it wo11Pn au~getauscht und 7.ttm Nut7.en 
dnl:'!' ;eitnahen Gesfaltung der Arbeit ausgewertet 
W''l'<lf"n . 
lJic Erwi1<.:h;;••nP.nbildung ist ein Kind .der Demokratie. 
S~e h<it dieser Demokratie gegenüber - und das er
kennt sie auch an - die Verp1lichturug, die Berei1.sdrnit 
.~um Mitdenken und zum mitveranCwortlichen Handeln 
tatkräftig zu fordern. Das redliche un.d erfolgreiche 
BcmühPn in die&er Rlr:htun~ verdient darum auch 
unsen; 1..itkräftige Anerkennung und weitere Förde
rung; und ich freue mich, daH bei der zuständigen Po
~itinr1 eine- Erhöhung vorgenommen worden ist. 

Erfraulich ist auch, daß die konfessionellen Bildun~s
einrichtungen beider Kirchen, für ·die bekanntlich 10 
v. H. der gesamten Landesmittel !ür Erwachsenenb!L
d:ung bereitgesrellt wertden, eine posmve Entwiddung 
zei~. Weit~r mi.ichle ii:h mi1.:h dem bereits ausgespro
chenen DMk und der Anerkennung für die Lc.istun
gen 'Ullserer Landesbüchcreistelle vollinhaltlich an
sdlHeßen. 

(Bei!all bei den RP.gii=•rung>ipal'teien.) 

Vizepräsidr.nt Bilgler: · 

Meine Damen und Herren, wir ft'eten in die Mittags
pause ein. Ich unterbre<11e die Sitzung. Sie wirld wie
der einberufen auf 14.30 Uhr. 

Unterb<e;chung der Sitzung : 12..48 Uhr. 

Wieder b.e g in n der Si t 7. u n g : 14.39 Uhr. 

Vizepr!stdent Piedmi)nt: 
Die Sltnmg ist \Viedereröffnet Wir fahren fort mit der 
Aussprache über den Einzelplan 09 - Mini>:tPTium für 
Unterricht und I<::ultus -. Heute nachmittag begrüße ich 
die 30 Kursteilnehmer des Fachverbandes der Kommu
nalverwaltungsbeamten und -angestellten des Land
kreises Pirmasens. Ich heiße sie herzlich willkommen. 

{Beifall des Hauses.) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Lotz von der Frak
tion der FDP~ 

Abg, Lob: 

Herr Präsident! Meine Damen l.m.d Herren! Ich wollte 
mich eigentlich nur ganz kurz z.u Wort melden, aber 

·; 'C!le'' XU:Smnrungen uns'eres .. kollegen Hülser haben es 
xnJ,t,st~.~el:l;~t1 .q~ ,kh dodi. no~ etwas weiter aus
'n6Ien· muß. 11lS war zwar sehr schwierig heute morgen, 
den ganzen· Ari°!d'l'ihrung€n mit dem viel.en Inhalt zu fol
gen und ihn in sh~h aufzunehrnPn; dtPse Atrnführnngen, 
Lei denen ich ab und zu einmal ,,Hört. hört'" rufen 
wollte - ich hRbe e!< aber unterlassen, weil doch eine 
so andt!Chtlge Stille lwrrst;hte -, hRhPn jedotlt eine Ge
fahr, Herr Kollege Hülscr, die ('*fflhr niimlirh, <laß 
1>ie nun gedruckt werden und schwarz auf weiß auf 
clt>m Papier dann irgendwo i:.ieh~n und von maneh•~n 
doch im gan7.en at~ bnrE' Miin:>:i;> hingffiommen w-Prden, 

(Heiterkeit bei der CDU. - Abg. Dr. Kluding; Das 
wollen Sie mit Ihren Ausführungen doch auch!) 

- Herr Kluding, idi. glaube, wir warten mit unserem 
Zwiegespräch noch etwas; auf Sie werde ich gleich 
noch einmal zurückkommen. 
Meine Damen und Herren! Vor einigen Tagen erhielt 
ich einen Brtef, auf dessen Umsdilag stand: Porto
pflichtige Dleni::t:=m<'he. kh mußte 10 Pfennig bezahlen. 
Heraus kam·das Zeugnis meint?s SohnPR mit dem Ver
merk darunter: ,,Nicht versetzt." 

(Abg. Dr. Dr. Christoffel: Der Apfel fällt nicht 
weit vom Stamm! - Heiterkeit im Hause.) 

- Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm, _!!ut! 

(Anhaltende HeiterkPit im Hnu~e. } 

Da habe icli mir so überlegt: Ja, der Junge hat nun 
ein Jahr lang einen Lehrstoff zu büffeln gehabt und 
ist .in dem einen oder anderen nicht mitgekommen; 
er hat also das eine oder andere von diesem Stoff 
nicht bewältigen können. Nun wird er also nicht ver
setzt. 

(Abg, Hfüser: Daran bin ich aber am wenigsten 
bete!l!gt! - Heiterkeit b~i der CDU.) 
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- Nein, Herr Kollege Hülscr! 
In diesem Falle waren es die Zeugnisse zu Ostern, und 
hier im Hause ist es so das Ende der Legislatu1periode 
mit dem kommenden Wahlkampf. 

(Abg. Simonis: Mit unseren Zeugnissen!) 

- Nun, von Zeugnissen will ich in dem Falle nicht 
reden, das wäre vermessen. Das würde mir der Herr 
Kultusminister bestimmt sehr übelnehmen, wenn ich 
mir erlauben würde, in dem einen oder anderen eine 
Note zu erteilen. 
Der Het-r Kultusminl!':ter Ist nun immerhin seit August 
1956 im Amt, und er hat sich auch eine Reihe von 
Aufgaben gestellt. Die Aufgaben, die er sich ge9tellt 
hat, decken sich nun merkwürdigerweise mit einigen 
Anliegen, die die FDP hier im Hause mehr oder min
der oft und deutlich zur Sprache gebracht hat. Ich darf 
vielleic:ht drei Dinge nennen. Wir haben einmal einen 
Antrag über das Mittelschulwesen eingebracht. Sie 
werden sich noch erinnern können, wie wir, auch von 
scitcn des Herrn Kultusministers, elegant abgefertigt 
worden sind. Sif' werden sich weiter an das Hoch
schulges.etz erinnern können, an das wir einige Male 
<'rinnt-rt haben. Auch da werden Sie sich noch der 
Antwort hier im Hause und der Anhvort au! Kleine 
Anfragen erinnern können. Und Sie werden sich auf 
jeden Fall - jedenfalls die Damen und Herren der 
CDU-Fraktion und deshalb mein „Hört, hört!", Herr 
'Kollege Hülser - an die Novelle zum Berufsschulgesetz 
erinnern können. Mir kamen so einige vertraute Töne 
wieder, die ich einmal gesagt hatte und meinerseits 
nun ein ,.Hört, hört!" damals erntete, als ich so ver
messen war, zu sagen, daß diese Novelle zum B~rufs
schulgeset:i: eine finanzielle Entlastung sei und vom 
I<::ulturpolifüchcn her nicht viel beinhalte. Ja, Herr 
Kolle.e;e Hülser, lesen Sie einmal im Protokoll nach, 
welche Zwisch<>nrufe da gemacht worden sind. Ich 
freue mich, daß Sie mich heute bestätigen, ohne daß 
Sie Zwischenrufe bekommen haben. 
Nun h11be ich einmal folgendes getan. Ich habe aus den 
verschiedensten Zeitungen eine Sammlung von Aus
schnitten über die Kulturpolitik d~ Landes Rhein
land-Pfalz angelegt, die fünf Leitz-Ordner umfassen. 
Aus diesen Zeitungsausschnitten habe ich mir einmal 
die Dinge herausgesucht, die diese drei Fragen, die 
die FDP hier im Hause angeschnitten hat, betreffen. 
Meine' Damen und Herren, das Ist nun sehr inter
C!Ssant.. und, Herr Kultusminister, wenn ich Ihnen da:> 
noch einmal ins Gedächtnis zurückrufe, dann tue ich 
das jetzt deshalb, weil ich etwas, was der Herr Kollege 
HU!ser sehr gut und sehr deutlich hier vorgetragen 
hat, doch nicht ganz so im Raume stehen lassen 
möchte. da die Dinge zum Teil doch nicht ganz so 
wnren, wie sie dargestellt worden sind; und ich erin
nere Sie gerade an die Antworten, die wir auf diese 
drei Fragen bekommen ha'Qcn. 
Meine Damen und Herren, in bezug au! das Hoch
i;chulgcselz habe ich selbst einmal eine Kleine Anfrage 
gestellt, und ich habe eine sehr deutliche Antwort be
kommen. Sehen wir uns einmal diese Dinge an. Im 
August 1956 trat der Herr Kultusminister sein Amt 
an. Wenn Sie die Zeitungsabschnitte aus der damali
gen Zeit iesen - Herr Kollege Dr. Kluding, ich nehme 
:in, daß Sie zu der damaligen Zeit noch Schriftleite-r 
beim „Piälizer" waren. - Stimmt also, dann lesen 
Sle etwas sehr rnteressant'.es, wenn es auch erst im 
Februar 1957 geschrieben wurde - unter der 'Obcr
i;chri!t „Frischer Wind im Ministerium": 

Ein frischer Wind weht seit dem Amtsantritt von 
Minister Dr. Orth durch das Kultusministerium. Das 
wurde in diesen Tagen auf einer Pressekonferenz 

erneut offenbar. Es ist, also ob er in alte, schon 
lange Jahre lagernde Akten gefahren wäre und 
ihre Blätter aufgewirbelt habe. So legte Dr. Orth 
dem Parlament in der ersten Sitzung, an der er auf 
der M.inisterbank teilnahm, gleich zwei Gesetze vor. 
Und nunmehr kündigte er die Fertigstellung des 
Reforentenenbwurfs für das von der Verfassung 
vorgeschriebene Universitätsgesetz an, das E:ben
falls bh.her im Dornröschenschlaf lag, 

Herr Kollege Dr. Kluding, Sie werden sich an diesen Ar
tikel „Frischer Wind" in Ihrer CDU-Zeitung erinnern; 
der Herr Ministerpräsident hat zwar einmal gemeint, 
es sei keine CDU-Zeitung, mittlerweile habe ich aber 
im Handbuch der Deutschen Presse nachgelesen, daß 
der „Pfälzer" doch als CDU-Zeitung firmiert. 
Meine Damen und Herren, im September 1956 hat der 
Herr Kultusminister sich der Presse vorg·eswllt, und 
er hat auf dieser Pressekonferenz davon gesprochen, 
daß das Hochschulgesetz nunmehr schnell in Angriff 
genommen weroen solle. kh dar! vielleicht hier ein
schalten, wenn ich mich au! ZeitungsabschniCte be
ziehe, die ich Ihnen vortrage, dann handelt es sich nur 
um Zeitungen, die nun nicht als oppositionell oder in 
an<lerer Richtung ausgelegt werden können; ich habe 
mir dabei vor allen Dingen die „Trierische Landeszei
tung", die „Rheinpfalz" und die "Rhein-Zeitung" vor
genommen. Am 18. Dezember 195'> erschien v.'ieder ein 
Zeitungsartikel, in dem es hieß, daß das nach den Be
stimmungen der Verfassung seil dem 3. Juni 1950 fäl
lige Hochschulgesetz in Kürze vorgelegt werde, daß 
der Rechnungsho! einen Bericht angefordert habe, daß 
dieses 91 St-iten umfassende Gutachten nunmehr vor
liege und daß die Bearbeitung des Hochschulgesetzes 
im Gange sei. 

Am l. Februar 1957 stand in der „Rheinpfalz": 
Kultusminister Dr. Orth über Wege zur Lösung d es 
Problems. 

Urud dann geht es unten weiter: 
Weiter kündigte Dr. Orth das UniversitäCsge::;etz an, 
bei dem nun ein „Versäumnis" nachgeholt werde. 
Sobald es mit dem Senat der Landesuniversität be
sprochen worden sei, gehe es an den Landtag, so 
daß es spätesfens im Sommersemester nächsten 
Jahres in Kraft treten könne. 

Dieses SommersemesteJ· wäre .dann 1958 gewesen. 
Am 3. August 1957 hieß es in der „Allgemeinen Zei
tung": 

Kultusminister Dr. Orth zu Fragen dc-r Universitär 
und der Volksschulen des Landes. 
Der Minister äußerte die Ansicht, daß noch bis zum 
Winter das Gesetz dem Landtag zur Beschlußfas
sung zugeleitet werden könne, so daß es bis zum 
1. April 1958 in Kraft treten we11de. 

Am 15. November 1957 brachte der „Trierer Volks
freund·' eine Notiz über eine Pressekonferenz beim 
Kultusm1nister, und hier tauchte neben dem „in Kürze 
zu verabschiedenden Hochschulgesetz•• die Novelle zum 
BerufssclnllgeseCz a·uf. Auch die anderen Zeitungen 
haben darüber berichtet. 
Am 21. April 1958 hieß es in der „Rhein-Zeitung": 

Das Kullusministerium will so schnell wie möglich 
seine Vorarbeiten zum Hochschulgesetz abschließen, 
aber auch die Dinge nicht übers tilrzcn. Das Ministe
rium steht dabei, wie uns mitgetellt wurde, vor der 
Nowendigkeit, einige Probleme seines Entwur!i. mit 
der Universität zu klären ... 

Tn Kürze! Am 9. Juli 1958 brachte die „Trierische 
Landeszeitung" einen Artikel mit der Überschrift ,,Bald 
Hochschulgesetz?~ 
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Meine Damen und Herren, wie endet diese Sammlung 
üh('r das Hochschulp;esetz? Si~ endet am 16. Dezember 
Uffif! mit einem Artikel in der „Rheinpfalz": 

Ku!tusministe[' Dr. Orth berichtete über die Kultur
politik in Rheinland-Pfalz. 
In einer von den CDU-Bundestagsabgeordneten 
Dr. Fritz und Albert Leicht gei::tem veran:::ta1teten 
Pn'ssrkonff'r<>n7. in Ludwigshafen äußerte sic:h Kul
tusminister Dr. Orth au.sführlich zur Kulturpolitik: 
in HhPinl;ind-Pfal:r.. in~bcsondere zu allen Fragen, 
die <lll.s Schulw<:>~en betreffen. . . Für die Landes
univi;>rnifät in Mainz mit ihren 4 500 Studenten 
wün1(' hald nach Beginn der nächsten Legislatur
P<'ri<>de das schon lange vorgesehene Universitäts
gl„;elz vorgelegt ""·erden. 

Das war das Hochschulgesetz. Jetzt kommt das Beru!s
-;chulge~tz, meine Damen und Herren. Am 15. Novem
h~r 1957 - -

(Abg. Geörger: Ist das eine Lesestunde?) 

- Meine Damen und Herren, kh glaube, darüber soll
ten wir uns lieber nicht in eine Unterhaltung einlas
sen. Sie wissen, daß ich gewohnt bin. nach der Ge
~chäftsordnung des Landtags hier vom Podium in 
freier Rede zu spre-chen. Wenn mir dann ab und zu 
mal vielleicht der eine oder andere Schnitzer passie
ren sollte, müssen Sie das entsdiuldigen. Wenn ich 
mt>lnl' Rede - wie andere Kollegen - schriftlich vor
bereiten würde, dann würde mir das vielleicht auch 
eleganter von der Hand fließen. 
M!'in•' DRmPn unci Herren, es ist peinlich, wenn man 
:o kh lwi diesen Din~en auf einen gewissen Standpunkt 
ge~lellt hat und i;ich dann sagen lassen muß, daß sich 
wie ein roter Faden eine Ankündigung darüber, daß 
be:-:timmte Vorlagen gemacht werden, durch die Monate 
und Jahre hindurch zieht; und wenn Sie sich dann in 
die Erinn(!tung zut~uclu~ufen, \Velcl'"le Antwort der FDP
f'raktion im Landtag von diesem Podium aus auf ihre 
Novelle :r.um Berufsschulgesetz zuteil gev..mrden ist, 
mdne Damen und Herren, so ist das nicht mehr i;pnß
h<1ft odPr :r.um Lachen. sondern dann ist das eine ernste 
An.~Wl<'li(<'nhelt:, auf die ich gleich noch einmal zurück
kommen werde. 
Tm Novcmltet· 1957 hat der Herr Kultu:;m!nister vor 
d<'r Prc.'s!;e über die Schulgesetzgebung gesprochen, 
in;:rwsondert> über die Novelle zum Bcr·ufsschulgesetz, 
;.o:11 d('r diP Vorb<:reihmgen im Kultusministerium be
!'f'i t1< getrnffrn ~eien. Am 12. Juni 1958 hieß es in der 
„nhein-ZPitung": 

D<i!' Knltusministerium von Rheinland-Pfalz wird 
~<'hon jetzt mit der Ausarbeitung des Entwurfs für 
1.•in MittPlsdcul geset:r. beginnen. 

,'i;t, seh~n Sie, meine Damen und Herren, auch bei dem 
Ivlittt>lschulgP~etz, von dem es hier heißt, daß das Kul
tu~mini~terium mit der Ausarbeitung beginnen werde, 
wi~Ff-11 Si'» wekhe Antwort die FDP-Fraktion auf ihre 
Anfrage hin hekommen hat. Und in dieser Notiz wird 
'\.\'eiiff gPsa11:t, daß vor dem Mittelschulgesetz die No
VPlle zum Beruf:s:schulgesetz als vordringlich gilt. 
1\m 2:l .. Tuli 1958 brachte die „Rhein-Zeitung": 

Besprechungen über Hochschulgesetz und Berufs
schulnovelle. 
Da:r.u gehört das Hochschulgesetz, über d~:;!!en 
grundsätzliche Probicme dieser Tage die imgekün
digte Besprechung zwischen Kultusmini;;t~ Dr. 
Orlh. dem Rektor der Universität ... usw. 

Dann geht es weiter; 
Ebenfalls in Arbeit ist die Novelle zum Berufs
:;dtulgPf:etz, die be:;onders die Landkreise be;;chäf-
1 igt. 

Meine Damen und Herren, ich wlll diese Le:ses(urrde 
nicht fortseizcn. Die Novelle zum Berufsschulgesetz 
endete im November 1958 m!t folgender Noti1.: 

Im Kultusministerium ist man der Ansicht, daß der 
jetzt vorliegende Urantrng der Freien Demokratt>n 
kaum noch bis zum Ende der Legislaturperiode, 
ulso bis ium April, durchh<>rRtPn werdPn könn<?. 

Fertig, aus .. übex das Mittelschulgesetz, meine Damen 
u.nd Herreri, könnte kh Ihnen di~se LEsestunde auch 
halten. 
Warum erzähle ich Ihnen das? Eine Fr<tktion beschäf
tigt sich mit Dingen, die zugegebenermaßen auch das 
Kultusministerium beschäftigen. Wenn aber hier ir
gendwelche Anträge gestellt und irgendwelche Schritte 
eingeleitet werden, meine Dnmen und Herren, dann 
bl:k.v1lUUt man oft Antworten, die in gal' nichts mit 
den Aus:;ili\gen de.s Kultusministeriums - \•.rie siE~ aus 
dieser Sammlung v~n Zeitungsartikeln hervorgeh':'n -
übereinstimmen. 

(Abg. Dr. Dr. Christoffel: Na, na, nun mal 
langsam!) 

Über die Schulgeldfreiheit und über die Aussagen da
zu habe ich eine ganze S11-mmlung von Presseartikeln, 
aber darüber wlll ich nichts mehr sager.. 

(Abg. Dr. Dr. Christof!el: Das möchte ich gern 
mal wissen! - Abg. Fuchs: Das ist eine sehr 

interessante Lesung1) 

Ein weiteres Wod, meine Damen und Herren. Als wir 
i'm ''fiilii<!'h;:iH~- und Finan:i:;mssrhuß den Etat des Kul
tusministeriums beraten haben. da habe ich bei einem 
Etatpo:::t.en, der 2,5 Millionen DM umfaßt und als Zu
schuß für die Theater gedacht ist, die Frage gestellt, 
wie sich dleser Betrag aufti>ilf'. Es handelt sich um 
den Titel 641. Meine Damen und Herren, ich will mich 
jetzt nicht :;iuf meine eigene Erinnerung beziehen, 
wenn sie auch sehr gut ist, sondern ich darf mich ein
mal auf das Protokoll dieser Sitzung beruren: 

Ministerialrat Schreiner verweist auf die Erläute
rungen zu Titel 698. 

I<;b, .b.a~t~ di~ .frag(I .:um Titel 641 gestellt, da handelte 
es sich um einen Betrag von 2,5 Millionen DM. Ich 
erhielt dann die Antwort, 500 000 DM so, 100 000 DM 
so und 100 000 DM so. Es heißt weiter: 

Abgeordneter Lotz hält dem entgegen, er m<$chte 
gern wissen, wie die Mittel des Titels 641 verteilt 
werden. Im vergangenen Jahr habe das Kultus
mi.n.isterium hierfür einen Aufteilungsplan dem 
Ausschuß vorgelegt.. Im üb1·ig('n werde bei allen 
möglichen kleinen Posten immer eine genaue Ver
teilung angegeben, \Vährend hier l>ei einem Betrag 
,,;r,n_ 2,5 Millionen DM nichts erwähnt i>ei. Kultus
minister Dr. Orth erklärtP, er frage sich, ob die 
Exekutfvt" verpfHchtet 5ei. hier eine AufsehlUsRe
lung bis i.n die kleini;fo. F.ime1heit vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, Sie müssen sit:h das einmal 
vor~tellen. Dort sitzt der Haushalt:;- und Finanzaw;
schuß, und der Kultusminister, dessen Etat beraten 
wird, sagt einem Mitglied dieses Ausschusses, er frage 
sich. ob die Exekutive verpf'li<'h1 ... t si:>i, eine Au~kunft 
ilber die Aufteilung dieses Betrages bis in die klcimte 
Einie1heit zu geben. Nach der Antwort, die damals ge
geben wurde, setzt sich dieser Bctra~ von 2,5 Mil
lionen tnii.i:' nus fünf bis sechs Einzelposten zu~arnmen, 
die sich nur auf fünf bis sechs Institutionen vertei-

. · 'len'." 'Näcnä:em "'fCh CtngPschen hatte. daß das Kultus
ministerium selbstverständlich nicht eine voraus
schauende Planung geben kann, indem es sagt, wir 
werden den Betrag von 2,5 Millionen DM im nächsten 
Haushaltsjahi· so und so auftei!en, habe ich die Frage 
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gestellt, wie sich der Betrag im letzten Haushaltsjahr 
verteilt habe. Darauf hat die Exekutive keine Ant
wort gegeben. 
Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen dieses Bei
spi<'l deshalb erzählt, weil dazu ein anderer Vergleich 
sehr interessant ist. In der „Rheinp!alz" vom 21. März 
1959 lesen Sie unter <ier Überschl'ift „350000 DM für 
Edenkoben": 

Kultusminister Dr. Orth hat dem Beigeordneten der 
Stadt Edenkoben und Landtagskandidaten der CDU, 
Winfried Thirol!, in einem Schreiben mitgeteilt, daß 
aus seinem Etat für das Rechnungsjahr 1959 dem 
Bau der Kreisberu!sschule des Landkreises Landau 
in Edenkoben der Betrag von 350 000 DM zufließen 
werde. 

Mdne Damen und Herren, ich weiß nicht, wie Sie zu 
dieser Notiz stehen. 

(Abg. Völker: Das ist ganz neu! - Abg. Simonis: 
Das ist nichts Neues!) 

- Das ist gan7. neu, ja. Ich ersehe daraus, daß das Kul
tusministerium anscheinend in Fällen, bei denen es 
sich um CDU-Landtagskandidaten handelt, sehr gern 
und bereitwillig Auskunft gibt darüber, daß ein klei
ner Betrag aus ~inem großen Topf für die Stadt Eden
koben abge7.weigt wird, und dieses Schreiben lesen 
Sie dann in der „Rheinpfalz". Diese beiden Dinge har
monieren nicht miteinander; wenn man nämlich einer
seits im Haushalts- und Finanzausschuß so verfährt 
und dann das au! der anderen Seite liest, Herr Kul
tusminister, dann muß man wirklich sagen, irgend 
etwas stimmt dabei nicht. Ich bin der Meinung, daß 
auch diese 350 000 DM von den Steuerzahlern aufge
bracht wel'den und nicht - sagen wir mal - aus einem 
Fonds des Kultusministeriums gegeben werden sozu
sagen aus Gnade, um damit eine gewisse Wahlpropa
ganda zu unterstützen. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sollten diese 
Dinge ernster nehmen; denn damit zeigt sich, daß es 
unmöglich ist, daß so verfahren wird. Das muß klar 
sein, und ich glaube, auch bei unseren l{aushaltsbe
ratungen wäre einmal ein Wort nötig, daß dieser oder 
jener Betrag nicht von diesem oder jenem Minister, 
nicht von dem oder jenem Ministerium und auch nicht 
von den Landtagsausschüssen - so ehrlich sollten wir 
auch uns gegenüber sein - ausgebracht wird, sondern 
daß alle die!re Beträge aus Mitteln der Steuerzahler 
stammen. Ein solches Worf wäre vielleicht einmal 
nötig in Anbetracht solcher Zeitungsartikel. Meine 
Damen und Herren, ich will keine Lesestunde veran
stalten, sonst würde ich Ihnen noch einige solcher Zei
tungsartikel aus der letzten Zeit vot·lesen. 
Wir haben die herzliche Bitte an den Herrn Kultus
minister, doch mit solchen Briefen etwas vorsichtiger 
zu sein. Wenn wirklich solche Briefe geschrieben wer
den müssen, dann richtet man sie an die Stadt und 
nicht an einen Landtagskandidaten. 

In den anderen drei Fällen, die ich Ihnen hier kurz 
skizziert habe - Beru!sschulgesetz, Hochschulgesetz und 
Mittelschulgesetz -, ist es der Wunsch der FDP-Frak
tion, daß das, was anscheinend in den Schreibtisch
schubladen des Kultusministeriums liegt und zu dem 
der frische Wind, den unser lieber Kollege im „Pfäl
zer" angedeutet hat, doch nicht hingedrungen ist, 
durch den frischen Wind der Wahl vielleicht aus den 
Schubladen herausgeweht wird, und daß im nächsten 
Landtag uns diese drei Probleme - Hochschule, Be
rufsschule .und Mittelschule - sehr bald beschäftigen 
werden. Ich glaube, sie sind wichtig aus einer kultur
politischen Sicht für unser Land, insbesondere, wenn 

---------

-ich an das Mittelschulwesen denke. Ich bin nicht ganz 
der Ansicht, die heute einmal hier angeklungen ist, 
daß man die Frage des mittleren Bildungswesens durch 
eine Aufstockung auf das Volksschulwesen lösen kann. 
Wer das Wesen und die Arbeit der Mittelschulen kennt, 
der weiß - und der wird uns darin unterslüt?.en -, daß 
das Mittelschulwesen einer baldigen Klärung bedarf. Es 
ist schade, daß es nicht schon in dieser Legislatur
~riode dazu gekommen ist; denn die Zeit, die in
zwischen vergangen ist, ist nutzlos verstrichen. 
Nun wird mir der eine oder andere vielleicht entge
genhalten. Wir haben mit dem einen Gesetz genug zu 
tun gehabt. 

(Abg. Dr. Dr. Christoffel: Eins nach dem anderen! 
Wir waren uns alle darüber einig, daß die Novelle 
zum Berufsschulgesetz im neuen Landtag bl"h<tn-

delt werden soll!) 

- Herr Dr. ChristofCel, ich will mich gerne verpflich
ten, Ihnen die Protokolle über die Ausschußsilzungen 
herauszusuchen. Es wäre doch möglich gl:!wesen, diese 
Fragen zu debattieren, wobei ich der Meinung bin -
hier darf ich auf die sehr ausführlichen und deutlichen 
Ausführungen des Kollegen Hülser hinweisen -, daß 
die Novelle zum Berufsschulgesetz in der Hauptsache 
abhebt auf ei0>e finanzielle Klärung der Dinge. 

{Abg. Matthes: Aber nicht nur!) 

- Herr Kollege Matthes, wir wollen uns darüber im 
klaren sein, wie die Wertigkeit des Kulturpolitischen 
und des Finanziellen beim Berufsschulwesen verteilt 
sind. Draußen hören Sie, daß sich das Organ.lsatorische 
des Berufsschulgesetzes im großen und ganzen - das 
darf hier festgestellt werden - bewährt. Ein anderes 
ist zu kurz gekommen und ich glaube deshalb, weil 
wir alle uns über die Auswirkungen dieses Gesetzes, 
also über die finanziellen Auswirkungen, nicht ganz im 
klaren gewesen sind. Das muß mit aller DeutHchkeit 
gesagt werden. Es wäre falsch, wenn wir hier sagen 
würden, wir hättien das mittlerweile nicht erkannt. 
Denn wer draußen im kommunalen Leben noch eini
germaßen tätig ist, der wird wissen, wie das Berufs
schulwesen die StaQ.t- und Landkreise außergewöhn
lich belastet 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

und daher Mittel, die sonst für andere kulturelle Dinge 
von den Stadt- und Landkrei~n eingesetzt werden 
können, nunmehr für das BerufssLilulwesen verwandt 
werden müssen. Es ist ein Versäumnis - das ist schon 
offen ausgesprochen worden -, daß wir damals bei der 
Schaffung des Gesetzes die finanzielle Auswirkung 
nicht ganz übersehen haben. 

{Abg. Völker: Wir haben sie damals gesehen, 
Herr Lotz!) 

- Ich könnte mich dann In Ihre Reihen einreihen, aber 
nur in diesem Falle bitte. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Aber es hat keinen Zweck, daß wir darüber heute 
richten. Jt!doch über eines sollten wn· uns im klaren sein. 
daß die Panne, die geschehen ist, so bald wie möglich 
repariert wird. Eine Bitte an das Kulfusministeriüm, 
daß auch di·eser Gesetzentwurf so schnell wie möglich 
dem nächsten Landtag vorgelegt wird. Aus dieser kur
zen Lesestunde - die vielleicht nur fünf Minuten ge
dauert hat - werden Sie doch ersehen, wie auf der 
einen ~ite die Darstellungen, die in Pressekon!eren
zen und Pressekonferenzen anderer Art - nicht nur 
ministerieller, sondern auch parteipolitischer Art - an
ders klingen als die offiziellen Antworten, die hier auf 
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GroUe Anfragen und ~setzentwürfe gegeben werden. 
ich glaube, ich darf mich auf diese Ausführungen be
schränken . EI' wäre vielleicht in dem einen oder l'lnde
rt~n 1''<1111" nötig, wenn der Kultusminister eine andere 
MPinunp.; dazu hat, daß ich mich dann noch einmal zum 
Wn„~ mPl<JP. 

(ßeifa.11 bei der FDP. - Abg. Groß: Herr Kollege 
Lot7., Si-e hättPn auf den ersten Satz zurilckkom
mt>n müssen! - Abg. Lotz. [im Ahgeh.en): Das 
h~be ich der Denkfähigkeit der Abgeordneten 

überlassen!) 

Yi1r.t•präsident Piedmont: 
Das Wort h<tt Herr Abgeordneter Hertel von der .Frak
t i11n der SPD. 

Ab!?:. Hertel: 

Herr Prä~ident! Meine Damen und Herren! Die Bera
tung des Einzelplanes 09 ist jedes Jahr bei der Behand
lung des ganzen Landeshaushaltes, die sich auf sieben 
oder <icht Tage hier im Plenum erstreckt, ein Höhe
punkt. Auch der Ablauf des heutigen Tages hat das 
bewiesen. Es handelt sich bei diesem Haushalt wn 
eint:'n St0ff stärkster Lebensnähe. Es werden Angele
/.\t·tlhPit~n und F.inrichtungen wohlwollend oder kritist:h 
bc~prochen, die in jeder .k'amilie eine Rolle spielen. 
D<.>~Wl'Rt'n hi'i1te man erwarten dürfen, daß gerade am 
he utigen Tage die Zuhörertribüne stärker bw;etzt me
"''':·wn w~re und sielt die Zuhörer nicht nur auf ein 
Dutzend wackerer Anwärter für den Poliz.eidienst bc
;c;c·h l'i-i11kt hätten. Ich will aber annehmen und auch 
glauben, daß sich die Ferien in di·eser Richtung etwas 
h<.>mmend odPr die Organisation siöl'.'end ausgewirkt 
hHlwn. 

<Abg. Völker: Sie meinen, daß es keine Absidl.t 
war?J 

Ml'ln kann nur bedauern, daß mitunter 50 erlebnis
hunirrijl.e junge M enschen auf der Tribüne s itzen, .wenn 
irg.-..ndwie 0ine selbst für Abgeordnete langweil.ende 
T agesordnung behandelt wird. 
M·e:.ne Damen und Herren! Zur heutigen Beratung 
bitte il'h Sie, mir Ve~tän.dnis zu zeigen, wenn ich 
na ch zwölf .Jahren ununterbrochener Mitarbeit im 
Kultul"po1.itischen AussC"huß, eine Arbeit, die ich je
derz(>it: mit dem ~~chätzt.en Herrn Kollegen Dr. Chri
~tQffel l!leit dem - B estehen dieses Landes teillte, da~ 
BC'düTfni i:. zu e inigen abschließ.enden F est st ellungen 
h abe. Es war ein weiter Weg vom Rittersturz bis zum 
h eutigen Stand der Entwicklung des Schulwesens in 
Hheinland-PfaJz. Der Weg ist gekennzeichnet durch 
bedeutsame Gesetze und auch sonstige Maßnahmen, 
die in~bt>sondere der Förderung des Schulhausbaues 
1-(l!golten haben. Es wurden auch Richtlinien aufgesteHt 
für den Volksschulunterricht, die, soweit ich es über
blickt•n konnte, auch die Zustimmung der zuständigen 
Orl(ani.~C1tionen der Lehrerschaft, gefunden haben. Das 
VoJk.~~drnlgesetz und das von meinem Herrn Vorred
m·r mit Rt><:ht un~rstrichene Berufssdlulgesetz wurden 
in dieser Zei t jl.eschaffen. Es ist gelungen, bei der Be
, nldungi::orrlnung für die Lehrer der Volksschulen eine 
1·:inst.ufung zu erreichen, die die&em Beruf eine größere 
,1\n:1.iPhung~kraft gesichert hat. Es ist aber eb<!nso be
k annt - alle die, die weiterhin in diesem Hause wir
ken. wi·~:;:Pn .e-s -, daß auch auf schulischem Gebiete 
nodi. viel Stoff einer gesetzlichen Re.11:elung bedarL 
Nun gestatten Sie mir auch elnige kritische F~tstel
lung('n. Bei a ller Genugtuung bei einem Rückblick und 
<if'r Würdigung vollbrachter Leistungen sollte man doch 
nit- verges~en, daß bei dem Tempo d er heutigen Ent-

wicklung jeder Tag, auch auf dem Gebiete der Schule, 
neue Aufgaben stellt und neue Probleme au fwirft. 

(Beifall b ei der SPD.) 

Man darf Didit mit behä biger Gemütlichkeit ruhen auf 
„dem Erreichwn und dabei den Maßstab verHeren für 
das, was noch zu tun bleibt. Die fast turbulente Ent
'llitlc:klung auf allen Gebieten macht sich nirgends stär
kPr b<?merk'bar als in den Anforoerungen, die an 
die Schulen immer w!eder in anderer Form gestellt 
~rden. Ich verweise darauf, i n welctwm TPmpo und 
in welcher Zahl die Berufssd1ulen heute Sondel'klassen 
einrichten müssen, um den ganz neu hinzugt>komme
nen Berufen, um der schulischen, inshPsonrtPre auch 
der fachlich-throrietischen Ausbildung der in <He neL1(•n 
Berufe eintretenden jungen Menschen einigermaßen 
Rechnung tragen zu können. 
AUes das sind Beweise Ol'fiir, d~ß wir <1u[ clP.m Gt>hit'lt~ 
der Schule, ihrer Fortentwkklung und ihr{'r Anpas~ung 
an zeitnahe Erfordernil!se nie genug tun können. Di(>se 
Forderung ist aber auch gestellt auf Rllen anderen ~
bfeten. 
Sehr geehrter Herr Kollege Hülser! Nehmen Sie mir 
das bitte nicht übel: Als Sie heute morgen St~llung ge
nommen haben zum neunten Schuljahr und mit C'~
nugtuung von dem Ergehnis des Be:rnches in den bei
den Klassen, in denen dl'li=: n1>11ntf"Srhuljahr als Experi
ment In Neuwied demonstriert. wurde, berichteten, da 
dachte foh <in die gemütllcht> Zelt des BiPclerm.e-i„rs. Als 
1835 ~v.'1smen Nllrnbe~-FUrfö die erst!• Eisenbahn 
lief. da hat -ein Schhmmeier in den Pero:onenwag€'n eine 
kleine Tonn~ Bier ge~tellt und bat an die Beförderung 
dieser klei'nen Tonne Rii>r dl P Vermutung geknilpft, 
daß untier tTmständoen in der kQmm€nden Entwicklung 
die E!S~ti.bahn auch Cl·er GilterbefördPrung dlensUn1r 
gemacht werden könnte. 1913 waren zwei Drittel aller 
Einnahmen der Preußischen Staatseinn~hm,,,u aus dem 
Güterverkehr gekommen. Dieses Bxperiment, von lll35 
ist mir deswegen in die Erinnernng gPkommen, w eil 
d ie Eit!führung dffi ln de-n Ham~'!'städten, in B erlin und 
in Schleswig-Holstein seit 50 Jahren schon bestehen
den neunbcn Schuljahres nicht als Exper iment ange
sprochen; v.rerden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man meint gerade, die ständige Ermahnung des Hl:!rrn 
. Bunde.okanzlers, ja keine Experimen(e :;.u machen, 

1
. wäre Ih.tlen so !!i±ark in die Kn~chen gefahren, daß a lle 

.„„. Mal3~ ~ Sie Z'll bescltl1eßen haben, davon be-
j Awtti.t,:~e.I.YJer.„. „ „. „ , 

' (Beifall bei der SPD. - Heiterke it im Hause.) 

Wir sollten nicht mit ängstlicher Beharrlichkeit not
wendig wei;-denden Neuerungen ent.gegemtehen. Hier 
diese rhein,isdl.en Gebiete tmd die Pfalz haben den 
geschichtlichen Ruhm, daß von hier aus der Fortscln·itt 
ausgegati.gE!fi l:st. !5 · ~m südlich von Ihrem Wohnsitz., 
Herr Kollege Hülser, s teht die Maxburg, die Wiege der 
deutschen Dcmokx-atie. In Kobicnz hat Görres gelebt. 
GottMed K lnkel aus Bonn war im Rheinlari<i und in 
der Pfalz mehr zur Wirki;amkelt berufen als wie nörd
lidl. von BW?n. Am 27. Mai 1832 hat Siebenpfeiffer auf 
dem Hnmbaeh•-•r Fesit bereits das konföde rierte Eu1·opa 
gefordert. Wfr sdllten uns daher nicht 195·9 noch mit 
Selbstverständlichkeiten quälen und abplagen., sondern 
den Beweis erbringen, daß wir als Rheintan-0-Pfä!zi;>r 
wii:kllche Nachkommen jener Männer sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das gilt auch auf dem Gebiete der Schulentwicklung. 
Ich bln .froh, daß ich in der Pfalz geboren b in , wo d as 
Problem des Zusammenlebens auf der Grundlage der 
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Toleranz weit me-hr gelöst ist, als wir dies in anderen 
Bereichen des Landes leider immer wieder feststellen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Kuhn: Noch immer!) 

Seien Sie davon überzeugt, daß das Tempo der Ent
wicklung au! schulischem Gebiete nie nachläßt. Wei
kre Forderungen klopfen heute bereits an die Tür und 
müssen morgen erfüllt werden. 
Idl bitte Sie um Verständnis dafür, wenn ich auf eine 
An~clC'gC'llh~it zu sprechen komme, die mir zeit meiner 
Tätigkeit hier in diesem Hause immer am Herzen 
lag: es ist die Unzulänglichkeit des staatsbürgerlichen 
Unterrichts! Man kann nicht bestreiten, daß ich auch 
hier Jm Plenum die Gelegenheit stets wahrnahm, um 
darauf zurückzukommen. Ich habe auch in den Aus
schüssen o!t genug darauf hingewiesen und insbeson
dere dazu autge!ordert, an Volkshochschulen und im 
Bürgerkundlichcn Arbeitskreis ab und zu einen Bei
tl'ag zu leisten. Hier darf ich den Herrn Kultusmini
s1er selbst ansprechen. Es besteht eine· Verordnung, 
wonach schulfremde Personen von der Mitwirkung bei 
der Erteilung dieses staatsbürget'lichen Unterrichts 
nusgeschlossen sind. Der Herr Kultusminister war sehr 
überrascht, als der Herr Kollege Kuhn im Haushalts
und Finanzausschuß darauf aufmerksam gemacht hat. 
Der Herr Kultusminister war so überrascht, daß er in 
seiner ersten Bestürzung die baldige Zurücknahme 
dieser Verordnung zugesagt hat. 
kh kann mir denken, daß in allen Fraktionen dieses 
Hc1uses ausreichend Politiker sind, die wirklich die 
Kraft und das Format aufbringen, überparteilich, ledig
lich objektiv informierend, über das etwas zu sagen, 
was im demokratischen Rechtsstaat das politische Le
ben an Pflichten und Rechten des Staatsbürgers mit 
sich bringt. Verlassen Sie sich nicht auf die Lehrkräfte, 
die an den einzelnen Anstalten tätig sind. Es wirkt 
wie ein frischer Wind, wenn ein Außenstehender ein
mal a n einer solchen Anstalt spricht, wenn die Stu
dierenden oder die Schüler der höheren Klassen die 
frische Luft des praktischen politischen Lebens etwas 
spüren. Wir müssen die jungen Menschen nicht quälen 
mit der Einbläuung der Regierungszeit der Staufer 
und der Salier. Das sind keine Notwencllgkeiten, um 
Demokraten erziehen zu können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist nach zwei Weltkriegen auch recht überflüssig, 
auf siegreiche Schlachten der Vergangenheit hinzuwei
sen. Man vergißt so unter der Hand, alle die Schlach
ten mit zu erwähnen, bei denen wir nicht gesiegt haben. 

(Heiterk~it bei der SPD.) 

Und deren Zahl ist nicht gering. 

(Abg„ Schäfer: Auch bei den Franzosen!) 

Ich habe gestern bereits in einem anderen Zusammen
hang au! die Notwendigkeit der Bewältigung unserer 
jüngsten Vergangenheit hingewiesen. Der Geschichts
unterricht in den Schulen erstreckt sich bis auf Com
piegne 1918, dann wird der Rolladen heruntergelassen, 
und seit der Zeit ist gar nichts mehr passiert. 

(Frau Abg. Dauber: Dann ist es dunkel!) 

Und die jungen Menschen, die geblutet haben draußen 
auf den Schlachtfeldern in Nordafrika, in Norwegen 
und in aller Welt, die sollen später Kinder erz..iehen 
im Geiste unseres zeitnahen geschichtlichen Lebens 
und sind mit der unzulänglichen, trockenen Kost im 
Geschichtsunterricht abgespeist worden, wie es bis zur 
Stunde noch der Fall ist. 

Meine Damen und Herren! Hier ist eine bedeutsame 
Aufgabe gestellt. Weit wichtiger als die Pflege der 
Regierungszeit der Staufer und der Salier ist es, mit 
den Waffen des Geistes den immer wieder geführten 
Kampf in der Gegenwart zu gewinnen. Es gilt, die 
kommenden Generationen zu gewinnen für die Ober
zeugung, daß nur in einer freiheitllchen Entwicklung 
alle wertvollen Kräfte dem Wohle des Ganzen dienst
bar gemacht werden können. Wenn wir uns bemühen, 
in der Erteilung des staatsbilrgerlidlen Unterrichts 
mit mehr Erfolg zu arbeiten, dann werden auch die 
Früchte nicht versagt bleiben. Wo bleibt die echte 
demokratische substanzbildende Einflußnahme auf die 
jungen Menschen, wenn sie nicht dauernd einen Hauch 
des praktischen Lebens zu spüren vermögen? Es gilt 
auch Interesse zu erwecken für die politische Arbeit 
auf allen Ebenen des politischen Lebens. 
Wenn wir darauf hinweisen, daß die kommunale Ar
beit die Quelle und der Ausgangspunkt darstellt - wir, 
die wir in diesem Hause sitzen, sind fast alle von der 
Kommunalpolitik gekommen -, dann muß bereits au! 
dieser Ebene - durch entsprechende Einflußnahme in 
der Schule beginnend - auf die Notwendigkeit der Mit
arbeit zugunsten des Gemeinwohls hingewiesen wer
den. Wenn politisdle, ohne elementares Wissen ausge
stattete Menschen Opfer der Scharlatane und Dema
gogen werden, wie wir es vor 26 Jahren schon einmal 
erlebt haben, dann darf man sich bei der Dürftigkeit 
des jetzigen staatsbürgerlichen Unterrichts nicht dar
über wundern. Es gilt deshalb, die jungen Menschen 
rechtzeitig zu befähigen, tragende Kraft des demokra
tischen Staates zu werden. Das ist eine wichtigere Auf
gabe, als sie mit der Regierungszeit der Salier und 
Staufer vertraut zu machen. 
Meine Damen und Herren! Ich weiß, daß die Schule 
überfordert ist. Ich weiß auch sehr um die äußeren, 
die Beziehung und unterrichthemmenden Einflüsse, die 
besondens in derGegcnwartgegeben sind.,abergeradc im 
Bewußtsein diese!!" bestehenden Schwiedgkeiten ist erst 
redlt die Weckung und Pflege der Kraft des Gemütes 
und der Seele eine zusätzliche Notwendigkeit. Ich weiß, 
wenn zu der Verkehrserziehung die körperliche Er
tüchtigung durch Erteilung von Turnstunden usw. noch 
dazu kommt, daß dann die bestehende Zahl von Stun
den pro Woche gar nicht ausreicht, um all dem ge
recht zu werden. Auch das ist ein Beweis dafür, Herr 
Kollege Hülser, daß das nE>unte Schuljahr kein Expe
riment ist, sondern einem ~bot brutalster Notwen
digkeit entspricht. 

Wie innerlich vereinsamt sind oftmals wertvolle 
junge Menschen, um die sich niemand kümmert, bei 
denen auch der Lehrer unter dem Druck des zu be
wältigenden Lehrstoffes gar keine Gelegenheit hat, 
sich einmal mit ihnen zu befassen und vielleicht we rt
'volle Quellen zu erschließen, aus denen Kraft strö
men kann, deren Auswertung auf einem speziellen Ge
biet zu ganz besonderen Ergebnissen führen könnte. 
Alle Begabten zu erkennen und fruchtbar werden zu 
lassen durch geeignete Schulorganisationen und deren 
Lehrpläne ist heute mehr denn je die gestellte Auf
gabe. 

Meine Damen und Herren! Wie wir hier sitzen, wir 
haben um den Abschnitt der allgemeinen Entwicklung, 
in den unser Leben fällt, nicht ausgesucht. Wir wur
den hineingeboren. Wir haben fertig zu werden mit 
dem, was uns an Aufgaben gestellt ist. Und wenn 
Goethe den Menschen zuruft, daß sie der Erde, auf der 
sie leben, erst zu ihrem Wert verhelfen sollen, dann 
sind die gestellten Aufgaben klar umrissen. Wir haben 
an die Lösung der Probleme unserer Zeit zu gehen 
mit Mut und Entsclllossenheit, mit dem konsequenten 
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Zil'l, die Aufgaben zu lösen im Geiste der Menschen
würde. der Erhaltung der Freiheit und der Sicherung 
d(•r s<lZi~!en ~rechtigkcit. 

Möge alles. was in diesem Landtag und den zustän
diw·n Aus:;chüssen in den nächsten Jahren auf schul
und kulturpolitischem Gebiet an Maßnahmen beschlos
~"n wird. mü!(e der Geist, der in diesem Haus bei der 
ße5prtK'hung dieser Fragen spürbar wird, mit dazu 
1,,,it l':-ti-!<'ll . daU dieses große Ziel erreicht wel'den kann. 

<Langanhaltender, st~rker Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Piedmont: 
i);is Wort hat H€'rr Kultusminister Dr. Orth. 

Kultusminister Dr. Orth: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! ll.:h möchte zunächst Ihnen, Herr Abgeordneter 
Hertel. recht herzlich danken für das. waa Sie zur Pro
blematik der gesamten Kulturpolitik gesagt haben. Das 
milcht mir meinen Entschluf~ )eicht.fl', heute nicht so 
:;t>hr und nicht primär aut die hier gestellten kleineren 
T;1ge~fr;igen einzugehen. ~undern einmal vor diesem 
Hohen Hause auch meine Ansicht zu den großen und 
hohen Aufgabrn der Kulturpolitik vorzutragen. Ich darf 
nol'h einmal sa~en. ich !Jiu beeindruckt von dem, was 
Si•.' gvHtg1 hnbl?'n. Ich werde in meinen Ausführungen 
;,uf rlit? hiE>r angedeuteten und angesprochenen Fragen 
niih•'r eingehen und unsere Kulturpolitik konkretisie
ren und intPl'pretieren. 
D<is Ergt>bnis der Jahr für Jahr wiederkehrenden Etat
beratungen findet seinen Niederschlag in den Haus
haltsplänen, die in der nüchternen Spracl1e der Zahlen 
die ~·in;i:elnc>n Positionen der Ress-0rt.s - also heute des 
Minif:teriumi< für Unterricht' und Kultus - enth:a'Lten. 
Zumindest für den Außenstehenden scheinen diese 
Za hlen lediglich widerzuspiegeln, was der Verwaltung 
an F.innahmen z.ufließt und was sie ausgeben kann. Ge
wif.\, es i ~ t der Zweck der Etatberatungen und der 
Zwl'ck der gedruckten Haushaltspläne, den einzelnen 
Behörden genau zu sagen, in welchem Umfange sie 
vom Parlament ermächtigt sind, die ihnen übertrage
nen Aufguhcm in diP T;1t urnzuset;i;en, und welche Geld
mittel hiPrfür zur Verfügung stehen. Und doch steckt 
hinter di·esen scheinbar toten Zahlen viel mehr. Sieht 
Pin Min i~terium seine Aufgabe richtig und wird diese 
~;rkenntnis ins praktische Leben umgesetzt - und d;;is 
i!'t das Notwendige -, dann steht dahinter das pulsie
l'l'nde LelJ•_•n der Gemeinschaft, dem einzig und allein 
1fa' gp;;;1mte- BemiihPn der Verw;;iltimg - hier des Mi
Hi>'h·i iun1 ~ - ~.u di-enen hat. 
H inter die~en Zahlen sueht unausgesprC'll'11en, aber un
Vl'l'k(•nnb::ir und eindringlich die Grundkonz.eption der 
Politik, w ie i<iP von der Regierung und ihrem Ressort
mini;;tt>r vertreten wi r:d. D11s Haus haltsgesetz s.oll letzt
liC'h d1i> H<indh;ibe bieten, die politüa:hen Grundtenden
Z<'ll in ct1„ Tat umr.uforml.'-n. So. glaube ich, darf meine 
Hmiptnut'gab t> im Rahmen der Etatrede auch nkht dar
in hesl!o'hl•n , Ihnen die einze lnen Positionen vorzufüh
rt>n, die Sie cille kennen - vor allem die Damen und 
H<'rrrn rlf'i; HauRh~lts- un<l Finan7.ausschu~:::f's - und 
·:ill' ;jie ja auch gedruckt vor ~ich liegen haben, sond~rn 
ich haltP mich für verpilichtet, Ihnen Auskun-J:t zu ge
hPn. was <lPr für die Kulturpolitik verantwortliche 
Min iidN d ies es Landes als die tragenden ~:temente, d1e 
trngenden Ideen unseres kulturpolitischen Wollens und 
Mühen:=; ansieht. 

Ich dnrf Thn<>n aus dif'ser Sicht mir wichtig und grund
~:-11 zlich Pr;;cheinende Gedanken .zur Kulturpolitik des 
! .~nde!' vortragen. wobei ich ho!fe, daß meine Formu
lierungen knapp genug sind, lhre Aufmerk:sa1nkcit 

nicht über Gebühr zu beani;pruchen, aber gleichzeitig 
auch deutlich genug, um evtl. F~hlinterpretationen zu 
entgehen. Dieses Vorhaben ist nicht zuletzt gerecht
fertigt, ja sogll.r notwendig, weil insbesondere in der 
letzten Zeit und auch heute wieder im Hause von der 
Opposition die kulturpolitische Konzeption der Regie
rung, icll will nicht sagen: in starker Webe - das wäre 
zuviel gesagt -, aber immerhin doch angegriffen wor
den ist. 

(Abg. Völker: In konstruktiver Weise!) 

- Ich habe das nkht bestl'itten, Herr Abgeordneter 
Völker. W!r nehmen das 111les, was ~ich aus Ihrer Kri
tik rum Guten verwerten läßt, selbstverständlich ent
gegen. 
Die Kulturpolitik in unserem Lande hat von einigen 
elementaren Einsicllten - i;o ist es wenigstens meine 
Auffassung - auszugehen. Unser Land ist ein Teil der 
ln freiheitlicher Recht:<>ordnung gesdiaffenen Bundes
republik Deutschland. Es hat also, allgemein politisch 
betrachtet und auch auf dem Teilgebiet, das ich zu ver
treten habe, die Verpflichtung, alle Bestrebungen, die 
nuf die we"itel"e F.nt.fRlt1rng untl Fe~1.igung der freiheit
lichen Rechtsordnung gerichtet sind, :r.u unterstützen 
und weltere Anregungen zu geh~n. 
Das Grundgesetz hat. wie Sie wisi:;en. den t,:inrlf'rn die 
alleinige Zuständigkeit in kulturpolitischen Ft·agen 
eingeräumt, hl'lt ihnen die alleinige Kompetenz in der 
Kulturpolitik zuge:;;tanden. Es isL deshalb ganz selbst
verständlich, daß sich die kulhirpolitische Arbdt c>ines 
ieden Bundeslandes nach dem Willen der BPvölk"
~ung seines Landes - nur :so kann dPr ·wählerwille 
sein Recht behaupten - mif :;;eine eigr.!nen konkreten 
kullut:"ellen Notwendigkeiten ausrichtet. Dllbei durfen 
aber weder die überregionalen deutschen Geskhl;;
punkte außer acht ge!asi:;en werden, noch darf man 
d('n C-e~e.mt?.usnmmenhHng~ in den uns-e-re Kultut· und 
somit die- Aufgaben, d'ie ini ihr gestellt sind, unbedkk
stcl1tlgt Iase:en. 

(Abg. Schuler: Sehr ri<:htig!) 

Daß elne Solche Koordinierung bpi;(.Ph1, zeigt die er
sprießliche Arbeit der Ständigen Konferenz der K>J.ltus
mln!ster, 

(Abg: HUls~·c Schi- !'ichtig!) 

zeigt vor allem aber auch das gemeini<d1;-.ftlimP Wir
ken r.wiscllen dieser Konferenz der Kultusmini~h·r iind 

dem Bundesinnenminister mit ::;einer Kultu1·abteilung; 
und das zeigt nicht :i;uletzt auch die z,_1sammenarbeit 
zwischen ~fo.nd und Ländern, die im Augenblick durch 
ein ~·erwaltungsabkommen ergänzt WPrden soll, um 
gemeinsamen Kultur~ufgabE>n :r.wi~(·ht~n Bund nnrl 
Ländern, d(e sie gemeinsam z.u tragen und zu föi·dern 
haben, ,gcreCht zu werden. 

(Abg. Hülser: Bravo!) 

Die Knltnr de!': Ab('ndh~ndP:<> ve1·~ammelt sich in b~son
derer FOlle und Vielfalt in unsC'rP1· Heimat, un<i ieh 
glaube, ge'l"tl.de wir - das haben Sie ja o.uch angc~pro
c.'lien, Herr Abgeordnetf'T Hertel - sind auf.E(c>rt1fc>n . 11ie 
7.U w::ihrPn nnn 711 pflegen. aud' W il' ;,,ind aurh ver
pflichtend gerufen, Neues zu unternehmen und Neues 
7.tl 11chaffen. Alles, was wir tun. hnt ni<'h1 nrovin;i:iellen 
F,g,.ismen zu diPnen. ~ondern is t vPrpfli<'hlPt . der freien 
Entwicklune: des Individuums, dem BestehE>n dN freien 
Ge.itelhchaft deren - so möchte ich es ausdrücken -

i • !Jöchstes GUl die Würde des Menschen, die V{ürclt> rlf'r 
geistigen Welt, d ie Freiheit des Geistes sein muß. Unri 
alles, was wir tun, ist verpf1ichte1. dem gesamtdeut
schen kulturellen Raum und der europäischen Eigenart. 
wie sle. sich. im LaLlfe vieler Jahrhunderte aus Antik~ 
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und Christentum, aus dem Zusammen- und Gegenein
anderwit'ken germanischer und romanischer Kräfte 
und Strömungen herausgebildet hat. 
Kulturpolitik, meine Damen und Herren, ist keine 
Domäne staatlichen Reglements, sondern Gegen!'tand 
ständigen Zusammenwirkens aner kulturtragenden 
und kulturscha!fenden Kräfte. · 
Wir sind also gehalten, das Prinzip des Pluralismus in 
einem demokratischen Staatswesen zu vertreten und 
stets den Ausgleich zwischen dem Wollen, dem Wün
schen vc1·schicdcnster Auffassungen und Anschauungen 
sowie auch Gruppenmeinungen herzusteHen. Dies wird 
nur gelingen, wenn wir uns von dem Gedanken der 
wahnm Toleranz leiten lassen, welche zwar nicht der 
WiHkür einem „laissez faire et laissez passer", also 
einem Geradelaufcnlassen, Tür und Tor öffnet, doch 
allen Strömungen, welche die Grundlage unserer staat
lichen und gesellschaftlichen Ordnung respektieren, 
ihr<' Unterstützung verleihc-n muß. Freiheit, meine 
ich, ist Freiheit nur dann, wenn sie sich in Ordnung 
dngcbettct sieht. 

(Beifall de1· CDU.) 

Diesen Prinzipien hat auch das Hauptanliegen, das mir 
und meinem Ministerium als Aufgabe gestellt ist, die 
Erziehung und Blldung der Jugend, zu folgen und sich 
ihnen ordnend zu unterwerfen. 
Die Erziehung und Bildung der Jugend, das Herz- und 
Kernstück der gesamten kulturpolitischen Arbe-it, muß 
drei Grundforderungen gerecht werden. In den Schulen 
unseres Landes sollen die jungen, heranwachsenden 
Menschen unterrichtet werden; sie sollen erzogen wer
den; und sie sollen für die spätere Bewä!tfgung des 
Lebens ausgebildet und bereit gemacht werden. 
Jedem Menschen ist in seiner Jugend ein bestimmtes 
Maß an Wissen zu vermitteln, ohne das er im Leben 
einfach nicht bestehen kann. Hierin liegt die elemen
tun• Aufgabe der Schule seit eh und je. Es war mein 
Bemühen, einen guten Leistungsstand in unseren Sctm
lcn zu erhalten, und es ist mein Bemühen auch künf
tig, wenn ich in diesen Posten wi·eder berufen werde, 
ihn weiter bis zu einem optimalen Status zu steigern. 
Dubei soll und darf keineswegs einem enzyklopädisU
schcn Denken das Wort geredet sein. Vielmehr muß 
nach den Erkenntnissen der modernen Pädag-0gik eine 
weise Auswahl der Stoffgebiete getroffen werden, um 
so der Aufnahmefähigkeit, dem Alter und der Entwick
lung der Schüler Rechnung zu tragen, wie auch den 
Erfordernissen unserer so sehr differenzierten Welt. 
Geist und Verstand der Schüler zu wecken, zu formen 
und ?.U selbständigem Denken heranzubilden, ist einer 
der drei Grundpfeiler, auf denen die gesamte Schul
arbeit ruht. Denn alles, was die Schule an Sachwissen, 
an Geistigem, an technischem Verständnis und an ma
nueller Fertigkeit dem jungen Menschen mitgibt, ge
nügt nicht, um ihn im wahrsten Sinne des Wortes reif 
für das Leben zu mach.en. Die Vieifalt der Kräfte, mit 
denen er im späteren Leben fertig werden muß, die 
ungeheur<m Anforderungen, welche die moderne Mas
sengesellschaft in ihrer Vielfältigkeit an Ihn stellt, 
verlangen eine Bildung und Ausbildung, die über all 
das weit hi'nausgcht. „Den Gang des Daseins", sagt mit 
Recht Eduard Spranger, „kann man in der Schule 
nicht bildend vorwegnehmen". Soll dieses Wissen·, das 
die Schule vermittelt, zum Wohle des einzelnen, aber 
auch zum Wohle der Gemeinschaft zur Entfaltung, zur 
Wirkung und zum Tragen kommen, dann ist es not
wendig, es einzubetten in ein ethisches Fundament, es 
in Beziehung zu setzen zu höheren Normen, denen sich 
der Mensch verpflichtet fühlt. Denn das gesamte 
menschliche Tun und Handeln ist zun•ächst einmal 

ethisch indif!erent. Es kommt entscheidend au! den 
Geist an, in dem und mit dem der Mensch es füllt und 
mit dem er in seiner Umwelt tätig wird und in Er
scheinung tritt. 
Die zweite wesentliche Aufgabe der Schule, neben der 
Vermittlung von Wissen und Können, liegt also, wenn 
der junge Mensch zur Gesamtpersönlichkeit wahrhaft 
erzogen werden soll, darin, ihm eine ethische Basis zu 
geben, dafür zu sorgen, daß er in der Lage ist, sein 
gesamtes Tun und Handeln nach unumstößlichen, ewig 
gültigen Gesetzen auszurichten. Die Geschichte der 
Menschheit - und die Zeit auch für uns liegt noch gur 
nicht so lange zurück, wo wir das erkannt haben -
führt es uns eindringlich genug vor Augen, wohin der 
Mensch geht, wenn er keine Bindung an Gott und wenn 
er keine Bindung an sittliche Normen hat, wenn er 
glaubt, ohne die göttlichen Gesetze auskommen zu 
können. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Wir woUen deshalb bewußt unseren Schülern in allen 
Schulgattungen, soweit es die Erziehungsberechtigten 
wünschen - denn der Wille der Eltern wird von uns 
respektiert -, eine positive religiöse Einstellung und 
Haltung mit auf den Lebensweg geben, zugleich aber 
auch eine sittliche Haltung in strengster Ethik, die sie 
nach meiner Meinung allein befähigt, gefestigt ihr Le
ben menschenwürdig und damit lebenswert zu gestal-
ten. 

(Beifall der CDU.) 

Nur gepaart mit ideeHen Werten kann die fachliche 
Tüchtigkeit den Mensdien zu der wahren Höhe heben, 
in der er als Ebenbild Gottes - in religiöser Sicht ge
sehen - oder in echter Humanitas - in irdischer Sicht 
gesehen - leben sollte. Die religiöse und sittliche Festi
gung ist der beste Schutz gegen alle Gefahren, denen 
gerade die Jugend heute ausgesetzt ist. Man sollte 
sich in wohlV'Crstandenem Interesse davor hüten, die 
religiös betonte Erziehung in der Schule mit dem bil
ligen Schlagwort „Konfessionalisierung" abzutun. 
Der dritte große Gesichtspunkt - und damit komme ich 
zu dem, was Sie vorhin angesprochen haben, Herr 
Abgeordneter Hertel -, unter dem ich unsere Schul
arbeit sehen möchte, ist der der Erziehung zum Staats
bürger, ist der der Vermittlung eines auf demokrati
scher Grundlage beruhenden staatsbürgerlichen Ver
an twortungsgefüh!s. 

(Abg. Hertel: Bravo!) 

Gerade in der heutigen Zeit, in der die Auseinander
setzung zwischen Ost und West, die Auseinanderset
zung zwischen Freiheit und Versklavung des Menschen 
und des Geistes weitgehend das Weltgeschehen be
herrscht, kommt dieser dritten Seite unserer Schul
arbeit eine gan2 bedeutende und aktuelle Wichtigkeit 
zu. Erinnern wir uns doch: Nach dem Kriege mußten 
wir eine bedauerliche Resignation in weiten Kreisen 
unserer Jugend feststellen, mußten sehen, daß sie über
haupt zu Staat und Öffentlichkeit k·eine Beziehung 
mehr hatte. Zu sehr - wir wollen das hier ganz klar 
aussprechen - und zu brutal war eine Jugend in ihrer 
gesamten Generation mißbraucht worden, als daß m~m 
etwas anderes von ihr hätte erwarten dürfen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Und so konnte es nicht wundernehmen, wenn in der 
Zeit diese jungen Menschen, wie ich schon sagte, keine 
Beziehung mehr zum Staat hatten und bewußt auch 
nidit haben wollten. Öffentlichkeit und Gesellschaft 
waren der Jugend Begriffe, die für sie uninteressant 
waren und denen sie ablehend gegenüberstand. Wenn 
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wir llm: da7.U noch vor Augen halten, daß das deut
.sdH~ Volk bei aller Anerkennung seiner hervorragen
ctc>n Leistungen auf wis1'enschaftlichem, auf technischem 
und auf wirtschaf.Uichem Getl'iete gar oft einen be
dauerlichen Mangel an politischem Empfinden und 
politischem Spüren gezeigt hat, dann braucht uns diese 
E1nstcllung gar nicht besonders zu wundern. 
Wenn wir nun heute sehen, daß die Jugend wiederum 
l<'lng~am einen anderen Standort bezieht, dann glaube 
id1. mü:<scn wi!' hier unsere Aufgabe sehen, eben diese 
kommende GenPration auch wieder zu einer politischen 
Rt•i!P ;~u führen, sie zu kritisd1en Beobachtungen des 
politisdwn Geschehens zu erziehen, damit sie nil'ht 
haltlos und blindlings leeren Versprechungen folgl, 
ohne ernsthaft zu wägen, damit sie sidl nicht von fal
Hdwn pwlifüchen Theorien blenden läßt. Wenn heute 
die „Tugend. wie Sie alle sicherlich aus Ihrer Erfahrung, 
aus Ihren Gesprächen und Begegnungen mit den jun
gen Menschen wissen, weitgehend ein anderes und G<Jtt 
;wi Dank besseres Verhältnis zu Staat und Gemein
~dt;;ft ~dunden hat. so zcil!t sich darin sicherlich auC'h 
<•in t>l.'>' t<'I' Erfo~g der polith.~chen Erziehungs- und 
Bildungsarbeit der Schule. Gewiß stehen wir hier noch 
:nn Anfang unserer Bemühungen. Iclt möchte aber 
l1c ul t' die Gelegenheit nicht versäumen, darauf hinzu
wE'i:;t•n , ch1l1 sh.:h die ül~rgroße Mehrzahl unserer Lehr
kräfte Hller Schulgattungen mit erfreulicher AuCge
~l.'!1l<)S~'.'nheit dieser Aufgabe in dankenswerter Weise 
widnwt. kh halte die. !'taatsbürgcrliche Erziehung in 
der Schule für ein so wichtiges Problem, daß ich jede 
:::kh bietende Möglichkeit deshalb auch hier benutze, 
1ln;4Pl'P Lehre1· una Schi.il<:>r darauf hinzuweisen, daß 
llif'r d('r 8chule eine hohe Aufgabe gestellt und aufge
trn11:en ist. der sie sich nicht entziehen darf, die heute, 
111(K•hte ich sagen, geradezu ein 7.entrales Anliegen der 
. Ju~<·nde17.iehung im politischen Berekh geworden ist. 
An jeder P ädagogischen Akademie haben wir eine 
DozPnl.ur t'iit· den Lehrauftrag für politische Gemein
:<eh:-iftslnmde Pingericht.et, an jedem Bezirksseminar ist 
ein MP.ntor für das gleiche Fach eingesetzt, so daß 
sichl'rges\<>llt ist, daß künftig die Leh1·er aller unserer 
Sd1ulen rlif' Voraussetzungen und ich hoffe, auch die 
1 Al:<t mithring<'n. um der ihnen hier gestellten Auf
.iw1w p;crecht werden zu können. Der gleichen Zielset
:t.•.rr,~ poimscher Bildung oder Engagement - um ein
mal ein modernes ·wort zu gebrauchen - dienen auch 
cliP H<-url~uhungen unserer Leht·kräftc zur Teilnahme 
;;n Tagungen des Bürgerkundlichen Arbcitskreises, die, 
dn:.; rlmf ich hier hervorht'ben, allseits Anerkennung 
uei den Lehrkräften finden. 
Ld1rkrä!t<• aller Schulgattungen besuchen darüber hin
aus laufend die einwöchigen Kurse des Bonner Lehre-r
~l:minar~. Nicht zuletzt darf ich in diesem Zusammen
hang auch auf <lie Einladung von Schulklassen - wir 
h11hen sie hP.ute, allerdings nur der Ferien wegen, Herr 
Abgeordneter Hertel, vrrmißt - zum Besuch v<>n Land
tag.ssltz\lngen mit anschließender Diskus~ion - Sieken
nen d<i.s ja aus eigener Anschauung - hinweisen. kh 
glaube, meine Dam~m und Herren. wir alle hier in 
dief'em Tfohen Haw:e .sind uns der Wi<.'htigkrit und der 
E.cdeutung diesei; Problems bewußt. 

Wenn ich unter diesen Aspekten die Erziehung in 
llnsl'ren Schulen verstanden wissen will und dabei 
••uch die E rkenntnis Platz greift, daß der St41nt selbs t 
1: id1t En.iffier ist - und ich möchte noch einmal sagen, 
Gott sei Dank ist er es nicht und darf es auch nicht 
wc>rdcn - . sondern nur ein Erziehungsadjut.or neben 
dem Elternhaus ist , daß er also nur erziehen hilft. 
<lann will mir iicheinen, kommen wir zu der wahren -
wie es die Griechen nannten - paidaia. also einer For
mung und Durchformung des jungen Menschen zu 

ciner in sich geschlo.ssencn und ausgewogen~m Persön
lichkeit. Diese Vorstellungen über die Erziehung und 
Ausbildung unserer .Jugend in den Schulen waren und 
.sind für alle meine schul- und kulturpolitischen Erwä
gungen maß~blich und richtungweisend. S-0, w ie ich 
über:l<~ bin. daß die Konzeption der Landesregie-

„ .A.'UQl„.iil:icr„.die„.Scb.ul- und Kulturpolitik richtig ist, so 
bin ich au~ überzeugt, daß die Maßna hmen, die zur 
Umsetzung in die Wirklichkeit gf'trofft>n W<lrden sind, 
in' . iJ.e.1.ffi9.-#t ';liiiäß~ den gegebenen Notwendigkeiten 
entsprachen, mit anderen Worten, daß die Leistungen 
cies Landes zufriedenstellend, beachtlich und d er Sache 
förderlich waren. 
Nun hat die Opposition in der letzten Zeit in akzen
tuierter Weise gerade die Kulturpolitik des Landes 
attadciert, und man hat da und dort den Anschein 
zu erwecken versucht, als ob wir hier In .HheinJand
Pfalz in einem kulturell rückständigen Gebiet leben 
würden. als ob wir nicht in der Lage seien, unseren 
kulturellen Verpflichtungen in finanzieller Hir>sicht 
nadlz.ukommen. Dagegen, meine Damen und Herren. 
muß ich protestieren, denn :;o liegen die Dinge nicht. 
Wer objektiv die Anstrengungen und Bemühungen der 
Landesregierung betra1.nlet, wird zugeben müssen, daß 
die finanziellen Aufwendungen des Landes bett'iichtlich 
waren und - was mir besonders bedeu~am erscheint -
daß sie von Jahr zu Jahr gesteigert werden konnten. 
Im Rechnungsjahr 195(} betrugen die Gesamtausgaben 
des Kultusministeriums 84,5 Millionen DM. Die Aus
gaben erhöhten sich laufend und erreichen scl1Iießlich 
im. nun . beginnenden Rechnung~jahr den Belriii:{ von 
246 Millionen DM, also das Dreifache von d em, wovon 
wir ausgegangen sind. Aber auch im Vergleich zu dem 
Volumen des Gesamthaushaltes stieg der Anteil des 
Kultusministeriums stetig. 1950 machte er 15,8 v. H . 
aus, und er beläuft sich im Rcchnung!>jahr 1959 auf 
über 2() v. H. Ich darf dabei in Parenthese hinzufügen. 
der Bundesdurchschnitt betx·ägt 18,8 v. H. 

(Abg. Hül.!ler: Hört. hiirt!) 

Man hat von seiten der Opposition m ehrfach die Mei
nung · geäußert, derartige Prozentsätze seien nichts
sagend. 

(Abg. Völker: Wir haben es anders gele.!len in der 
Statistik. Herr Minister!) 

- Was icb zitiert habe, ist einer Bundesstatistik E>nt
nouunen. 

(Abg. Fuchs: Es kommt. darRuf An, wif' hoC"h dAs 
Gesamtvolumen ist!) 

- Ich ko~me gleich darauf zu spre<:hen, Hel'f Abge
ordneter Fuchs. Man hat also von selten der Opposi
tion die Meinung geäußert, daß derartige Prozcntsätzt' 
nichtssagend seien und es komme auf die a bsoiutcn 
Zahlen an~ dabei sei entscheidend, daß die Gesamt
sä tz.e unseres Landes unter denen anderer Länder lie
gen. Daraus sei zwingend zu folgern - so sagte man -. 
daß wJr 1n unserer Leistungsfähigke it auch für kul
turelle Belange unter denen der größeren Nachbar
liinder lägen. Gewiß, Norctrhtoin-Westfalen hat als be
d eutendes Industriegebiet höhere Ansätze; ::iher daraus 
kann man nun nicht die Un?.Ulänglichkeii unserer kul
tu~llen Leistungen beweisen. Lassen Sie mim das 
Ihnen an einem Beispiel zeigen. So, wie die Ausgaben 
einerStadlt -tiagen wir einmal- mit einer Million · Ein
wohner höchst wahrscheinlich hinter denen einer Stadt 
mi.f: drei Millionen Einwohner ztErückb1~ihen , ohn~ daß 
damit weder etwas Positives nocn etwas Negatives 
über die kommunalpolitische Potenz di<:!ser Gemeinde 
gesagt i~t, so muß man auch die Relation 7.Wischen 
größeren und kleineren Ländern sehen. 
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Was ich damit :;agcn will, möchte ich Ihnen an folgen
dem Beispiel verdeutlichen, und damit komme ich 
darauf, was Sie meinen, Herr Abgeordneter Völker. 
In unserem Nacl1barland Nordrhein-Westfalen fehlen 
heute noch - so hat uns eine kürzliche Statistik ge
zeigt - Tausende von Klassenräumen, um überhaupt 
den Schicl1tunterricht zu beseitigen. Allein in der Stadt 
Düsseldorf, also in der Hauptstadt des größten· und 
reicl1stcn Landes. besteht ein Fehlbedarf von einigen 
hundert Klassenräumen, so daß dort heute nocl1 etwa 
25 v. H. der Volksscl1üler Schichtunterricl1t erhalten. 
Man darf also nicl1t nach der Größe urteilen, und 
man darf auch nicht von der Größe des Volumens dar
auf schließen, in welchem Umfang die Aufgaben, die 
hier bestehen, bewältigt werden können. 
Aber nun betrachten wir zunächst einmal - darauf hat 
sicl1 ja auch die Kritik besonders gerichtet - das Kern
stück unseres gesamten Bildungswesens, unsere Vulk
scl1ule. Die Volksschule ist ja von allen anderen Schul
gattungen die Bildungseinrichtung, auf der alles auf
baut. Sie hat eine große Aufgabe zu erfüllen, und sie 
muß - dus wollen wir gar nicl1t bestreiten und dem 
muß unsere Hauptsorge gelten - aucl1 dementsprechend 
ausgestattet sein. Gerade die Volksschule ist es ja 
auch, auf die die Leute am meisten scl1auen. Es ist 
eine Vielzahl von Problemen, die im Vordergrund ste
hen und einer Bewältigung bedürfen. Wie Sie wissen, 
hat die Volksschule ihre rechtliche Verankerung in 
dem Volksschulgesetz, das vor wenigen Jahren in die
sem Hohen Haus verabschiedet worden ist. Nacl1 die
sem Gesetz trägt der Staat sämtliche Personalkosten 
für alle an den Volksschulen tätigen Lehrkräfte. Die 
Gemeinden sind also in diesem Punkt von jedem 
finanziellen Beitrag freigestellt. Ich betone das des
halb, weil in der letzten Zeit einmal geäußert wurde, 
durch das Volksschulgesetz seien den rheinland-pfäl
zischcn Gemeinden in unzumutbarer Weise Belastun~ 
gen auferlegt worden. Das stimmt zunäcl1st einmal in 
bezug au! die Personalkosten nicht. 

(Abg. Völker: Wer hat das behauptet?) 

- Ich habe da.s in Ihrer Parteizeitung vor lmrzem ge
lesen, ich glaube, es war in einer Ausgabe - wenn 
ich mich recht erinnere ~ Mitte März, etwa am 15. 
oder 16. März. 

(Abg. Hertel: Das wäre sogar mir aufgefallen!) 

- Ja, mir ist es aufgefallen, sonst hätte ich es hier 
nicht angesprochen. 
Also ich darf feststellen, das stimmt nicht, sondern ich 
muß im Gegenteil darauf hinweisen, daß wir in Rhein
land-Pfalz im Gegensatz zu anderen Ländern, die 
heute noch Beiträge für die Personallasten der Volks
schulen von den Gemeinden erheben, eine für die Ge~ 
meindcn günstige Regelung eingeführt haben. Ob
wohl ich mir natürlich der Tatsache bewußt bin - auch 
hier gestehe ich das zu -, daß Vergleicl1e, isoliert be
trachtet, nur wenig bedeuten, sondern im Rahmen des 
Finanzausgleiches zwischen Land und Gemeinden ge
sehen und gewertet werden müssen, so darf ich doch 
auf diesen Punkt hinweisen. Das Land Baden-Würt
temberg <:. B. erhebt von seinen Gemeinden einen 
Beitrag in Höhe von 30 v. H. der bei den Volksschulen 
anfallenden Personalkosten. Übertragen auf die Grö
ßenordnung von Rheinland-Pfalz würde das bedeu
ten, daß das Land ein Aufkommen von ungefähr 40 
Millionen DM hätte und die Gemeinden mit diesen 
40 Millionen DM belastet wären. 

(Abg. Völker: Wollen Sie einen Vergleich 
ziehen zwischen dem Finanzausgleich 

in Baden-Württemberg und uns?) 

- Herr Abgeordneter Völker, ich habe ja ausdrücklich 
gesagt, daß man das im Rahmen des Finanzausgleichs 
sehen muß. Aber wenn mir von Ihrer Seite diese Dinge 
ohne einen Vergleich vorgehalten werden, dann müs
sen Sie mir auch gestatten - so wie in diesem Fall -, 
einmal von meiner Sicht her von der umgekehrten 
Seite die Dinge zu beleuchten. Das ist nicht mehr als 
recht und billig. 

(Abg. Hülser: Sehr richtig!) 

Ich will also gar nicht von Nordrhein-Westfalen und 
seinem Schulunterhaltungsbeitrag reden, icl1 will da
mit abschließen und nur noch sagen, daß andere Län
der - auch Niedersacl1sen und Schleswig~Holstein, die 
sich in derselben finanziellen Lage wie wir oder in 
einer noch schiechteren beiinden - auch Schuikosten 
und Schulstellenbeiträge fordern. 

Wenn ich auf diese Tatsache hinweise, so nicht des~ 
halb, weil ich die Regelung anderer Bunde~ländcr für 
schlechter halte, sondern weil ich glaube, wenn hier 
ein Volksschulgesetz dem Lande Rheinland-Pfalz mehr 
Lasten als anderswo aufgebürdet und in gleichem 
Maße die Gemeinden entlastet hat, dann sollte hier -
meine ich - eine solche Kritik verstummen, es sei 
cienn, man will sich nur in unberechtigten Angriffen 
und Vorwürfen ergehen. Und das will ich niemandem 
unterstellen. 
Werden an die Gemeinden durcl1 die nötigen Aufwen
dungen für die Volksschule nun unzumutbare Forde
rungen gestellt? Das ist nach meiner Meinung - auch 
bezüglicl1 der Baulasten - nicht der Fall. Die Gemein
den haben in unserem Land, wie seit jeher wie auch 
in anderen Bundesländern, die laufenden Sachkosten 
iu tragen. Darüber hinaus müssen sie die Schulbau
mittel aufbringen, wobei aber das Land erhebliche 
Finanzhilfe gewährleistet. 

(Abg. Völker: 25 v. H., nicl1t mehr!) 

- Doch, doch, wir gehen bis zu 40 und manchmnl bis 
zu 50 v. H., Herr Abgeordneter Völker. 

(Abg. Völker: Das habe ich noch nicht erlebt!) 

- Ja, bei größeren Städten mit größerem Gewerbe
steueraufkommen allerdings nicht, aber dafür gehen 
wir bei den Gemeinden, die es brauchen, eben auf 
einen höheren Prozentsatz hinauf. 

(Abg. Kuhn: Das Verhältnis ist 30: 70 v. H., wir 
können das nachweisen!) 

- Nein, das stimmt nicht, es steht 40: 60 v. H. unge
fähr. Aber wir wollen darüber nicht streiten. Auf je
den Fall darf man nicht sagen, es handele sich um 
Bagatellzuschilsse, die wir hier geben würden. 
Wir haben allein in diesem Jahr zum ersten Mal in 
diesem Haushalt 15 Millionen DM, die wir für Zu
schüsse und Darlehen eingesetzt haben, und wir haben 
bis heute - der Herr Abgeordnete Kuhn hat das ja 
auch su.'ion gesagt - für die Volkssu"J.ulen in-, Lande 
Rheinland-Pfalz 100 Millionen DM zur Verfügung ge
stellt. Und ich glaube, das ist eine Zah:, bei der man 
nicht sagen kann, die Kommunen würden von uns im 
Stich gelassen werden: 
Ich bin überhaupt der Meinung - so sehe ich das aus 
den Verhandlungen, die wir oft mit den Bürgermei
stern pflegen, die zu uns kommen, weil ~ie eine Schule 
bauen wollen -, daß hier in unserem Land in ver
ständnisvoller und vertrauensvoller Zusammenarbeit 
zwischen Land und Gemeinden ein großes Werk ge
schaffen wird, das der Beseitigung der Schulraumnot 
dient, ein Problem, das die gesamte Schulpolitik nach 
dem Krieg besonders schwer belastet hat, aber auch 
Eoin Problem - und nun bin ich einmal Optimist, lachen 
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Sit> nit:ht, Herr Abgeordnetl"r Völker -, von dem ich 
glaube, daß wir es in zehn Jahren i.m großen und 
ganzen bewältigt haben werden, soweit man unter 
Mt>nschf'n be>i dem Fortschreiten der Zeit, in der im
mer wieder neue Forderungen kommen, überhaupt Yon 
cier Bewii!tigung von Problemen reden kann. 

(Beifall bei der CDU.) 

A lwt· auch ohne Hinweis auf diese Zahlen bin ich der 
MPinung, k<1nn der aufgeschlossene und ob.iektivc Be
nll<t('hter an den vielen Volk!ll'<'hulh<iuten. die in den 
letzten Jahren in urn;erem Land errichtet worden sind 
r•r·~•·lwn w<i~ Land und Gemeinden - i<'h möchw es 
noch f>inm<1l AUftdrücklich sagen - in Gemeinschafts
lFiRhmg geschaffen haben. Rund 850 Volksschulen mit 
fa~t fl 000 df'm UnterrichtsbPtrieb dienendE>n Räumen 
und nmd 860 Lehrerdieni;twohnungen wurden erbaut 
oder w!„der hergerichtet, al.•o eine Leistung glaube 
ich, mit der wir uns auch im Rahmen der übrigen 
Bundesländer sehr wohl sehen lassen kiinnen. 

<Abg. Dauber, C.: Unter ungeheuren Opfern 
der Gemeinden!) 

- .r:i. si<'hPt', :-ibPr mit Opfern des Landes. Daß wir für 
t.!inP ~olche Zerstörung Opfer bringen mußten, darüber, 
Fnm Abgeordnete Dauber, ;;ind wir uns:, glaube ich, im 
klaren. Wir haben ja dabei alle dasselbe Anliegen, es 
ist hPUIP. Morgen schon davon gesprochen worden. · 1 

\V•2nn wir heute erreichen könnten - und das Ist ja 
dn~, was d ip Kultu~min isterkonferenz in den ersten 
Vt·rh<indlungen mit dem Bundi;>l'innenminister vorgelegt 
hat -, daß man uns eimnal vom Bund ein paar hund-ert 
Millionen DM geben würde, um mit diesem Zuschuß 
dil'~P kri'l'gshf'dingt.en Schäden und Kriegsfolgen an 
unseren Schulgebäuden zu beseitigen, dann würden 
wir wahr~chel nlich mit diesem Problem sehr viel ra
.~ t·hJ?l' f Pr1ig werden. Von uns wird dits angestrebt, und 
di .- Kultusministerkonferenz hat dem Bundesminister 
e inmütig ihren Wiilen kundgetan, daß er unser Anlie
gcm bei der Bundesregierung: vertreten :nöge. 

(Abg. Külsch: Im Bunde~r;.lt haben Sie doch 
gegen unseren Anlrng ges timmt!) 

- Nein, wir haben nicht gegen Ihren Antrag gestimmt -

IUnriJhe und weitne Zurufe boi der SPD. -
i'.hg. Kölsch: Natürlichl - Abg:. Völker: Ja, Herr 

Minister!) 

- NPin! Sowf'it die Kultusministerkonferenz zuständig 
'.'::1r in <iil'~t'r Frage, haben wir den Antrag des Kul-
1 u rpoi it ischen Ausschusses aufgenommen und haben 
Jim <>mpff'hlend an den Bundesrat weitergeleitet mit 
der Ritte>. rl11ß uns dil'se Zuschüsse zur Verfügung ge
.;t<>!lt werrlE>n. und zwar über die Kultusministerkon
l"t -1•1in, , 

(WPil<'r :mha!tende Unruhe bei der SPD und Zu
ruf+'. - Ahg. Kuhn: Das wurde dann aber im 
Bund1.>~ta~ nieder gekämpft! - Abg. Duuber, C.: 
Die Bot:8chci ft hör' ich wohl, allein, mir fehlt der 

Glaube!} 

Man ha t mir schon einmal den Vorwurf gemacht. als 
ic:h bt'l meiner EtatredP Zahlen über die Leistungen 
dt>s T ,;1 n<l<'s vortrug, ich würde ein Brillantfouerwerk 
ahbrE>nnen. 
D6lrnlh will ich Ihnen kurz einige Zahlen vorführen, 
<liP ni<'ht. von mir oder meinem Hause zusammenge
stellt wurden, sondern Zahlen, die erarbeitet worden 
sind von dPr Gewerkschaft Et7.iehung und Wissenschaft 
im Deutschen Gewerkschaftsbund und v-eröffentlicht 
:iind in der .,All~cml."inen Deutschen Lehr~n;eltung" 
yr1m !. September 1958. 

(Abg. Vö!ker: Die W€rden sich aber freuen. daß 
sie endlir.h einmal hier im Plenum von Ihnen 

anerkannt werden! - Heiterkeit im Hause.J 

- Aber, Herr Abgeorcineter Völker, das dürfen Si·e nicht 
sagen. Ich bin mit den Herren der Gewerkschaft Et·
z:lehung und Wis:;,enschaft, als es um die Frage der 
neu·en Lehrerbildung ging, wiederholt zusammen ge
wesen, in Speyer, in Neustadt und hier in Mainz.. 

· (A.bg. Völk.t!l': Die ·habm nur lange warten 
müssen!) 

- N.~Jb· .. ÄÜd;i' i:Üi;s ! i;luri~n S~~ nicht sagen. Sie haben gar 
nicht auf mich warten müssen, sondern haben darauf 
gewartet, bis d·er Gesetzentwurf erstellt wa[' und dunn 
Lst ~1· mit .ihnen. und zwur genau ZU[' selben Zeit, w~e 
mit den anderen Ltihrerv-erbänden auch, bef:prnchen 'Nor
den. Bei diesen Besprechungen haben wir, glaube ich, 
ein ßehr gutes Verhältnis zusammen gefunden. Des
wegen tlärf ich aus der "Allgemeinen deutschen Leh
rerzeitung" sicherlich etwas zitiE>ri;>n. 

(Abg. Hertel: österllche Friedensslimmungl -
Heiterkeit irn Hausf'.) 

,Il;l., d.i.~~m.„Az-t~J,<;el $ill.d zur Schulraun;ifrage verschie
P,ene 'Ö'beriiiic.hten enthalten. In einer wird eine Gegen
itbe.rstellurig der Schülerklassen zu dem Klasst'nraum 
gebracht. Hierbei entfällt beL der Vol~schule in 
Rheinland-Pfalz auf einen Klassenraum 1,1 Schüler
klasse. Kein Bundesland i.n dieser Statistik he>t einen 
besseren Durdulclmitt als Rheinland-Pfalz. 

(Abg. Schuler: Hört, hört!J 

Dasselbe gilt bei den Mittelschulen. Auch bei den 
höhernn Schulen liegen wir, wenn nicht an det· Spitze, 
aber im oberen Drittel. 

(Abg. Völker: Dank der Arbeit der Gerneinden1) 

- Nein, nein, Herr Abgeordneter Völker, bei den 
höheren Schulen dürfen Sie das gleich ga[' nicht sagen. 
Hier hat das Gros das Land bezahlt. Dort, wo die 
Städte höhere Schulen gebaut haben, haben wir uns 
mit der Hälfte der Kosten beteiligt 

(Abg. VölkM': Nein, m~in!i 

- Wir wollen un~ hier nicht geg1mseit.ig die Dinge vor
haltPn, WM' die größeren BcitrRge gelf'ii;;tf>t h<it. frh bin 
der Meinung, d<1ß bei den Volksschul~n d<1s Verhältnis 
ungefähr 4-0: 60 lautet.. Dafür haben sit- keine PPrso
nalkosten. Bei den höheren Schulen steht es 50 : 50. 
Und, Herr Oberbürgez'ffiei;;ter Roth, Ihre Schule bezah
len wir docll gunz; Sie dürfen doch wahrlich nichts 
sagen! · · 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs
pa-rtP.icm ! - Abg, Völker; Herr Mi11ü<t1.>r, Sit• 

be:r.ahlen uns ~ar nichts') 

In einigen Monaten wollt<? ich nach Z\•,,-(•1brückcn kom
met'.1, "UM "das 'Herzog-WoJ!gang-Gymnasium zu eröff
nen. Bei der Gelegenheit der Einweihung werden Sie 
mir auch wahrscheinlich wieder bestätigen, daß alles, 
was diese Schule gekostet hat. vom Land bezahlt 
wurde. 

(Bci'fall klei den ,Regierung.spa1·teien. - Abg. 
Schuler: Sie ll.i.nd in Zweibrü<ken herzlich will
kommen! - Abg. Völker : Denken Sie an die 
Jägerschule und das Jägergymnasium in Lud-

wigshafen, das langt schon~) .' 

- Ja, Herr ObcfuÜl'gcrmeister, wir haben doch die 
VereinbarWlg betroffen, daß diese Schule im Vedtält
nis 50 : 50 erbaut wird. Das ist doch gerade im höheren 
Schulgesetz geregelt, daß minde~ti>ns 50 v . H. vom 
Land gct.rq,gen werden. 
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(Abg. Roth: Ab 1960! - Abg. Kölsch: 
Ab 1960 doch erst!) 

- Sie bekommen in diesem Jahr schon zwei Millionen 
DM !ür Bauzwecke, Frau Abgeordnete. Wir haben so
gar im Gesetz festgelegt, daß wir in Notfällen auch 
bis zu 80 v. H. der Beteiligung des Landes gehen. Es 
tut mir leid, ich wollte Sie damit nicht dauernd zu 
Zwischenrufen reizen. Aber Sie müssen mir doch zu
geben, .daß dort, wo das Land etwas leistet, der Kul
tusminister verpfli<:-htet ist, das auch hier vorzutragen. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Völker: Das be
streiten wir Ihnen nicht. Sie dürfen aber nichts 
Falsches sagen! - Abg. Schuler: Bis jetzt ist noch 
nichts Falsches gesagt worden! - Abg. Völker: 

Dot!h, i<:-h kann es Ihnen beweisen!) 

- Was ich bis jetzt hier vorgetragen habe, entspricht 
der Wahrheit. Ich dar! damit zurückkommen auf das, 
was ich vortragen wollte. kh habe zwar noch eine sehr 
schöne Überraschung !Ur Sie, Herr Oberbürgermei
ster Roth, ich bringe sie aber am Schlusse. 

(Abg. Völker: Für Zweibrücken?) 

- Ju, ich kann ja nicht alle Städte zu gleicher Zeit 
bedenken! 

(Heiterkeit im Hause.) 

In dieser Gesamtzusammenstellung in der „Allgemei
nen Deutschen Lehrerzeitung", ist auch folgendes noch 
interessant. Dort wird festgest.el!t, daß in Rheinland
Pfalz 1,09 Schülerklassen auf einen Klassenraum tre!
fon, wäht·end der Bundesdurchschnitt bei 1,22 liegt. 
Eine zweite Statistik aus diesem Artikel ist vielleicht 
noch eindrucksvoller. Danach waren im Jahre 1956 
9 v, H. aller Klassen an allgemeinbildenden Schulen in 
Rheinland-Pfalz ohne eigenen Schulraum, im Bundes
durchschnitt war~m es aber 18 v. H. Ich habe schon 
einmal erklärt, daß man bei Vergleichen mit anderen 
Ländern die einzelnen Zahlen nicht isoliert betrachten 
dar(. Ich sage das auch jetz.t, obwohl die von mir zu
letzt genannten Angaben für unser Land ja ein beson
ders günstiges und gutes Ergebnis kundtun. Denn ich 
bemühe mich hier - das möchte ich mit aller Klarheit 
feststellen -, Ihnen ein objektives und ungeschminktes 
Bild der schulpclitischen Lage zu geben. Wir soUten 
uns nicht gegenseitig Rechnungen aufmachen und 
einer gegen den anderen seinen Vorteil irgendwie aus
münzen wollen. Daß wir in Rheinland-Pfalz viel ge
tan haben, steht lest. Daß noch viel zu tun ist, steht 
auch fest. 

(Sehr richt:ig! bei der CDU.) 

Eines ist jedoch nicht wahr, wenn der H~r Abgeord
nete Fuch;; - er ist leider im Augenblick nicht hier -
erklärt, Rheinland-Pfalz sei au! dem Gebiete ·der Kul
turpolifik das rückständigste Land der Bundesrepublik, 
wie die „Freiheit" in ihrer Ausgabe vom 16. März 1959 
bcri~'Jtct. Das sollte man nicht sage.i~ un·d auch nicht 
in einem Wahlkampf sagen. lch. möchte die Sache aber 
nicht wej ler vertiefen. 
Ein weiterer schwerer Vorwurf, der immer wieder 
gegen die Landesregierung erhoben wir<! auf <lern Sek
tm· des Volksschulwesens .ist der, daß nicht genügend 
getan worden sei zur Behebung des Lehrermangels. 
Man tut so, als hätten nur wir in Rheinland-Pfalz uns 
mit diesem Problem ·auseinanderzusetzen. Erst jüngst 
hat die .,F1·ank!urt'er Allgemeine Zeitung" von der 
let:tten UNESCO-Tagung in Hambung berichtet, bei 
der klar zum Ausdruck kam, daß die meisten Länder 
der Erde schwere Sorgen wegen des Lehrernachwuch
ses haben. Diese Tatsache wird aber - ob bewußt oder 

unbewußt:, möchte ich hier dahingestellt sein lassen -
bei der Kritik an der Kuiturpolitik unseres Landes 
stets verschwiegen. Aber wir brauchen ni.cht einmal 
über die Grenzen der Bundesrepublik )'linauszusehen. 
Sämtliche Bundesländer haben Lehrermangel, sämt
liche haben diese Lehrernot', auch die Landesregierun
gen, in denen die SPD die Regierun.gsverantwortung 
trägt. Heute morgen hat ja der Herr Abgeordnete Hül
ser die letzte Mitteilung des Herrn Kollegen Schütz, 
des Kuausministers von Hessen. Ihnen bekanntge
geben. Auch er hat zugegeben, daß in Hessen ein gro
ßer Lehrermangel besteht und daß auf Juhre hinaus 
das Land sich mit diesem Mangel herumschlagen 
müsse. 
Man hat mich vor einem Jahr mitleLdig belächelt, als 
ich hier in diesem Hohen Hause von meinen Bemü
hungen gesprochen habe, einen stärkeren Zugang zu 
den Pädagogischen Akademien in die Wege zu leiten. 

·Als ich in meiner letzten Etatrede erklärte, wir wür
den erstmalig über 1 000 Studierende an unseren Päd
agogischen Akademien haben, hat man meine Aus
führungen am nächsten Tag in der „Freiheit" mit 
einem Kommentar bedacht mit der Ubcrschri[t: Der 
Wunsch ist der Vater des Gedankens. 

(Abg. Hertel: Das war eine schlechte Überschrift.) 

- Ich freue mich, daß Sie mir das bestätigen! 
(Abg, Hertel: Nur <lie überschrift meine ich!) 

- Nein, ich glaube der ganze Artikel war schlecht. Aber 
es genügt mir auch, wenn Sie sagen: nur die Über
schrift. 
Auf jeden Fall, mein Wunsch ist' in Erfüllung gegan
gen. Die genannte Zahl von l 000 haben wir erreicht. 
Und heute darf ich Ihnen schon sagen: ich möchte 
wieder eine Prognose stellen. Auf Grund der vorlie
gen.den Anmeldungen für die Pädagogischen Akade
mien wage ich zu behaupten, daß wir in diesem Jahr 
die Zahl 1 200 wahrscheinlich über,;chreiten werden. 

(Abg. Hertel: Das isf die bessere Eins tufung!) 
- Es ist nicht nur die bessere Einstufung! 

(Abg. Hertel: Teilweise!) 

Wir haben in dieser Sache schon etwas getan und bei 
der Jugend in den Schulen und überall für den schö
nen Beruf des Lehrers und Erziehers geworben. Es ist 
uns gelungen, viele, die nichC nur nach der Besoldung 
schauen, zu gewinnen, sich -dem Lehrerberuf zuzu
wenden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich möchte auch nicht anstehen, mich hier bei dem 
Hohen Hause ausdrücklich dafür zu bedanken, daß mir 
auch in diesem Haushalt wiederum 2 Millionen DM 
bewilligt wor-den sind, um die Pädagogischen Akade
mien weiter auszubauen, damit wir den erhöhten Zu
st'rom von Studierenden aufnehmen können. Wir ha
ben in diesem Jahr i:n Kaiserslautern einen Neubau 
begonnen, der in einigen Monaten fertig wird. Dort 
ist ein-e Anzahl neuer Hörsäle gebaut worden. Wir 
werden mit den hier bewilligten 2 Millionen DM die 
Erweiterung und den Ausbau oder Pädagogischen Aka
demie in Worms vornehmen und wir werden gleich
zeil'.i.g auch an <len Ausbau der Pädagogischen Akade
m!A? in Koblenz gehen. 
In der den Haushaltsberatungen vorangegangenen Mi
nisterratssitzu!1g hat der Herr Finanzminister mir zu
gestanden, daß für das Jahr 1960 der Neubau der Päd
agogischen Akademie Landau in den Etat efogesetzt 
werden soll. Wi·r werden dann auch diese Akademie 
in einem Rahmen bauen können, daß wir auch den 
künftigen Zustrom aufnehmen können. 
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(Bravo-Rufe bei der CDU.) 

Nun wir<l <1ber au('h oft behauptli't wir hätten natü.r
lich Lehrermangel in unserem Land besonders da
durch, daß wir kU:lturpolitische Maßnahmen durchfüh
rPn würdl.'n, auf die man verzt('hten könnte. Es wer
den :t.wei Dinge genannt: 

J. Ih»1('ht.ung -des EJternwiJlens nach der tlrrichtung 
\'On Bekcnntni5~chu!en und 

~. dir: Erhaltung von Kleino;chuien in ländliehen Ge
meinden. 

Si€' wissen, <laß <lie Landesregierung wie alle staat
lichen Imfänzen zunächst einmal gehalten ist, die Ver
fa~sung zu beachten. In der Verfassung wird aber ein
r1PHI i·g fo~tll'.·P.legl. daß ent.;;nred1euct dem Willen der 
Eltern die Einrichtung von Konfessions- und von 
christiichen nemli'irnwhflftssrouiPn - ich betone aus
drücklich: beide Schulgattungen in gleicilem Recllt und 
i::lcichem Rang - dun:hgeführt werden muß. Wenn wir 
in einem demokratischen Staat leben, dann darf uns 
die Verfai;sung nidlt: nur eine unverbindlirbe Deklara
Liun bedeuten, sondern dann muß sie uns auch Richt
schnur für die gesamte politische und staatliche Arbeit 

(Beifall bei der- CDU.) 

Dl'rJenige, der un, einen Vor-wurf macht, weil wir der 
V'·rfa:;:.;ung 'l!,em~n den Elternwillen !I"espektieren, for
rl<·rt doch nicht mehr und nirht weniger als eine Miß
arhtung und Nichtbefolgung der verfassungsredltJ.ichen 
Bi>:-fimmungen. U.nbe,<>cha.det dieser auf dET demokra
U:<chPn Grun<lh<1ltun~ be1ruhenden Einstel1uni;: habe 
ich <1ber einmal prüfen lasi;on, wieviel Kleinschulen 
dUf Grund des Nebcneinnnder.bestJ"1hli'ns vers.chiedener 
Schularten vor-handen sind. In allen Regierun:gsbezir
k0n 1.1n.;; i;>„p~ Landes zui'oammengenommen haben wir 
knapp 30 di€'~ er Kleinschulen, w onmter kh also Schu
len bis zu 20 Kindern verstehe, die durch dte Enich
tun~ von Bek cnnt'nfa;schulen enti;tanden sind. 

(Abg, Schuler: Hört, hört!) 

Wür<len d iese Schulen ·al.so wegfaJl.en, so hätten wir 
im ~HH~en 30 Lehrkräfte einge:;p<irt:. 
Un·rl mm noe7h d€T Punkt 2. die Verschärfung des Leh-
1Prman~t'l s <111r-<·h t:rh~li'tmg von Kleinschulen in dPn 
liindlirhen Gemeinden. Im Er~ebnis stellt sich bei di-e
:-t-m Problem folgende FTa.ge: Wollen wir die Dorf
~C'hHI„ in den kleinen JÄmilichen Gemeinden et·halten 
11<i„P!', mit :-inderen Worten ge8<1:gt, wollen wir die Dorf
~drnlr ZE'rschla.gen un'd an ihre Stelle eine Zentrnl
>-chule. die von den Kindern ein.er girößeren Anzahl 
\'on La ndgemeinden be~uchC wl:!rden, setzen'? Vielleicht 
kann man un1.er8chiedlicher Auffassung sein, ob das 
klP.int> Dorf ein Recht hat, teilzunehmen an der kul
tureiiN1 Entwickluru~, ob auch das kleine Dorf ·ein 
n._.cht h~t, in kuit'urpolit.ischer Hinsicht nicht vernach
l~~:<ig,t zu WE>rrlE>n. und ob auch da" kleine Dorf ein 
U<:dll h;it. einen kulturellen Mittelpunkt. in seinen 
!Vl1--Htf'rn zu hrtben . von <lern starke Impulse ausg~hen 
und <lt>!' mit rl·a !' Gei<icht der Dorfgemeinschaft prägt. 
Wir von dlc'r Chri$tlich-Demokratischen Union - und 
da;c darf il'h ,;ic;ht'rlich als Mini~tl"r hier sagen - sind 
dli'r ff>.~ten Überzeugung, daß es nicht angeht, die klei
nen Dorfgemeinden von der letzten kulturellen Ein-
1·ichtung 7.'U f'ntblößcn. 

<&hr richtig1 bei der CDU.) 

Nach unserem kulturpolitischen Programm gehört zur 
Dorfgemeinschaft die Schule und zu dieser G€mein
schaft auch der Lehrer, 

(Beifall bei der CDU.) 

und zwar als einer der Träger des kultu·I'€'1len Lebens 
in dieser Gemeinschaft. Was haben vorzü.gliche Lehre.r 
und Pädagogen in Generationen schon auf dem Dorfe 
geleistet.! Ich glaube sogar, daß wir darüber hinaus 
gerade dem VolksschuHehrer auf dem Lande in einer 
kleinen l;>orfsdmle :;:u besonderem Dank für sein:e Lei
stungen verpflichtet sind. Dieser Lehrer, der auf ~ich 
selbst gestellt, seine schwili'rigP. Arbeit verrichtet im 
Bewußtsein seiner engen Verbundenheit mit der ge
samten Dorfbevölkerung, kann zum Wohle aller viel 
mehr leisten, als es einem Außenstehenden jemals 
mögllch wäre. Wir wollen deshalb die Schule auf dem 
Lande Li;nd den Lehrer in der- kleinen Landgemeinde 
nicht missen. 
Wieviel Lehrkräften würden aber nun wirklich frei, 
wenn wir aLie Kleinschulen in ländlichen Gemeinden 
tnit weniger als. 20 Kir1Uecn auflöslt!n? Zu den eben ge
nannten kämen sage und schreibe noch 20 Schulen hin
zu, so daß also alles in aUJ.em 00 Lehrkräfte im Lande 
eingespart werden könnten. Wenn Sie nun den Eliil 
des Kultusministeriums zur Hand nehmen und feststel
len, daß wir in unserem Lande rund 10 ()()() Volksschul
lehrer beschäfüg.en., so weiß ich nicht, wie man bei 
<lie:,;er Sachlage von einer- Verschärfung des LdHtl'
mangels durch die Erluüwng der Kleinschulen auf 
dem Lande sprechi:,n kann. Auf keinen Fall ~tünden 
die Werte, die wir durch die Zerschlagung der Klein-

, schulen ~uf~eben müßt1en, ln cinem auch nur einiger
maßen tragbaren Verhältnis zu dem Gewinn von 50 
freiwerdenden Lehrkräften. Was an Lehrer·n üueraU 
dort, wo noch Mangel besteht, fehlt, werden wir durch 
Werbung und größeren Zuzug beseitigen, nicht aber 
mit der Schließung der Dorfschule. 
Man hat in der letzten Zeit oft von der sozialen Auf
rüstung dt:s Dorfes gesprochen. Meine D8men und 
Hien~n! Ich sehe in der Erhaltung von Kirdw und 
Schule im Dorf die kulturelle Atifrüstung, und diei;;P. 
kann das Dorf v-0n uns auch mit Recht verlangen! 

(Lebhafter Beifall bi:i der CDU.} 

Auch der inneren Ausges taltung der Volksschularbeii 
yvu!'de in diesem Jahr:' ein besonderes Augenmerk ge
widmet. Wie Sie w1i>-s.en, haben wir ad, meh'l'eren Schulen 
des Landes Versuchskla:;sen zur S>immlung von Erfah
rungen für dif' A1l'~ig-e-stalt\.mg eines neunten Schuljahres 
eingerichtet. kh kflnn mich zu diesem Problem wohl 
ganz kurz fA i;sen. Es ist heute von den Diskussionsred
nern :<Jchon beh1rndf"!t worden. kh mfü:hte nur eines 
sagen. Dieser Tage habe ich der R~gierun~serklärung 
des Mlni!':tPrpr~~ldenten von Hes1'en entnommen, dflß 
er für Hessen erklärt hat, daß in der vor kurzem be
gonnenen Legtslaturperiode - also für die kommenden 
vie-r Jahre ~nicht mit der Ei nführU1ng deri neu n·t~n Sch.uU~ 
jahres gercchn€f werden kann. Das ist also ein Zeichen 
dafür, daß auch andnli' Länder diese Angelegenheit 
nicht in einer Weise und Eile vorantreiben, die ihr 
nicht förderlich wäre. 
Ich darf mich mm den anderen Schulgattungen zu
wenden. Wenn ich mic!J. hierbei etwas kür,:er fasse, so 
nidlt deshalb, weil ich etwa der Meinung bin, sie ver
di~nt€n weniger Beachtung, sonctern wdl kh das 
Schwergewicht meiner Ausführungen bewußt auf die 
Probleme in der Volksschuh~ legen wollte. kh sehe es 
aber als meine l'llicht an, Ihnen - wenn <l.uch in ge
drängter Form - doch darzulegen, daß das Land 1rnch 
die anderen Schulgattungen nicht vernachlässigt, son
dern zu ihrer Verbesserung und zu ihrem wPiteren 
Ausbau erhebliche Beträge aufwendet. 
Die Ausgaben für die BerufsRchulen im Or-dentlichen 
Haushalt haben sich vom Rechnung~jahr 1950 <ib in 
Höhe von 4 Millionen DM laufend erhöht; sie betra-
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gen im Rechnungsjahr 1959 11 Millionen DM. Für Bau
maßnahmen wurden den Schulträgern Im Jahre 1950 
25,4 Millionen DM an Zuschüssen und Darlehen zur 
Verfügung gestellt. - Ich bitte um Entschuldigung, ich 
habe die Zahl für 1959 in der Aufzeichnung vergessen. 
Ich erkenne aber an, daß gerade auf dem Gebiete des 
Berufss(:hulncubaues die Stadt- und Landkreise ge
meinsam mit dem Land erhebliche Anstrengungen auf 
sich genommen haben, um der berufstätigen Jugend 
eine gediegene Erziehung und Ausbildung zu ermög
lichen. 
Es lst keine Schmä}erung der Verdienste der Schul
träger, wenn ich festhalte, daß ohne die Hilfe 
des Landes die Durchführung eines so umfassenden 
Schulbauprogrammes, das auch über die Land€sgren
zcn hinaus Beachrung und Anerkennung gefunden 
hat, nicht möglich gewesen wäre. Als erstes Gesetz zur 
Neuordnung unseres Schulwesens wurde das Berufs
schulgesetz verabschiedet. Man hat bereits in diesem 
Gesetz bestimmt, n ach einer gewissen Zeit ein-e Uber
pri.i!ung der gesamten Materie vorzunehmen. Nun 
wird es sicherlich - damit habe ich eine der Fragen des 
Herrn Abgeordneten Lotz beantwortet - eine der ersten 
Aufgaben des neuen Landtages sein, die Novelle zum 
Berufsschulgesetz zu verabschieden. 

Im Bereich der höheren Schule ist bereits durch eine 
in diesem Jahr geschaf!ene gesetzliche Regelung die 
Grun·dlage für einen weiteren Ausbau und für eine 
wci tx.?rc Konsolidierung vom P arlament geschaffen 
worden. Das Gesetz bl'ingt eine grundsätzliche Neu
regelung der Organisation und Finanzierung des höhe
ren Schulwesens. Das Problem war so schwierig und 
ist solange in den Au.sschüssen dieses Hohen Hauses 
behandelt worden, daß ich es mir ersparen darf, im 
einzelnen heute noch darauf -einzugehen. Sicher aber 
verdient die Bereitschaft d es Landes alle Anerkennung, 
au( diesem Sektor eine höhere Kostenlast als bish er 
zu übernehmen, wodurch die kommunalen Schulträger 
im einzelnen und insgesamt eine spürbare Entlastung, 
und zwar um weitere 6 Millionen DM erfahren werden. 
Man dar! aber nicht, wie es dieser Tage von einer 
Stadtratssitzung in Ludwigshafen zu lesen war, davon 
spr('chen, daß das Land mit dem höheren Schulgesetz 
eine Aushöhlung der kommunalen Seibstverwaltung 
wolle. Wir sind doch in unserem Gesetz hauptsächlich 
den Wünschen der kommunalen Spitzenverbände ent
gt.>gengekommcn und haben gerade in e iner peinl ichen 
Wahrung des Rechts der Selbstverwaltung den Ge
meinden und Kreisen die Entscheidung, ob sie ihre 
Schule als kommunale Schule weiterführen wollen, 
überlassen. 

(Abg. Haehscr: Beziehen Sie sich mal auf Trier!) 

Es ist nicht meine Aufgabe, das hier im einzelnen vor 
Ihnen darzulegen. Es ist eben die freie Entscheidung 
eines Stadtra tes, ob e r seine kommunale Schule wei
terführen will oder nicht. Bis jetzt haben sich - das 
habe ich aus der Zeitung erfahren - die Städte Lud
wigslrnfen und Trier entschlossen, ihre Schule zu be
h;1Jtcn. Ich dar! sagen, man muß sie dazu beglückwün
schen. Wenn sie das als eine ihrer Aufgaben der Selbst
verwaltung ansehen, dann muß ich sagen , davor soll 
man sich in Respekt verneigen. Mehr k ann· ich dazu 
nicht sagen. 

Wie ernst uns das Anliegen der Selbstverwaltung der 
Gemeinden ist, geht doch daraus hervor, daß wir nun
mehr diesen Gemeinden, die ihre kommunale Schule 
b~halten wollen, einen weitaus größeren Zuschuß ge
ben als bisher; denn sie bekommen nach § 17 des 
höheren Schulgesetzes - ganz grob gerechnet - unge-

fähr 75 v. H. d-er Personallasten, die sie künftig bei 
diesen Schulen haben, vom Lande erstat tet. 
Nun ist heute noch von dem Düsseldorfer Abkommen 
und von Sprachfolgen gesprochen worden. Meine Da
men und Herren! Es würde mich reizen, Ihnen hierzu 
manches vorzutragen, aber ich darf Ihre Aufmerksam
k eit und Ihre Geduld nicht zu lang in Anspruch neh
men; vielleicht ergibt sich einmal im Kulturpolitischen 
Ausschuß die Gelegenheit, auf diese Dinge näher ein
zugehen. Auch hier haben wir alles getan, was in un
serer Macht stand. Wir haben dafür gesorgt, daß ein
mal dem Anliegen all derer, die Latein als erste Fr(;!md
sprache auch künftig in dem Schulplan sehen wollen, 
Rechnung getragen, u nd wir haben umgekeh rt bei den 
Neusprachlichen und Naturwissenschaftlichen Gymna
slen dafür gesorgt, daß alle Eltern, die aus ein em ande
ren Bundesland in das Land Rheinland-Pfalz ziehen 
und ihre Kinder in eine höhere Schule sdlicken wollen, 
eine Schulgattung vorfinden, in der sie nach dem Düs
seldorfer Modell - insofern war diese Vereinbarung 
sehr gut - ihre Kinder in gleicher Weise wie in dem 
anderen Land, ohne daß eine Unterrichtslücke entsteht, 
be.schulen lassen können. Wir haben auch dafür Sorge 
getragen, daß - gerade in der Grenznähe von Frank
reich, auch die französische Sprache bei uns nicht zu 
kurz kommt. Wir habe~ in diesen Schulen Parallelzüge 
eingerichtet, daß sowohl mit Englisch als auch mit 
Französisch a ls erster Fremdsprache begonnen werden 
kann. Wir haben eine solche Vielseitigkeit de& Unter
richtsstoffes hier gezeigt, daß alle Eltern damit zu
frieden sein können. 

(Abg. Martenstein: Ich wollte nur feststellen, daß 
sich Bayern und Nordrhein-Westfalen nicht n<tch 

dem Düsseldorfer Abkommen richten!) 

- Sicher, Herr Abgeordneter Martenstein, das ist rich
tig, aber niemand kann sie zwingen. Nur der Vor
schlag, den sie gemacht haben - -

(Abg. Martenstein: Doch! Es s ind Sanktlon<!n 
vorgesehen!) 

- Nein, es ist nur der VOI'schlag, den sie gemacht haben, 
wenn sie sich dem Abkommen nicht anschlössen. 
Bayern hat es nur mit dem Schuljahrsanfang nicht 
getan, nicht in der Sprachenfolge. Nordrhein-Westfalen 
hat sich in der Sprachenfolge dem Dü~seldorfer Ab
kommen unterworfen. Aber d er Weg, nun das Abitur 
dieser Länder nicht anzuerkennen, der scheint mir 
sehr gefähl'lich. Ich möchte dringend davon abraten, 
diesen ihren Vorschlag wahrzumachen. 

(Abg. Martcnstein : Ich bin ja gegen das Düssel
dorfer Abkommen. Ich bin nur aus Staatsräson 
gegen dieses Ausscheiden der beiden Länder!) 

Ich darf noch kurz zusammenfassend sagen, Hand in 
Hand mit der inneren Gestaltung des höheren Schul
wesens ging und geht auch der äußere Ausbau. Auch 
in der höheren Schule !ehlten nach dem Kriege sehr 
viele Lehrkräfte. Auch hier war ein sehr starker Leh
re rmangel spürbar. Heute haben wir an den höheren 
Schulen in Rheinland-Pfalz keine ausgesprochene 
Schulraumnot mehr. Es gibt an den hi.iheren Schulen 
in Rheinland-Pfalz keinen Schiehtunterncht meh1·, und 
wir haben Gott sei Dank auch soviel Nachwuchs an 
Philologen, daß wir in aller Kürze auch alle Schulen 
mit genügend Lehrern ausstatten könnc:n. 
Wir haben a lso die zerstörten staatlichen Schulen wie
der aufgebaut. 75 Millionen DM sind dafür aufgewen
det worden, und zwar zu einem Teil für s taatliche 
Schulen, zum Teil für Schulen ln Zusammenarbeit zwi
schen Land und den Städten . 
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l<'h ditrf noclt l.Utn Etat unst!J:er Landesunivet·sitäl ein 
paar Worte .;;agen. lm.mer wieder wird in der 0.Cfont
lichkeit Kritik an den Leistungen der Länder für Wis
stnschaft und Forschung laut, eine Kritik zu den Auf
w~ndungen für die Universitäten. Was unsere Landes
universität betrifft, so glaube ich wohl sagen zu kön
nen, daß diese kritischen F~tslellungen hier in Rhein
li:. nc1-Pfalz nicht Am Platze sind. Wir wollen doch be
ri<•nken. daß - vom Jahre 1946 an aufbauend - die 
Johannf"S-Gutenberg-Universität praktisch .aus dem 
Nichti< hcrnuF geRChaffen worden ist. Eine zum Teil 
l~rheblich zerstörte Kasernenanlage war das Terrain, 
;iuf dem die Alma mater beginnen mußte, damals ohne 
Zw1"if PI t>in F.xperiment, von dem m an nicht wußte, ob 
v~. f'!'folgreich ~ein werde. Heule ist unst:.re Uwversität 
Pini; an.e:esehenc Hochschule im Kranz der deutscht'n 
Universitäten, die sich im In- und Ausland eines guten 
Hufes erfreut.. Selbstverständlich konnte die Universi
tät nicht sofort mit allen wissenschaftlichen und tech
ni1'chPn Hilfsmitteln ausgestattet. werden. &>!lbstver
s tändlich war es urunöglich, alle notwendigen Gebäude 
i.T <'inem Zug zu eri;tellen, aber in den vergangenen 
.fahren h.-;1. dod1 das Land auf allen Bereichen des 
UnivPn;iti:it.ssektors hervorragende Leistungen voll
bracht, und es kann mit Stolz heute auf die gute Ar
beit der Universität in Wissenschaft, Fors<:hung und 
L~h rP hin weiRen. 

Wl•nn id1 ;:age, das Land Rheinland-Pfalz hat füt· ~ine 
Universifät Außerordentliches geleistet, so lassen Sie 
mich dies mit wenigen Zahlen belegen. Ich Jahre 1950 
war rliP Universität mit Kliniken und allen ihren In
slit.ut.en im OrdenlUcben Haushalt mii 4,2 Millionen 
DM 1<.u~gesfattR.l. Der Haushaltsansatz hat !lieh im 
.Tahre l!l56 r1Uf 2J.8 Millionen, im Jahre 1959 auf 34,6 
Millinnr>n DM erhöht. Insgesamt hut die Landes
l'''~i.-rnnR für rliE> Universität, die Kliniken und das 
DrilmMs1:ht>rinstitut in Germersheim bisher 208,5 Mil
lion~n aufg~wendet. ohne Baumittel; dazu kommen 
<'11so no..:h die Baumittel in Höhe von rund 70 Millio
nen. <tl:>o alles in allem fast 300 Millionen DM. 

F.rst in diesen Tagen wurde mit der Stadt Ma\nz ein 
K<n.!fvertrl!lg über den Ankauf des Städtischen Kran
kenhauf'es abgeschlossen, das für 12 Millionen DM er
worlwn lind künftig als Universitätsklinik betTiel>en 
w ird . Dnmit l(ind die Voraussetzungen für den weiteren, 
großzü~igeren Ausbau der Universitätskliniken ge
schHff<'n, um gerade auch der Medizinischen Fakultät 
die notwendigen Räume und Einrichtungen zu geben, 
c1:imit sie ihrer großen Aufgabe im Dienste der Menscll.
h~i t gerecht werden kann. So stehen wir l.Jereits in der 
Plnnung fiir <len Neubau einer Chirurgisehen Klinik, 
wi•'O"l'Hm f'in Großobjekt, das mindestens 10 bis 12 
Million~n DM kosten wird. 

Noch einen Punkt möchte ic:h bei dem Etat der Univer
sit~t beriihren. Es ist uns eine große Sorge, einen qua
lifüderten wissenschaftlichen Nachwuchs heranzubilden; 
unrl ger<lde zu diesem Punkt wurden oft Stimmen der 
Kriti k IAut. Wir ·haben aus staatilpolitischen und an
cle-r0n wichCi.gen Erwägungen die Zahl der Nichtardi
l'.ariPn, also der- wiS1Senschaftlichen Assistenten, vom 
.Ja·hre l~!i'2 bis heute um 170 Planstellen vermehrt, Das 
allP.~ in al!em, meine Damen und Herren, isin<l sicher-

• lieh J.!.'istnmg(.'fl, di<.> .'>ich .sehen lassen können. 

Es wäre nun vielleicht noch manches zu sagen, was auf 
dem GP.biete der Denkmalpflege, auf dem Gebiete der 
Unterstützung für Theater und Orchester, was auf dem 
i;<'hr wkhtig<'n Gebiete der Erwachsenenbildung, der 
Volkshochschulen getan wurde; aber i<;h darf es mir 
mit Rücks icht auf die vorgeschrittene Zeit versagen, 
darauf einzugehen. 

' " ''. 'Ir \ 11, ' • .11 ~ 11 • .. 1 • : • " t 

Ich habe versucht, Ihnen heute meine kulturpolitische 
Auffassung im ersten Teil meines Vortrages aufzuzei
gen und im zweiten Teil Ihnen auch praktische Maß
nahmen darzustellen. Ich bin der Meinung, daß wir 
eine jut~ K,ulturpolttik betrieben haben und a uch heute 
noch bclrei~n. Wlr wollen allerdings keine revolutio
nierenden. Experimente, sondern wir wollen kontinu
ierlich aufb1:1uend und sootig voransclrreitend eine 

. ~li\~J,1<\~iM~11„ .. 9.~!il . .l'ETf~,sUgt ~t auf unserer christlich
abe.cullihi!lliichen Tradition. 

(Abg, Völker : Will jemand etwas ande res?) 

- Nein. Herr Abgeordnete1· Völker , es hat niemand 
etwas anderes gesagt, sondern ich wollte nur 7.U dem, 
was ich gesagt habe, - -

'"" ''' '"''"'"'lll"'lllllllllHllll'l'nl''h 'll""I'' ' • • 

(Abg. Völker: Wir wollen doch nicht 
revolutionieren!) 

- Nein, Ich wollte es nur sagen, daß wir das nicht tun 
wollen, sondern dll.ß wir kontinuierlich fm·tschreilend 
un:sere Ar-bcit hier vollbringen wollen. 

(Abg. Dauber, C. : Ihre Stellungnahme zur Schul
geldfreiheit würde WlS interessieren, Herr Minister!) 

- Ja, idt glaube, die Ist doch heute morgen nun deutllch 
' ge~~; !~~ .. qe~. r~rteien hier vorgetragen worden, 

~ ' , , • ' • 
1 l11;ro,, , •l1lllol "i, 1:„1 1 " t ' , 
(Abg, Daub€'r, C .: Aber nkht von Ihnen!) 

und ich glaube, es Lst die Prärogat:ive des Hohen 
Hauses, diese Frage zu entsdt~iden. Es ist nicht die 

J , .. f.\:!,l;f$f:!.:l?.fl7 „.~!il!~„ ,J14ip;,~~~.r;s;, sondern es ist die Aufgabe 
dieses Hohen Hauses, eine sokhe Entscheidung zu fäl
len. 

(Sehr richtig! bei der CDU. - Zuruf von der SPD: 
Eine hohe Ehre !) 

Nun darf ich zum Schluß - -

(Abg, Haehscr: Abci· eine Stellungnahme können 
Sie uns geben, eine Meinung können Sie auch dazu 
haben! - Abg. Völker: Sagen Sie Ihre Meinung! 
'Der Herr Kollege Matthe!> hat seine Stellungnahme 
schon vor kurzem abgegeben. Er hat doch die Schul
geldfrefh~it in Aussicht gestellt ! Sie können es doch 
hier sa.gen! - Abg. Dauber, C.: Do.s war urnge-

·tenkt! - Heiterkeit bei der SPD.) 

[eh glaube, es soll dabei bleiben : Sie haben das Recllt 
'7.U entscheiden, wie Sie die Frag!' - und Sie werden es 
ja nicht mehr in diesem Landtag tun sondern es wird 
die ''Xtl'lg~'jg~"'a'~s 'lcommefl'aeri Landta~es sein, darüber 
zu entscheiden - in Zukunft geregelt sehen wollen. 
kh möchte meine Ausführungen s<.'hließen, indem id1 
allen meinen Mitarbeitern in meinem Ministerium und 
in allen Dienststellen der Schulen draußen im Lande 
meinen herzlichen Dank sa.itc. Ohne lhl't! MltarbP.lt 
hätte ich ohne Zweifel das alles, was wir gclels!.et 
haben, nicht erreichen können. Ich möchte diesen Dank 
auch allen Lehrpersonen in unserem Lnnde sagen, die 
sich aufopfernd der Erziehung dP.r Jugend v.idmen, 
und ich möchte vor a!Lem ein Wort des Dankes sagen 
- und damit kann ich gleich eine Frage, die Sie, Herr 
Ahg~o.r<lnPt.P.r Martlf>nst.Pin. heute morgen gcste'Ht. h a
ben, beantworten - an die 150 Lehrer unseres Landes, 
die jetzt mit Erreichung des 65. Lebensjahres auf ihre 
wohlverdiente P cnsionierungszelt verzichten und wei
ter in der Sc.:hule bleiben und: im Unterricht we iter 
für uns und unsere Jugend tätig sein wollen. Denen 
möchte ich ein besonderes Wort des Dankes sagen. 

('Beifall bel den Regierungsparteie n.} 

Und nun darf ich noch ein paar Fragrn, die gestellt 
worden sind, beantworten, Zuniichst da~. was ich vor-
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hin auf Ihren Zwischeru·u!, Hen· Abgeordneter Roth, 
gesagt habe! Ich habe soeben hier ein Fernschreiben 
des Herrn Bundesschatzministers erhalten, in dem mir 
mitgeteilt wit·d, daß nunmehr der Bundesschatzmini
ster mit der Übertragung des Eigentums des Zwei
brückener Schlosses auf die Stadt Zweibrücken einv.er
slundC'l1 ist. Damit sind alle Hemmungen, die in der 
letzten Zeit entstanden sind, beseitigt, 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

und die Konservierung des Zweibrückener Schlosses 
kann ohne Verzögerung nunmehr erfolgen. 

<Abg. Kuhn: Armestadt Zweibrücken!) 

füne zweite Frage wollte ich noch beantworten, und 
zwar die Frage um das Mittelschulgesetz, das der Herr 
Abgeordnete Lotz vorhin angesprochen hat. Herr Ab
.v.cordneter, ich habe mir gerade die Unterlagen geben 
lnsscn. Es war im Juni des Jahres 1958, als Sie oder 
dl'r Herr Abgeordnete Martenstein eine entsprechende 
Anrt>gung gegeben haben. Der Herr Abgeodnete Dr. 
Habighorst hat sie damals beantwortet und dabei 
wörtlich ausgeführt - ich darf es mit Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten wiederholen -: 

Wir werden dem Antrag, Herr Kollege Martenstein, 
da er einen Stein wiederum Ins Rollen gebracht 
hat, zustimmen, und ich hoffe und glaube, daß das 
Ministerium dann zum gegebenen Zeitpunkt dem 
Hohen Hause eine entsprechende Gesetzesvorlage 
machen wird. 

Dann kommt di.e Abstimmung hier im Plenum, d. h. also 
der Präsident läßt darüber abstimmen, daß ein solcher· 
Gesetzentwurf von der Regierung zu erstellen ist. Der 
Auftrag ist im Juni 1958 erteilt worden 
Nach all dem - -

(Abg. Latz: Im September 1956 haben Sie schon 
davon gesprochen, Herr Minister!} 

- Von dem Mittelschulgesetz nicht, sondern von der 
Novelle des Berufsschulgesetzes! 

(Abg. Lotz: Doclil Vom Mittelschulwesen!) 

- Nun, da habe ich vielleicht auch von einem Ziel, das 
wir uns gesetzt haben, gesprochen. Aber ich meine, 
wenn nun im Juni 1958 die Sache dem Hohen Hause 
\·orgclegt wurde und wir damals noch mit der Frage 
des Höheren Schulgesetzes befaßt waren, konnte man 
v.nhrscheinl!ch diese Materie nicht früher bewältigen. 
als daß sie dem neuen Landtag in Kürze vorgelc.E(t 
wird. 

(Abg. Korbach: Das ist klar1) 
Und nun zu der Frage des Universifätsgesetzes! Da 
dürfen Sie doch mich nicht dafür verantwortlich ma
chen für etwas, was wahrscheinlich seit Jahren schon 
in diesem Hause hätte verabschiedet werden sollen! In 
der Verfai;sung des Landes Rheinland-Pfalz steht, daß 
nach einer gewissen Zeit - ich weiß nicht mehr genau 
nach welcher -

(Abg. Martenstein: Nach zwei Jahren!) 

- Nach zwei Jahren! - ein Universitätsgesetz verab
schiedet werden soll. Ich habe vor zwei Jahren, als 
ich in dieses Amt bet"ufen wurde, die Sache aufgegrif
rcn. Die Verhandlungen mit der Universität - wo man 
die Dinge auch gar nicht in Eile hat vorantreiben wol
lc'n - sind in einer sehr guten Atmosphäre zwischen 
Landesregierung und Universität geführt worden. Die 
Gesetzesvorlage ist fix und fertig, aber es hatte doch 
keinen Sinn, sie jetzt in den letzten Monaten hier im 
Hohen Hause einzubringen; denn sie konnte ja vor 
Ende dieser Legislaturperlode nicht mehr verabschiedet 
werden. 

Also ich glaube, alles in allem dar! man der Landes
regierung und vor allem meinem Ministerium nicht 
den Vorwurf machen, daß wir untätig gewesen seien 
oder daß wir zu wenig getan hätt~n. Ich glaube, alle 
Beamten meines Ministeriums und ich - vielleicht ge
~tatten Sie mir auch, daß ich mich als Minister mit 
an der Spitze einschließe - haben in all den Jahren 
unsere Pflicht getan, und es ist uns an Arbeit nichts 
zuviel gewesen. Es besteht, glaube ich, kein Grund, 
uns hier ein Versäumnis vorzuwerfen. 

(Beifall bei der CDU.) 
Eines, Herr Abgeordneter Lotz, darf ich noch fest
stellen. Als Sie im Ausschuß nach der Aufschlüsselung 
der Theaterzuschüsse gefragt haben, haben Sie elne 
sc..11.rf!t!iche !'-!iederlegling und Verteilung von 1nir ver
langt. Das war es, was ich übrigens nicht abgelehnt 
habe, sondern ich habe die Frage gestellt - Sie 
haben es richtig aus dem Protokoll vorgelesen -, ob 
der Kultusminister als Exekutive diese Vorlage zu 
machen und das bekanntzugeben habe, und diese 
meine Frage ist.vom Ausschuß nicht beantwortet wor
den. Es lag in Ihren Händen, in den Händen des Herrn 
Ausschußvorsitzenden, die Sache aufzugreifen; und 
wenn mir dann gesagt worden wäre, bitte tragen Sie 
vor - dazu war ich bereit -. hätte ich auch die Auf
schlüsselung der Zuschüsse vorgetragen. Ahcr ich 
glaube, Sie kennen sie wahrscheinlich so gut wie ich, 
und das alles hätte doch nur dazu beigetragen. f'inzelnE' 
Städte, vielleicht die eine gegen die and~re, etwas aur
zustacheln und zu sagen: Nun hat die vielleicht hun
det"t oder tausend Mark mehr bekommen. - Das wäre 
doch sicherlich der ganzen kulturpoHtischen Aufgabf', 
die hier zu sehen war, nicht förderlich gewesen. 
Und ein Letztes, Herr Abgeordneter Lot.zl Wege!l der 
Nichtversetzung Ihres Sohnes muß ich Ihnen leider 
s.:gen; Von dieser 1'a!.sache war dem Kultusminister 
nichts bekannt. 

(Heiterkeit im Hause!) 
Er kann in diesem Augenblick dazu keine Stellung neh
men; denn das lag in der Kompetenz anderer Leute, 
über die Versetzung ihres Sohnes zu entscheiden. 

(Abg. Groß: So war es auch nicht gemeint! -
Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Piedmont: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Latz von der FDP. 

(Leichte Unruhe bei der CDU.) 

Abg. Lob: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie können 
murmeln, soviel Sie wollen; beim Herrn Kultusminster 
bin ich der Meinung, keine Mißverständnisse aufkom
men zu lassen. Herr Kultusminister, ich habe keinem 
Beamten Ihres Hauses einen Vorwurf gemacht. Wenn 
ich jetzt auf die Redewendung mit der Nichtversetzung 
zurückkomme, dann will ich Ihnen das, von <lern i~li 

geglaubt habe, daß es vielleicht verständlich geworden 
sei, noch etwas deutlicher sagen. Da hat ein Lehrplan 
bestanden, den sicher sehr kluge Leute ausgearbeitet 
haben, ein Plan, der durch Leistungen erfüllt werden 
muß. Herr Minister, ich mache Ihnen persönlich, nkht 
den Mitarbeitern Ihres Hauses, einen einzigen Vorwurf. 
Ich weiß sehr gut, daß eine ganze Reihe von Gesetzen 
nicht nebeneinander zu bearbeiten und nicht nebt>n
einander zu verabschieden sind. Aber Sie selbst - und 
bitte, jetzt kommt vielleicht das Gleichnis - haben sich 
von Zeit zu Zeit in Pressekonferenzen irgendwelche 
Aufgaben gestellt und in die Welt gesetzt, daß dieses 
und jenes zu dem und dem Zeitpunkt erfüllt sein werde. 

(Widerspruch des Kultusministers.) 
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Da kann man am Schluß nur eines sagen, Herr Mini
~ter: Ziel der Klasse nicht erfüllt! 

(Widerspruch und Protest bei der CDU. - Heiterkeit 
bei der SPD.} 

1Ii547 nebst dem A.nderungsantl'ag I1"553 :;eine- Zu
stimmung geben will, den bitte ich um das Handzei
chen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Die beiden 
Anträge sind einstimmig angenommen. 

Herr Mini!>ter. - - , , „ .. . . -,~=--- ~~=" Ich rufe auf Punkt 6 der Tagernrdnung: 

(Anhalt<"'nde Unruhe bei der CDU.) 

WH' hätten Ihnen zu jedem Zeitpunkt abgenommen, 
\•:enn 8ie in einer Presseerklärung gesagt hätten: Wir 
können das Hochschulgesetz zu dem und dem Zeitpunkt 
nicht vorlegen. - Aber. Herr Minister - ich stelle Ihnen 
~i·rn nwine g:-tnr.en Unterlagen zur Verfügung -, von 
Mon;it ;r.u Monat sind ähnliche Presseerklärungen von 
Ihnen 11ngegl'l)P·n worden: In dieser Legislaturperiode 
wird d!e:<eii und Jenes Gesetz noch fertig. - Darum geht 
e~.! Es wird also hier kein Vorwurt gegen die Beamten 
und Ange:,;tellten Ihres Hauses erhoben, sondern ledig
lich dagegen. daß hier nicht klar vom Kultusminister 
gesagt worden ist: Wir können dieses und jenes Gesetz 
nknt mehr verabsd'iieden; es ist uns zeitlidl nicht mög
lich. - Aber in allen diesen Erklärungen. die Sie bitte 
nadüc:>en wollen und die ich Ihnen gern zur Verfü
gung :<telle, steht immer wieder drin: Das Problem 
\\·ird in dieser Legislaturperiode noch zur Verabschie
rlung kommen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Meine Damen und Herren! \Vortmeldungen liegen nicht 
nwlw vor. Die Aui>sprache ist gesclilossen. Wir kommen 
nun 1·.ur Ab~timmung über den Einzelplan 09 - Ministe
rium fi'1r Untcrl'icht und Kultus -. Ich lasse zunädlst 
ab~:timmen tihcr den Antrag des Haushalts- und Finanz
<HlSst·hu„„c>~ Druck~aC'he II.'542 und über die Berichti
gungi;drucksache di1:t.U. Wer dieser Drucksache 11/542 
(~inschließlich der Berichtigung seine Zustimmung geben 
will. rl<'n bitte iC'h um das Handzeichen! - Die Gegen
probe! - Stimmenthaltung! - Der Antrag Lst:bei Stimm
enth<iltung der SPD angenommen. 

Ich komme <iann :>:ur Abstimmung über den Antrag 
Dr.ick~Rche 1I1555; da:o ist der An;derun~srantra·g der 
rlrPi FraktionPn diPses Hauses. Ich möchte zur ersten 
SPi1<' unter 1. bemerken, daß die Ziffer 3 unverändert 
hleiht. Wf"r diesem Änderungsantrag Drucksache II/555 
~eine Zu~timmung geben will, den bitte ich um das 
H;:i.nrl'7.Pi('hen 1 - Die Gegenprobe! - SEmmenföaltung! 
- Der Antr<ig ist eini;tirnmig angenommen. 

T(·h rnf„ <lann auf den Gesamthaushaltsplan 09: Kapitel 
1, 2. :J. 4. 5. 7, a, !l, 10. 11. 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, t9, 
20, 21. 22. 23, 24, 25. 26, 27, 28 und 31. Wer dem Einzel
plan 09 - Ministerium für Unterricht und Kultus -
~eine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
H:mrlz.P.i('ht-nl - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungl -
Der Einzelplan 09 ist mit Mehrheit - bei Stimmenthal
t1m~ <if>r 1'' 1·aktion der SPD und einer 8timmPnt.halhmg 
der FDP - angenommen worden. 

Merne Ih1m€'n und Herrenl Wir kommen nunmehr zur 
Al1wicklung der Resttagesordnung. Ich rufe auf den 
Punkt 4. <lr>r T:-igf>~ordnung: 

MitfoihmK des Präsidenten des Landtags betref
fend Durchführung de.s Lastenausgleichsgesetzes; 

hier: Wahl der Beisitzer für die Beschwerdeausschüsse 
des l,andesausgleiehamt.es 

- Drucksache II/528 -

Hierzu ist mit der Drucksache II/547 ·ein gemeinsamer 
Von.d1l11g der drei Fraktionen -ergangen mit dem Än
dt>rung.santrag II/553, der ebenfalls ein Gemeinschafts
<-intrag dff drei Fraktionen ist. Wer diesem Antrag 

1 

Antrag des Petitionsaus~chusst>S bet.reffend 
beratene Eingaben 

- Drucksachen IV55Z/554 -

Zu1· Berichterstattung hat das Wort der Herr Abge
o!:'d.nete H ü.lser. 

Abg.Hül~r: 

Herr Präsident! M~ine sehr geehrten Damen und Her
ren! H~u~e soll der Abschlußbericht über die Al'l.>eiL 
des Petitionsau..;;ismus:-1."s während der vierjährigen 
Legfalaturi)eriode des III. Landtages und über ihr E1·
gebnis erstattet werden. ln diesen vier Jahren sind 
insgesamt ~30 Eingaben eingegangen. Davon mußten 93 
gemäß§ ~4 unserer Geschäftsordnung durch den Herrn 
Landtagspräsidenten als unzulässig zurückgewiesen 
werden, Von den insgesamt 2.97 Eingaben, die positiv 
erie<Hgt wµ.rden, konnte ein Teil auf dem Wege der 
Beratung des Petenten oder einer V·ermittlung bei den 
zust.lindigen Behörden usw. bereits durch die Landtags
verwaltung bereinigt werden. 349 Eingaben mußten 
zurückgewiesen werden, weil das darin vorget.r;igt>oe 
Anliegen im Rahmen d€r g-esetzlichen Bestimmungen 
oder aus anderen ;i;wingenden Gründen keine Bei·ück
sichtigung finden konnte. Der Landesregierung wurden 
75 Eingaben überwiesen, und zwar als Material 21 zur 
Erwägung 32 u~d zur Be1·ücksichtigung 22. Zur Bch~nd
lung im Landtag ungeeigni!t waren 50 Eingaben, wäh
rnnd 12 Eingaben zuständigkdtshalber an andere Par-

. laTflente u.s~. überwiesen wurden. Nicht mehr erledigt 
werden konnten 54 Eingaben, die daher für den neuen 
Landtag zurückgesteUt werden mußten. 

Es wird inteiessieren - ich bin so optimistls<:h, das an
zunehmeo -, au.f welche Sachgebiete sich di,e 1130 Ein
gaben bezogen haben. Im Bereich der Justiz und der 
übrigen Verwaltungszweige bewegte sich das Anliegen 
vQn: "~73 Eingaben. Wirtschafts- un<i Steuerfragen hal
ten 00 zum Gegenstand; 83 beschäftigten sich mit Woh
nu,µgii41,1;1g~~gi;?~heiten. 108 mit Person&lfragen, 14ß mit 
So~~al:i:!"nt~µang~Ie~nheilen. Mit Kri~gs- und Besat
zun-gsschäden sowie Vertriebenenproblemen hatten es 
101 Eingaben zu tun, mlt der Wiedergutmachung 43, 
mit Landwirtschaftsfragen 20, wiihrend 60 Eingaben 
allgemeine soziale Angelegenheiten zum Gegen,;tand 
hatten. 

Sie haben aus den AngalH:n ül>er die Art der Eingaben, 
die icb soeben vorgetragen habe, und die Ihnen in fast 
jeder Plenarsitzung - wie auch heute wieder - in der 
gedruckten Sammelübersicht unle1·breitel wu1·<len, fest
stellen können, daß es sich rast aus.schließlich um An
liegen einzelner Personen oder f<' cimi liPn gPh ;:i.ndelt hilt. 
Menschen, die neben uns leben und die Unrecht zu er
leiden glauben oder aus elner Notlag€' keinen Ausweg 
mehr wl.i~n, wendt?n sich verfrHUf"nsv<>ll Rn die von 
ihnen mitgewählte Volksvertretung mit der Bitte um 
Rat und Hilfe. Aus einem Teil der Eingaben, die durch 
die Landtagsverwaltung pos itiv erledigt werden konn
ten, ist zu ersehen, daß viele Petenten einfadi. aus Un
wissenheit über die vorliegenden He<:htsverhältnisse 
den W.Pg zur Volk8vertretung suchten. Vielfach hätten 
ihnen die zuständigen öffentlichen Dienststellen durch 
eine .sinnvollere Überprüfung ihi·er Anliegen und ~ine 
freundlichere ßeratung diesen Umweg ersparen kön
nen. 
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Die noch etwas größere Zahl der 349 zurückgewiesenen 
und der 50 für eine Behandlung im Landtag ungeeig
neten Eingaben zeigt, daß auch in -sehr vielen Fällen 
unerfüllbare Wünsche und Forderungen an den Land
tag gestellt wurden, zu einem nicht unerheblichen Teil 
;iuch aus verstiegener Rechthabet·ei und anderen wenig 
sachlichen Gründen. 

Jede dics·er Eingaben ist nach der Einholung einer Stel
lungnahme des zuständigen Ministeriums von einem 
Mitglied des Ausschusses bearbeitet worden, bevor er 
dem Ausschuß das Anliegen des Petenten mit seinem 
eigenen Vorschlag für die Art der Erledigung vorge
ti·agcn und damit eine Grundlage für die Beratung 
und Beschlußfassung gegeben hat. Dabei hat uns der 
in den Sitzungen regelmäßig anwesende Vertreter der 
Staatskanzlei ort mit seinen Auskünften seh1· wertvolle 
Hilfe geleistet, gelegentlich auch dazu besonders ange
forderte Sachbearbeiter der zuständigen Ministerien. 
Dieser aus der Art der Eingaben erwachsene Arbeits
stil hat es mit sich gebracht, daß der Ausschuß zu 
einer Arbeitsgemeinschaft wurde, in der die Fraktions
und Pal'tcizugehörigkeit der einzelnen Mitglieder kei
nerlei Bedeutung mehr haben konnte. Wir wurden 
Menschenschicksalen gegenübergestellt, die mit oder 
ohne eigene Schuld auf die Schattenseite des Lebens 
geraten sind und unsere verständnisvolle Hilfsbereit
sch<.1ft suchten. Da hat jeder sein Bestes getan, um eine 
Lösung oder auch einen Ausweg zwischen den Para
gruphen zu finden. Es wurden dabei Hinweise gegeben 
und Erwägungen angestellt, ohne daß für fraktionelle 
Gruppenmeinungen Ansatzpunkte und Spielraum blieb. 
Es hat sie auch niemand gesucht angesichts der im 
gtmzcn gesehen doch oft geringen Möglichkeiten für 
eine wirksame Hilfe. 

Wir habl.!n die Aufteilung der Eingaben au! die ein
zelnen Ausschußmitglieder nac.11 den beiden konkur
rierenden Gesichtspunkten der örtlichen und der fach
lichen Zuständigkeit vorgenommen. Dadurch haben sich 
ein:>.clnc Mitglieder zu Spezialisten für typische Sonder
fälle entwickelt:, so z. B. der Herr Kollege Kurener 
für langjährige Strafanstaltsinsassen und Wiedergut
m{1chungsanwärter und der Herr Kollege Simonis für 
schwierige Rechtsstreitfälle. 

(Beifall des Hauses.) 

Mit einem besonders her-L.lichcn Dank muß ich aber 
auch die Mitarbeit unsurer vier weiblichen Mitglieder 
hervorheben. 

(Beifall des Hauses.) 

Sie haben sich mit ihrem mütterlichen Wesen besonders 
liebevoll der Fälle von in Bedrängnis geratenen Fami
lien, Müttern und Kindern oder Jugendlichen angenom
men. Wir haben es immer dankbar empfunden, daß 
wir die größte Zahl von weiblichen Kolleginnen in 
unserem Ausschuß z.u verzeichnen hatten. 
Aus dieser Erfahrung heraus unterbreite ich den künf
tigen Fraktionsvorständen des IV. Landtages die An
regung, bei der Neubesetzung des Petitionsausschusses 
die für seine erfolgreiche Arbeit so wichtige geo
graphische und fachliche Zusammensetz.ung besonders 
zu b eachten. Denn in sehr vielen Fällen ist eine per
sönliche Einsichtnahme in die vorliegenden Verhältnisse, 
eine Vorsprnche bei den zuständigen Dienststellen und 
eine persönliche Aussprache mit den Petenten selbst 
für eine zuverlässige Beurteilung des Anliegens der 
einzelnen Eingaben sehr wünschenswert und oft unbe
dingt erforderlich. 
Bei diesem Schlußbericht und in dieser Abschieds
stimmung will ich mich darauf beschränken, nur einige 
wenige typische Beispiele der verschiedensten Art an-

zuführen, mit denen wir uns auseinander zusetzen hat
ten. Da verlangte z. B. ein im Bergischen Land lebender 
Geschäftspartner eines Pfälzer Betriebes, mit dessen 
Inhaber er sich überworfen hatte, die Rückgängig
machung der Verleihung des Bundesverdienstordens 
an diesen Inhaber mit einer sehr gehässigen Begrün
dung. 
Zwei Beispiele einer unverständlich langen Dauer der 
Behandlung eines Antrages: Erstens die Petition des 
Kriegsbeschädigten M. U. vom 28. November 1958. Der 
Petent bezog seit 1. Oktober 1950 wegen mehrerer 
innerer Kriegsfolgeleiden - es war eine 40prozentige 
Erwerbsminderung festgestellt worden - eine Versor
gungsrente. Nach fachärztlicher Feststellung einer we
sentlichen Besserung der Leiden erteilte das Versor
gungsamt am 19. November 1954 den Rentenentzie
hungsbescheid. Das ging aber ziemlich schnell. Der 
eingelegte Widerspruch und die Klage beim Versor
gungsgericht wurden abgelehnt. Am 23. Juli 1957 er
folgte in der Sozialgerichtsverhandlung ein Vergleich 
dahingehend, daß eine nochmalige Überprüfung des 
Rentenanspruches erfolgen soll. Am 18. Dezember 1957 
wurden dem Antragsteller mehrere zusätzliche Fragen 
zur Klärung des Sachverhaltes vorgelegt, die er am 
folgenden Tage beantwortete. Er wartet mit seinen drei 
kleinen Kindern und seinem bescheidenen Einkommen 
noch heute auf den Bescheid, also über 11/: Jahru nach 
der Zusage einer e rneuten Überprüfung des Renten
antrages! 
Der zweite Fall: Der Sowjetzonenflüchtling K. P . be
antragt Anfang 1955 den Flüchtlingsausweis C. Er ha tte 
in der Zone eine kleine Gerberei und wurde zu 11/i 
Jahren Gefängnis verurteilt wegen „Wirtschaftssabo
tage", und l'ein Betrieb wurde enteignet; das bekannte 
Verfahren zur Umwandlung von privaten in volks
eigene Betriebe. Der Flüchtlingsausweis C wurde ihm 
nach seiner Flucht jahrelang von den verschiedenen 
Behörden verweigert, bis er ihm jetzt auf Anweisung 
der zuständigen Bezirksregierung - nach erneuter über
prüfung des Sachverhalts - durch das Landratsamt 
ausgestellt wurde. Nach vierjährigem Kampf also. Der 
Sachverhalt ist heute wie er auch vor vier Jahren war! 
Wir erlebten jedoch auch mehrfach, daß die vorgesetzte 
Dienststelle sich auf unsere Vorstellungen hin alle 
Mühe gab, den von einem ihrer Bediensteten durch 
mangelhafte Bearbeitung eines besonders tragischen 
Falles mitverschuldeten Schaden wiedergutzumachen. 
Auch das will ich nicht unerwähnt lassen. 
Um Ihnen nun aber einen Eindruck davon zu ver
mitteln, welcher Art manchmal die Leb ensschicksale 
sind, denen Ihr P eti tionsausschuß sich gegenüberge
stellt sieht, darf ich z.um Schluß einen Fall erwähnen. 
der in dem Ihnen heute vorliegenden Sammelbericht 
enthalten ist. Ein heute 35 J ahre alter Mann aus einem 
abgelegenen kleinen Dorf eines westp!äl7.ischen Land
kreises wird im ersten Lebensjahr von Kinderlähmung 
befallen und bis zum 14. Lebensjahr i;,iebenmal an ver
schiedenen Körperteilen operiert, offenbar mit mäßi
gem Erfolg. Er versucht, das Buchbinderhandwerk zu 
erlernen, muß aber nach einem Lehrjahr diesen Ver
such wegen körperlicher Unzulänglichkei t aufgeben. 
Dann b esucht er kaufmännische Berui~fachlehrgänge 
in Würzburg. Nach einem ha lben Jahr muß er auch das 
aufgeben, weil seine Mutter stirbt und er in der väter
lichen Gastwirtschaft gebraucht wird, die ein Zwerg
betrieb ist, denn der Vater ist im Hauptberuf Hiltten
Hrbeiter. Unser P etent betreibt nun n~bcnher HP.im
$tudien in kaufmänni8chen Fächern. 
In den letzten zwei Kriegsjahren war er als kaufmän
nischer Angestellter tätig, und seitdem ist er mit ein
e:nhalbjähriger Unterbrechung arbeitslos. Er hat die 
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viiterlid~ Gastwirtschaft als völlig unzulängliche Le
l-wnsgrundlage üben1ummcn. Nun wendet ·Sich auch 
dies<>r Mann an den Landtag mit der Bitte wn Hil!e. 
T:-<i!< .So;dalminisfrrium hat anerkennenswcrterwcise so
fort die örtlich und bezirklich zuständigen Dicnststel
lf'n 1rnfgefordert, in voller Ausnutzung auch der Er
rrn~~siJnnn<iglichkeiten helfend einzugreifen, das heißt, 
<lie BPmühungen um eine Arbeits1rermittlung verstärkt 
(ortzuset~en und ihn durch eine Gleichstellung nach 
§ 2 des Schwerbeschädigtengesetzcs und Ausstattung 
uilt orthopädischen Hilfsmitteln usw. zu unterstützen 
lind <irbeisfähiger zu machen. 
Und nun muß kh noch etwas hinzufügen, was mich 
verRnlaßt hat, gerade diesen Fall als ein besonderes 
BeiF:piel hilfesuchender Mitmenschen hier anzuführen, 
di•! si('h Rl'J riif> Volksvertetune: als ihre letzte Hofinung 
für eine Erleichterung ihn~s bitteren Lebensschicksales 
WlmdE'n. F.i; himdelt sich um einen Menschen, dessen 
Lebcn:sw<•g von frühester Kindheit an ein ununterbro
chener LP.idensweg in sehr primitiven Verhältnissen 
g.:we;:-;en ist und aus dessr.n Eingaben trotzdem un
gewiihnliche geistige und sittliche, auch staatsbürgct·
l iche Qualitäten sprechen. Hier wird nicht Hilfe zu 
vmem bequemeren Leben auf Kosten der Allgemein
heit ~efordert, sondern lediglich „Hilfe zur Selbst
hilfe!" Ich muß aus seiner Eingabe wörtlich - mit Ge
nehmi~ung des Herrn Präsidenten - zitieren; 

Damal~, in meiner Jugendzeit. 1.1:u1·de mir all das 
Tragische gar nicht so bewußt, weil ich tatsächlich 
eine gute Portion Optimismus und auch Energie 
mitbrachlE>, um mir die eigene Welt so zu gestalten, 
wie es meinen Trlcalen und Vorstellungen entsprach. 
W~hrend der Zeiten, da ich ohne BeschlHligung 
war. habf' ich mich mit beruflicher Fortbildung und 
verschiedenen Proulemen, d. h. geistigen Wissens
g~hiE'1.f>n. befaßt. Nach dem Kriege erlebte idl dann 
t>ine F:nttäuschung nach der anderen. Letztlich wurde 
mir klar bewußt, daß ich auf dem „Schutlhaufen 
des L1>h•·ns" gelandet war. 

Und nachdem er dann seine bescht~idcnen Wünsche 
nach €iinem Hüfts.lülzappara~. rtaehorChopädicSchenScllu
hen mit F.inlagen. nach einigen weiteren Operationen, 
cla1·.1!:t-leg1 hal. an den Kosten er sich nach seiner be
'-<'h<"i<l1men Möglichkeit beteiligen will und nur mit 
lt-ithler Ritterkeit beklagt, daß ein Beschädigter seiner 
Art. anderen Bc~chädigten gegenüb<>r so benachteiligt 
is t.. btkcnnt dieser Mann trotzdem: 

Nun, die geistige Freiheit habe ich auch nicht ver
loren, und so darf ich mich wenigstens vor Gott 
mit allen M en schen gleichfühlen, wiewohl di~er 
GC'd<inke auch nicht nnnähernd der Wirklichkeit 
cnlspi•icht. 

Ich kenne <lie reiig.iöse und parteipolltilioehe Zugehörig
kl'if dieses Mannes nicht und bin froh darüber. Aber 
iC'h verlwu.ge m ich mit grenzenloser Hochachtung vor 
Pin<>r ~nldwn beispielhaften .mem.chlichen Haltung! 

Jch glaube. d.aß wir die zuständj,gen Diensts.teilen da
für vern.ntwort:lich machen müssen, daß diesem Manne 
w; rk.~nm gt>hol.fen wi:ro. Dei: Petitionsciusscbuß erwar-
1t•t. daß sein Nachfolger im neuen Landtage bald einen 
Bt•richt über das Ergebnis dieser Bemühungen erhält. 

Dr>r P01'ition5flus.~chuß kann gewiß f-eststellen, daß er 
im Aul'tr<1ge des Landtages se!nen bescheidenen Bei-
1.r<1g zu1· Behebung der Notstände .geleistet hat, die an 
ihn herangebracht wurden. Sfärker als die Genug
tuung darübf'r ist aber ·das peinliche Gefühl der0hn
m <uh1 angesichts der Erkenntnis, daß allzuviel Not 
und Verlass('nheit übrig bieibf, an denen satte Mit
m t·nS<'hen und aktenblinde Bürokraten ohne volle Aus-

schöpfu~,s..)hr~ . mitmenschlichen HilfRmöglichkeiten 
durdl Rat untl 'l'at vorrül>crgehcn. Der Petitlionsarn;
schuß des neiuen Laoot.ages möge seine Aufgabe als in 
das Niemandsland zwischen oft unzulänglichen Para
graphen und DiensJ,stellen - d. h. zwischen Legislative 
unid. Exekutive - vorgestreckter Ai'm der Volksvertre
t~.};i;ii~ .. !'.!>9.ffi.„m~hr_J;:rfp~g ~rfi;illen können, als es dem 
mit diesem Schlußbericht abtretendP.n bcscllie<Ien war. 
Ich beantrage, der Landtag möge sich die in den vor
Llegenden Drucksachen Il/552 un-ct II/5'54 aufgeführt'.en 
Ent$t.'he-tdungsvon«~.bli:ige durch Annahme zu eigen 
machen. 

(Beifall des Hause;.J 

Vbeprl1!1ld~nt Piedmt>nt: 
Ich danke dem Herrn Bericht~rstatter für seine Aus
führungen und lasse abstimmen über die Anfräge 
I1.':i5rl un-d II/554. Wel' den .b~iden Anträgen df>s Peti-

„ iloosaussehusses seine Zustimmung gebe'll will, bitte 
ich um <l-as Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimm
ent.halt:ungen! Die beiden Anträge sind einstJimmig an
·genommen. 
kh rufe nunmehr aul -den Punkt 7 <ler Tagesorxinung: 
• „ • • · !wettit'üb:if't>i-lfi.'e 'Beratung eines Landesge-

setzes iib~r den Absmluß eines Staats\'ertrages 
~wischen den Ländern Rht'inland-Pfalz und 

Baüen-Wilrtlemberg libl.'r d~n Südwestfunk 
„ „ ~ · „.„„„ · „„ •. · -· Druck!Sä.ch-e II.'531 -

ALs Berichterstatter des Kult'urpolitischen Ausschusse;; 
untl des Rccht"Sausschus~"'s hat .das Wort H~r Abg.e-
ordneter Dr. Dr. Chr.lsfu!fel. ' 

Abg. Dr. Dr. Chrlstoffcl: 
Herr Prä::itdent! Meine Dam<?n unrl Herren! Der Kul
turpoUtische Ausschuß und der R echtsausischuß haben 
In "g~'ltil'.lfn'Sam:et · Sitzung am 18. März übet· die Regie
nmg~orl-<1ftP II/53'1 - LandPSP.E>sef'z üher cif>n Abschluß 
('inets Staat.„vertrag-e:- zwisch4!n den Ländern Rhein
la111d.-P!al:& und. Baden-Vl'ürttember·g über <len Süd
westfunk - beraten. Dabei ergab s ielt folgend·e Auf-

.. t.a.asl.l.tlg .• d.e:r„ v.e.re.tntgten beiden Ausschüsse. 
Es t.!egf im sta111o:pol!tischen Tntere!:i=:e nPS Lnndf'i:;, daß 
der 1952 zwischen doen damals noch be~tehtnden L än
dern Sudbnden unn Südwi.irttemberg einerseits und 
dem Lande Rheinland-Pfalz andererseits auf zehn 
Jahre ubge!;Chlossene St1v1t.~Vf~r'f:rng über den Südwesl'
funk auf weitere zehn Jahre b ls 1972 verlängert wird. 
Däs Lund hat die Verpfl.ichtung, die Versorgung seiner 
Bevölkerung <furch Hör- uud l<'ernsehrundfu nk unab
hängig von aHen run<ifunkrechtlichen und rundfunk
polifüdlen Entwicklungsmöglichkeiten, die sii.:h in der 
Zttk11nft in'nerh<1lb der Bundesrepublik ergehen kön
nen, in jeder Hinsicht sichet·z.ustellen. 
Für den ~üdwe~tfunk, der sich in den z.ehn Jahren 
~dncs von der BC$atzungsmacht unabhängigen Beste
h<:ns ? U ~in.;im leii>ttm.g<>fähi.g•m und aH.~emein aner
kannfän Kulturin1>tltut hohen Range.s entwickelt hat, 
ist d.le Gewähr, auf längere Zeit bestehen zu bleiben, 
dl~ Vora'U$setzung dllfl.lr, daß er zumal im Fernsehen. 
diesem sehr be<Icutenden Kommun.ikation:smlt1€I von 
unaufhaI~amer Aufwärt-"entwicl<lung, ein:en v ollwer
tigen Belt.n1g i.m Ra hmen der übrig.en Sendeanstalten 
leisten kann. Zu d iesem Zweck ist die beschleunigte 
Enicb.tu~ des geplanten Fernsehstudios in Baden
Baden, da:> dem seithel"igen behelfsmäßigen 1md un
wirTtsclJ.afllichen Betrh:b in einer Reihe von g€rniete
ten Kleinunterk~nl'ten ein Ende machen soll, eine un
bedingte von Rundfunk- und Verwaltungsrat einstim
mjg anerkannCc Notwendigkeit. 
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Da der Schwerpunkt der Organisation des Südwest
!unks auf Grund seiner Entstehungsgeschichte nun 
einmal in Baden-Buden liegt, haben die Aufsichtsgre
mien clnmüt'ig beschlossen, daß auch in Rheinland
P!alz, das über 55 v. H. der Hörergebühr beisteuert, 
zusätzllchl! Anlagen geschaffen werden, durch die ins
besondere die Fernsehversorgung wesentlich erweitert 
und vcrbcsscrt ::.owie eine optimale Erfassung des 
Sendebereichs gesJ.chert: wird. 
Die:>e Einrichtungen sind zum Teil bereits erstellt, wie 
der große Fcrn.>ehsende1· von 20Q kw auf dem Hart
ko1>f im Hunsrück und der kleinere von 25 kw auf 
d<'m Sc.:hurl('bcrg in der Eifel. Die Erweiterung des 
Lan<.lesstudios in Mainz um eine Filmprodukt'ionsstätte 
~owic <'inen großen Sendesaal zur Übertragung von 
Untcrlwltungssendungen ist in Angriff genommen. Die 
Hcraushebung des Landesstudios Mainz, die seiner 
BC<l.1.'Ulung a'ls ein das gesamte Land erfassendes Kom
munikut'ionsinstrumenl am Sitze der Landesregierung 
t"nlspricht, ist kürzlich beschlossen worden. 

(Abg. Haehser: Am Sitze des Landtages!) 

- Gut, das köl1il'.lcn wir hinzufügen. Es handelt sich ja 
dabei ganz wesentlich um die Kontakte mit den Stel
len, die die Landespolitik vertreten. 

{Abg. Ful!hs: Das ist aber nicht nur die 
Landesregierung, Herr Kollege!) 

Il!h glaube, wir sind uns doch klar darüber. Es han
delt sich hier um eine Vertretung der Landespolitik in 
ihrer ganzen Breite von Regierung und Landtag. 
Ein zwcit('r großer Sendesaal wird in Koblenz in der 
von der Stadt geplanten Festhalle gewonnen, an deren 
Erstellung sich der Südwestfunk durch Gewährung 
eines größeren Kredites beteiligt. 
Schließlich ist auch noch dies zu sagen: Wenn in dem 
einmal angenommenen Falle einer Nichterneuerung des 
Staatsvertrages der Südwestfunk zu bestehen aufhört, 
~<> würde seine sehr günstige Mittelwelle voraussicht
lich vom Bund übernommen, ginge Rheinland-P!alz 
eines großen Teiles der durch die Hörergebübren sei
ner Bevölkerung mitfinanzierten Anlagen des Südwest
funks verlustig, stünde das Land ohne eine eigene 
Rundfunkversorgung da und wäre gezwungen, sich 
der Sendeanstalt irgendeines Nachbarlandes unter ver
mutlich nic.:ht sehr günstigen Bedingungen anzu
s1.:hließen. 
In Erwägung dieser von mir kurz geschilderten und 
von den Ausschfü~sen beratenen Sachlage und im Hin
blick au! die dcrz<'itige rundmmkpolitische Situation, 
empfehlen der KuHurpolitische und der Rechtsausschuß 
einstimmig bei einer Stimmenthaltung dem Hohen 
Hause, der Verlängerung des Staatsvertrages über den 
Südwest!unk seine Zustimmung zu geben. 

(Beifall im Hause.) 

Vizepräsident Piedmont: 
Das Wort hat der Herr Abgewdnete Fuchs von der 
Fruktlon der SPD. 

Abg. Fuchs: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir, daß ich aus Anlaß der Verlängerung des 
Staatsvertrages über den Südwestfunk einige grund
sätzliche Bemerkungen zur rundfunkpolitischen Situa
tion Im Bereich des Südwest!unks mache. 
Die SPD-Fntktion wird der Verlängerung des Staats
vertrags zustimmen. Sie tut das in der Erwartung, daß 
der Siidwestiunk eine unabhängige, von jeder Bevor
mundung freie Institution bleibt. Die Demokratie er-

fordert die ausführliche Unterrichtung des Staat..sbür
gers über das politische Geschehen. Dabei sind Rund
funk und Fernsehen zu einer kaum abschätzbaren 
Macht geworden, von deren verantwortungsvollen 
Handhabung außerordentlich viel für die Festigung 
unseres demokratischen Lebens abhängt. Bittere Erfah
rungen der Vergangenheit sollten uns alle dnvor war
nen, irgendeine Form des Staat:.srund!unks zu wollen 
oder gar zu fördern. Der Rundfunk hat der Gesamt
heit der Staatsbürger zu dienen. Wir wollen damit den 
verantwortlichen Gestaltern des Rundfunkprognimms 
keineswegs das Recht absprechen, Meinungen zum Aus
druck zu bringen. Die SPD will nicht den unpolitischen 
Rundfunk. Aber wir !ordern einen Rundfunk ohne 
parteipolitisiche Schlagseite und frei von jedem Re
gierungsdirigismus. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Kunkel: Siehe 
Hessischer Run~Hunk!) 

Leider sind die Versuchungen gerade beim Südwest
funk in dieser Richtung nicht zu übersehen. 

(Abg. Korbach: Hessischer Rundfunk!) 

Wer solche Tendenzen fördert, untergräbt die Veran
kerung des demokratischen Gt!dankens in unserem 
Volk und verkennt den elementaren Grundsatz, daß 
es in einer Demokratie keine StaatsparLei gebt!n dar! 
und auch kein Monopol der jeweiligen Regierungspar
tei auf die Meinungsbildung über die politischen Sen
dungen des Rundfunks. rn diesem Sinne legt meine 
Fraktion Wert auf die Feststellung, daß die Personal
politik des Südwestfunks mehr als bü;hcr die Vielfalt 
unseres politischen Lebens widerspiegeln muß. Die in 
den letzten Wochen erkennbar gewordenen Bestrebun
gen, das Landesstudio Rheinland-Pfälz in Mainz stär
ker in den Dienst der landespolitischen Unterrichtung 
der Hörer zu stellen, findet unsere Unterstützung. 
Wir wissen, daß es schwer ist, es jedem recht zu mn
chen, aber der 'Wille da7.u muß wenigstens vorhanden 
sein. Deshalb erwarten wir auch, daß dir Umbcsctzunl-t 
in der Leitung des Landesstudios dieser Notwendig
keit gerecht wird. Die Bestrebungen der Bundesrcgic-
111ng, einen bundesabhängigen Rundfunk und ein bun
desabhängiges Fernsehen zu schaffen, sind leider im
mer noch nicht aufgegeben worden. 
Mit der Zustimmung zur Verlängerung d€'S Staatsver
trages verbinden wir deshalb unsere klare Fcst~tel

lung, daß wir immer auf der Seite derjenigen stehen 
werden, die die Freizeit und Unabhängigkeit de:> Rund
funks fordern, vertei<.ligen oder sicherstellen und die 
ulle Versuche, einen Regierungsrundfunk auf Bundes
ebene zu erzwingen, zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Piedmont: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Matthes von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Matthes: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Herr Kollege Fuchs, wir befinden uns in absoluter 
Übereinstimmung, daß wir auch keine Bundesrund
funkanstalt wilnschen. Ich darf dabei erinnern an die 
Stellungnahme der Ministerpräsidentenkonferenz in 
Koblenz im Oktober vorigen Jahres. 

(Abg. Fuc.:hs: Wir stehen dabei auf Ihrer Stlitc!) 

Herr Kollege Fuchs, ich wollte nur unsere Obereinstim
mung in der grundsätzlichen Haltung zum Ausdruck 
bringen, weil sonst der Verdacht entstehen könnte, daß 
e twa die Regierungspartei eine andere Auffassung in 
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b!!ZUl;l auf das sogenannt<:! geistige oder politische 
Sleuern dieses Instrumentes anstreben würde. Im übri
~cn alwr dürfen wir feststellen, daß in be-l.ug auf die 
Funktion de~ Rundfunks, auf die Personalpolitik des 
Hundfunks ganz allein zuständig sind die dafür be
~I imm1>'n Gr"'mien und die dafür laut Staatsvertrag 
und !::tut Satzungen zusammengesetzten Verwaltungs
ri";1e und der Rundfunkrat, in dem ja auch die Bevöl
kPl'tmg, vor allem die Hörer, in maßgebender Weise 
;;ur Spr•ache kommen sollen, und in dem darüber hin
:•t1;; HUl'h d~r Landtag selbst vertreten i:>l 

E~ heiiteht also keine Besorgnis, und wir sollten 1n 
C'incr Hini;;kht un~<>re Einmütigkeit aus~prcehC'n, näm
lich zu dem Bestreben der Regierung, die F1·eiheit des 
Hundfunks zu erhalten, unser ja zu sagen. 

(Beifall des Hauses.) 

Vize-1>räsid<'nt Pi~dmont.: 
]);\:-; Wor1 hat HPrr Ministerpräsident Dr. Altmeier: 

Ministeri>räsident Dr. h. c. Altmeier: 
Herr Pr~sidcnt! Meine Damen und Herren! Z\vci Sätze 
wollte ich als Antwort auf das eben Gesagte hier fost
)1alten: 1. nie Vedängerung des Staatsvertrages über 
<'••n Sü<lwE>stfunk ändert in diesem Staatsvertrag ein 
('inziges Wort. Aus dem Wort ,,19f12" wird das Wort 
„1972". 

ü\hg. Bauer: Das ist uns bekannt. - Abg. Schuler: 
Scheinbar aber nicht!) 

Ich glaube. nach dem eben Gehörten wäre das offen
sichtli~h nicht bdrnnnt. Alles übrige, was im Staats
v('rfra.e: über den Südwestfunk steht, bleibt auch \vei
tPr rlarin hesh!hen, Damit ist zugleich auch das ge
n·gdt. WRS rlf'r Herr Abgeordnete Fuchs soeben hier an 
Wiins~hen usw. vorgetragen hat. Das zweite ist ein 
'Wort de!' Dankes tür die Unterst.üt.;mng der Landes
r·rgiPrnng in bezug auf die Gestaltung des sogenannten 
Bundes rundfunks. Sie kennen - ich habe darüber an 
dieser· Stelle gef!procbcn - die Bestrebungen nach ei
nPm Bundesrundfunk, nach einem zweiten Fernseh-
1m)gramm. Sie wissen von der übcre-instimmi;!nden 
Hnltung aller Länder, ebenfalls !ür die gemeinsame 
Gest<1ltung dieser Probleme jederzeit zur Verfügung 
zu i:tehen. sie nber andererseits in der Form eines Bun
d 1· :- n1n<i funk- bzw. oder Fernsehgesetzes abzulehnen. 
D!P lVlinhi terpräs.identcn, die darüber in Koblenz ,ganz 
L'indeutige Beschlüsse gefaßt haben und seit dieser Zeit 
mil fler Bundesregierung verhandt'ln, haben diese ihr.;) 
Haltung am letzten Donnerstag nachmittag in einer 
kleinen Ministerpräsidentenkonferenz unter meinem 
Vor~it:i: noch Pinmal <lll~drücklich bestätigt. Ich w11r bei 
di~sP!' C!P1"i'"nhPit al!Prdings 7.U unserer Freude in der 
I agP, Pin Schreiben des Herrn BundeskanzleTs be
kanntz11g(•ben, laut welchem die bisher vorwiegend 
~wim Bundesinnenministerium vorhandene Netgung, 
rliesc> Frngi> nur in der Form eines Bundesgesetzes zu 
n·~eln, aufgegeuen und el'kcnnbar wurde, daß die 
\'c>rhanrlh.mgen fortgeführt werden auf der Basis, zu 
t•iner gütlichen Übereinstimung, gegebenenfalls in der 
Fot'm c>inPs Rtaatsv ertrages oder in der Form von Ver
w;1Jtungs~hkommP.n zwischen Bund und Ländern zu 
p.;elangen. 
Id1 gebe der Zuversicht Ausdruck. daß diese Frage ei
nen guten Verlauf und zum Schluß ein Ende nehmen 
wird. wif' Ps un~erer Kom:eption eni~pricht. 

IR.Pif~JI des Hauses.! 

\ ize11riisidcnt Picdmont: 
WorhI!Plciungen liegen keine mehr vor. Wir kommen 
zur Abl'timmung über <lie Drucksache 11'531 - Landes-

geset:i: über den Abschluß eines Stantsvert.rages zwi
schen Rheinland-Pfalz und Baden-Wültembel'g über 
den SüdwC\Stfunk, §§ l und 2. kh rufe auf d:ie Artikel 
I und II, Einleitung und Übersrhx·ift. Wer diesem Ge
setz - Drucksache ILl531 - in zweiter Beratung zu
stimmen wlll, den bitte ich um das Handz~ichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Wfr kommen gleich zur dritten Lesung. Wer diesem 
Gesetz ln dritter Lesung zustimm('n will, dPn bitte ich, 
sicti. vom Platz zu crhcl>cu. - Ich dankt• Ihnen. - Die 
Cegenprol:)e! - Stimmenthaltungen! - Das Gesetz ist 
e:ln!:trmt1tr~· 1 ' ~'Me'homrnen. 

Ich 'rufe auf den Punkt 8 der 1'Rge1mrdming: 

Berichterstattung des \Virt„diafts- und \Vif'dl'r
au16auausscbusses ~um Antra~· der Frakfüm d~r 

SPD betreffend Mainz"r Umgehungsstraße 

- Drucksachen Il/5:.!7/548 -

Glekhzeiitig rufe ich, auf den Punkt 9 der Tagesord
nung: 

Berichteristattung des Wirts<'ha.Us- und Wieder
aufbauausschusses zur Großen Anfrage der f'rak
tion der SPD beb·effend Plan der Umgehungs
straße - Bundesstraße 42 - Abs<'hnitt Niederlahn-

stein-Oberlahnstdn-ßrauba<•h 

- Drucksachen 11/482/549 -

Berichterstatter für beide Punkte i'sf Herr AhgN>l'd
net.er Pickel. dem iL'h l1iennit dn!' Wort 1?i-U>ile. 

Abg. Pfoke1: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! kh dacf 
mich wegen der vorgerückten Zeit kurz fassen. Der 
Wirtschafts- und Wieper;mfbauausschuu hat in seiner 
Sitz.ung am 18. März 1959 beschlo~ sen, dem Plenum 
folgenden Antrag zur Annahme zu empfehlen, der Ih
nen in der Drncksa1.he IL'548 vorliegt: 

Der Landfag wolle he.schliPl\Pn: 
Auf Grund der Erkfärung df:'i: RPgip;·ungsvt>rtreters 
ln d E'r 15. Sitzung de~ Wirtsf'hAfts- und Wie<ler::tuf
bam1usschuss~ am 1R. März Hl!'i9 wird dPr AntrA."!" 
der Fraktion der SPD befrPffpnf( n~ainr:Pr Umgf'
lrnnl'(sslraße - Drucksachl? TT/527 - für erlP<iigt Pr
klärt. 

Der Ausscliuß empfiehlt jedot'h dem Ministerium für 
Wirtschaft' und Verkehr, vor Ausführung der t>n<lgül
tigen L!nienWhrung noclunals die Stadl Mainz ;w hö
ren. 
Der Aus~chuß hat ferner beschlossen: 

Der Landtag wolle beschließen; 
Auf Grund der Erklärung des RegiPJ ungsvertreter.s 
ih der 15. Sitzung des Wirtschafts- un<l Wiederauf
bauausS'cllusses am 18. März 1959 wird di(" Groß<:' 
Anfrali!e der Fraktion der SPD rwtr.-ffPnti Plan df'r 
Umgehungsstraße - Bunde:'lsfraßp 42 - Ah!':chnitt 
Niederlahnstei·n-Oberlahnstein-Braubach - Druck
sachP. TI/482 - für erledie:t erkHirt. 

Dieser Antrag liegt Ihnen in der Druck~.~ch(' JTi549 vor : 
er erfolgte wegen der Einigung der zuständi~en In
stanzen. Der Ausschuß biHt-t das Hohe Huus. beiden 
Anträ.ii:en zuzustlmmi?n. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Ich danke dem Herrn Bcl:'ictlierstatter. Wir kiinnl?n 
abstimmen über den Antrag Ili548. Wer diesem An-
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<Piedmont) 
trag zustimmen will, den bitte ich um das Handzei
chen. - Dle Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Der 
Antrag ist einstimmig angenommen. 
Ich ru!c auf die Drucksache II/549, Antrag des Wirt
schafts- und Wiederaufbauausschusses. Wer diesem 
Antrag zustimmen will, den bitte ich um das Hand
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Der 
Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir sind damit am Ende der Tagesordnung. Es ist noch 
beka.nntzugeben, daß die Fraktion der CDU heute abend 
20 Uhr zu einer Beratung zusammentritt. Die nächste 
Sitzung des Hohen Hauses, die 69. Sitzung, findet mor
gen vormittag um 9.30 Uhr statt. Ich danke dem Ho
hen Hause und schließe die Sitzung. 

Sc h 1 u ß der Sitzung: 17.25 Uhr. 


